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Vorwort 
Auf der Suche  nach einem möglichen Examensarbeitsthema entdeckte ich in 
den Akten des Universitätsarchivs Rostock  ein „staatliches Erziehungspro-
gramm des Historischen Instituts“1. In dem Dokument wurde festgehalten, wie 
sich das politische Bewusstsein der Studienanfänger in ihrem ersten Studien-
jahr entwickeln sollte, welche Maßnahmen dafür wann eingeleitet wurden, wer 
diese durchzuführen hatte und wie der Erfolg dieser Bemühungen schließlich 
überprüft werden sollte.  
Die Auffindung dieses Dokuments wirkte in dreierlei Weise als For-
schungsimpuls. Mein Interesse entzündete sich am totalitären Ansinnen, politi-
sche Überzeugungen mithilfe von Sozialtechnologie „herstellen“ zu wollen. 
Mein zweites Augenmerk lag darauf, dass Erziehung hier als planbares Unter-
nehmen erscheint, das durch die Anwendung bestimmter Instrumente letztlich 
zu vorhersagbaren Ergebnissen führt. Drittens bemerkte ich, dass hier Studen-
ten, also junge Erwachsene und nicht Kinder, zum Objekt der Erziehung wur-
den. Diese drei Aspekte waren die Ausgangspunkte der hier vorliegenden Un-
tersuchungen zu den DDR-Universitäten. 
Meine Examensarbeit widmete sich dementsprechend dem „Erziehungsauf-
trag der Universitäten“. An eine allgemeine Darstellung über die Verankerung 
des Erziehungsauftrags an den DDR-Universitäten, die neben Sekundärliteratur 
besonders die  Beiträge der Zeitschrift „Das Hochschulwesen“ als Quelle her-
anzog, schloss sich eine Fallanalyse des „Historischen Instituts“ der Universität 
Rostock an. Wichtige Ergebnisse der Examensarbeit waren, dass die „politisch-
ideologische Erziehung“ der Studenten spätestens seit dem Beginn der sechzi-
ger Jahre eine kaum überschätzbare Bedeutung für die Arbeit der universitären 
Selbstverwaltungsgremien besaß und dass der Stellenwert dieses Themas in 
den Archivalien keinen Gegenwert in der Historiographie zu den DDR-
Universitäten findet.  
 Auf der Suche nach einem erklärenden Begriff für diese Entwicklung 
konnte ich auf die Vorarbeiten Heinz-Elmar Tenorths zurückgreifen der die 
„Pädagogisierung“ der Universitäten im sechsten Band der Berliner Universi-
tätsgeschichte als Hauptrichtung der Universitätsreformen in der DDR be-
zeichnete.2 Auf die Frage nach einer Definition des Begriffes „Pädagogisie-
1UAR 2.01.2, 124: Zweiter Entwurf eines staatlichen Erziehungsprogrammes des Historischen 
Instituts der Universität Rostock für das 1. Studienjahr 1967. 
2 Tenorth, Heinz-Elmar: Selbstbehauptung einer Vision. Zur Einleitung. In: Tenorth, Heinz-
Elmar; Vom Bruch, Rüdiger (Hrsg.): Geschichte der Universität unter den Linden. Bd. 6: 
Selbstbehauptung einer Vision. Berlin 2010. S. 16–18. 
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rung“ antwortete mir Tenorth in einer Email, dass er Pädagogisierung als 
„Ordnung der Institutionen und Lebensläufe“ hinsichtlich der „Erziehungsam-
bitionen der Hochschulpolitik/-pädagogik“ verstand. Um den allgemeinen 
Begriff Tenorths zur historischen Prozess- und Fallanalyse nutzen zu können, 
ist es notwendig, die Umwandlung der Universitäten auf verschiedenen Ebenen 
gesondert zu betrachten: Auf den Ebenen der veränderten gesellschaftlichen 
und politischen Umwelt der Universitäten in der DDR, der SED-
Hochschulpolitik, der universitären Selbstverwaltung, des Berufsprofils der 
Hochschullehrer und ihres konkreten pädagogischen Handelns. 
 In der zweiten Studie dieses Bandes wird der Prozess der „Pädagogisie-
rung“ aus einer anderen Perspektive betrachtet. Am Beispiel der Entstehung 
und Entwicklung des DDR-weit ersten „Instituts für Hochschulpädagogik“ an 
der Universität Rostock wird die Etablierung ein einer erziehungswissenschaft-
lichen Teildisziplin untersucht, die sich zum Ziel setzte, mithilfe von For-
schung und Lehre auf die Ausbildung der Nachwuchswissenschaftler und die 
Organisationsentwicklung der Universitäten einzuwirken.  
Der Erziehungsauftrag der DDR-Universitäten am Beispiel der 
Geschichtslehrerausbildung in Rostock bis 1970 
1. Fragestellung und Forschungsstand
In den letzten beiden Jahrzehnten nach der Wiedervereinigung Deutschlands 
sind auch die Universitäten auf dem Gebiet der ehemaligen DDR immer wie-
der zum Gegenstand historischer Untersuchungen geworden. Während in den 
ersten Jahren nach der Wende die Auseinandersetzung mit der Rolle der 
Staatssicherheit3 und die Frage nach dem Wert und dem Weiterleben der in der 
DDR betriebenen wissenschaftlichen Arbeit dominierten4, wurde in den da-
rauffolgenden Jahren verstärkt nach den institutionellen Bedingungen und 
politischen Verstrickungen der Forschung gefragt. Zugespitzt ging es darum, 
wie viel Freiheit und Autonomie die Forschenden besaßen.5  
Während sich die meisten Untersuchungen zu den Hochschulen der DDR 
mit der Forschung und in geringerem Maße auch mit der Lehre auseinanderset-
zen6, bleibt die Erinnerung an den Erziehungsauftrag der Hochschulen gegen-
3 In Rostock sind dabei vor allem die Studien zu nennen, die der Verband ehemaliger 
Rostocker Studenten herausgegeben hat. Allen voran die Monographien von Karl Wocken-
fuß. Wockenfuß, Karl: Einblicke in Akten und Schicksale Rostocker Studenten und Profes-
soren nach 1945. 2. Aufl. Rostock 2002; Wockenfuß, Karl: Streng vertraulich. Die Berichte 
über die politische Lage und Stimmung an der Universität Rostock 1955 bis 1989. 2. Aufl. 
Rostock 2002; Zur Zielsetzung des Vereins: Baudisch, Markus: VERS – Verband Ehemali-
ger Rostocker Studenten. Aufgaben und Ziele, 2003. http://www.vers-
online.org/aufgaben.html (21.08.2011). 
4 Für die Geschichtswissenschaft z.B.: Jarausch, Konrad H.: Zwischen Parteilichkeit und 
Professionalität. Bilanz der Geschichtswissenschaft der DDR. Berlin 1991. 
5 Diese Debatte wurde am frühesten und am intensivsten in der Geschichtswissenschaft 
geführt. dazu unter anderem:Eckert, Rainer; Kowalczuk, Ilko-Sascha; Stark, Isolde (Hrsg.): 
Hure oder Muse? Klio in der DDR. Dokumente und Materialien des Unabhängigen Histo-
riker-Verbandes. Berlin 1994. 
6 Zum Forschungsstand: Burrichter, Clemens; Malycha, Andreas: Wissenschaft in der DDR. 
In: Eppelmann, Rainer (Hrsg.): Bilanz und Perspektiven der DDR-Forschung. Hermann 
Weber zum 75. Geburtstag. Paderborn 2003. S. 300–307; Malycha, Andreas (Hrsg.): Ge-
plante Wissenschaft. Eine Quellenedition zur DDR-Wissenschaftsgeschichte 1945–1961. 
Leipzig 2003; eine Bibliographie mit mehreren tausend Beiträgen hat Peer Pasternack zu-
sammengestellt: Pasternack, Peer: Hochschule & Wissenschaft in 
SBZ/DDR/Ostdeutschland 1945–1995. Annotierte Bibliographie für den Erscheinungszeit-
raum 1990–1998. Weinheim 1999. 
10 Der Erziehungsauftrag der DDR-Universitäten 
wärtig vor allem auf die Berichte der Zeitgenossen beschränkt.7 Im Selbstver-
ständnis der DDR-Universitäten spielte dieser Aspekt jedoch eine nicht zu 
unterschätzende Rolle. Der Greifswalder Rektor Otto Rühle erhob 1966 in 
seiner Schrift zur „Idee und Gestalt der deutschen Universität“ die „sozialisti-
sche Menschenformung“ zur dritten, das traditionelle Dual von Forschung und 
Lehre erweiternden, Aufgabe der Universität8. Die „Ideologisierung“ und „Pä-
dagogisierung“9 der traditionellen Universität führte zu einer veränderten Rolle 
der Hochschullehrerschaft. Das seit der Mitte der 1960er entstehende umfang-
reiche Berichtwesen an den Universitäten beweist, dass erhebliche Anstren-
gungen unternommen wurden, um die geforderte politisch-ideologische, welt-
anschauliche, moralische oder wie auch immer betitelte Erziehung an der Uni-
versität institutionell und in den Aufgabenprofilen der Hochschullehrer zu 
verankern.10 
Das Erziehungsverhältnis von Studierenden und Hochschullehrern ist bis 
heute kaum zum Gegenstand historischer Analysen geworden.11 In den letzten 
7 An den verschiedenen Universitäten der ehemaligen Universitäten werden in den letzten 
Jahren Zeitzeugenberichte gesammelt. für Rostock: Krüger, Kersten (Hrsg.): Die Universi-
tät Rostock zwischen Sozialismus und Hochschulerneuerung. Zeitzeugen berichten. 3 Bän-
de. Rostock 2007–2010. Für die Humboldt Universität Berlin: Girnus, Wolfgang (Hrsg.): 
Die Humboldt-Universität Unter den Linden 1945 bis 1990. Zeitzeugen, Einblicke, Analy-
sen. Leipzig 2010. Für die Friedrich Schiller Universität Jena: Steinbach, Matthias: "Lob 
des Dialogs". In: Steinbach, Matthias; Ploenus, Michael (Hrsg.): Universitätserfahrung Ost. 
DDR-Hochschullehrer im Gespräch. Jena 2005. S. 7–18. 
8 Rühle, Otto (Hrsg.): Idee und Gestalt der deutschen Universität. Tradition und Aufgabe. 
Berlin 1966. Zit nach Tenorth, Heinz-Elmar: Selbstbehauptung einer Vision. Zur Einlei-
tung. In: Tenorth, Heinz-Elmar; Vom Bruch, Rüdiger (Hrsg.): Geschichte der Universität 
unter den Linden. Bd. 6: Selbstbehauptung einer Vision. Berlin 2010. S. 17. 
9 Tenorth 2010. S. 18. 
10 Ebenda. S. 18. 
11 Zu nennen sind lediglich die Arbeiten der Oldenburger Erziehungswissenschaftler Friedrich 
W. Busch, Peter-Straube und Beate Rüther, die sich allerdings nur auf den Zeitraum bis zur
2. Hochschulreform beschränken: Busch, Friedrich W; Rüther, Beate; Straube, Peter-Paul
(Hrsg.): Universitäten im Umbruch. Zum Verhältnis von Hochschule, Studenten und Ge-
sellschaft. Oldenburg 1992. Einen kenntnisreichen Einblick in die Erziehungsarbeit der
Universitäten gibt Egon Becker am Beispiel der TH Magdeburg, jedoch ohne dabei von
einem Begriff der Erziehung auszugehen, eher interessiert daran eine Gesamtcharakterisie-
rung der DDR-Zeit abzugeben als Entwicklungen oder Veränderungen aufzuzeigen. Be-
cker, Egon: Die Einflußnahme der SED auf die Entwicklung der Technischen Hochschule
Magdeburg. Magdeburg 2000–2002. Auch Ralph Jessen untersucht in seiner mittlerweile
zum Standardwerk aufgestiegenen Studien zur „Akademischen Elite und kommunisti-
sche[n] Diktatur“ die Implementierung des Erziehungsauftrags an den Universitäten der
DDR, beschränkt sich dabei jedoch auf das Berufsbild des Hochschullehrers. Jessen, Ralph:
1. Fragestellung 11 
Jahren ist eine Reihe von Zeitzeugenbänden erschienen, in denen ehemalige 
Hochschulangehörige ihre Erinnerungen an den universitären Alltag in der 
DDR darlegen. Matthias Steinbach unterstreicht in seiner Einleitung zu dem 
von ihm herausgegebenen Jenaer Zeitzeugenband die Wichtigkeit dieser Quel-
lengattung als Ergänzung und Korrektiv zum ausufernden, offiziösen Schrift-
tum der Universitäten. Steinbach wiederholt Lutz Niethammers Zweifel, ob die 
„die schriftlichen Hinterlassenschaften einer ,wirklichkeitsfremden Bürokratie‘ 
dazu angetan sind, ohne Umstände eine ‚intelligible Sicht der historischen 
Wirklichkeit‘ nachzuzeichnen.“12  
Entgegen Steinbachs und Niethammers Zweifeln an der Aussagefähigkeit 
des aus der DDR-Zeit überlieferten offiziellen Schrifttums werden Erziehungs-
pläne und –berichte, Protokolle und Informationsberichte die Quellenbasis 
dieser Arbeit darstellen. Diese Arbeit geht der Frage nach, wie die ideologisch 
bestimmten und politisch verankerten Erziehungsziele der „sozialistischen 
Universität“ institutionell und in konkreter erzieherischer Praxis verwirklicht 
werden sollten.  
Dazu soll zunächst die rechtliche und strukturelle Umsetzung des Erzie-
hungsauftrags der Universitäten untersucht werden. Als zweiten Schritt sollen 
dann die Ziele, Inhalte, Methoden und die hinter diesen Maßnahmen liegende 
Theorie erläutert werden. Als Drittes soll die Umsetzung des Erziehungsauf-
trages in organisatorisches im Rahmen einer Studie untersucht werden. Als 
Untersuchungsgegenstand habe ich dafür die Geschichtslehrerausbildung an 
der Universität Rostock zwischen 1950 und 1970 ausgewählt. 
Die Lehrerbildung und das Studienfach Geschichte eignen sich besonders 
gut, um den Aspekt der Erziehung im Studium zu untersuchen. Das hat einer-
seits mit den hohen Ansprüchen zu tun, die seitens der SED an den schulischen 
Geschichtsunterricht und die angehenden Lehrer gestellt wurden. Dem Ge-
schichtsunterricht kam in den Intentionen der SED-Bildungspolitik eine 
Schlüsselrolle bei der Erziehung sozialistischer Menschen zu.13 Der Ge-
schichtsmethodiker Bernhard Stohr bestimmte die Entwicklung eines „sozialis-
Akademische Elite und kommunistische Diktatur. Die ostdeutsche Hochschullehrerschaft 
in der Ulbricht-Ära. Göttingen 1999. 
12 Steinbach 2005. S. 9. 
13 Schmid, Hans-Dieter: Geschichtsunterricht in der DDR. Eine Einführung. Stuttgart 1979. S. 
7, 12–13. Als bildungspolitisches Dokument zum Beispiel: Zur Erhöhung des wissenschaft-
lichen Niveaus des Unterrichts und zur Verbesserung der Parteiarbeit an den allgemeinbil-
denden Schulen vom. Beschluss des Politbüros vom 26 November 1957. In: Baske, Sieg-
fried; Engelbert, Martha (Hrsg.): Dokumente zur Bildungspolitik in der sowjetischen Be-
satzungszone. Heidelberg 1966. S. 90. 
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tischen Geschichtsbewußtseins“ als wichtigstes Ziel der schulischen Auseinan-
dersetzung mit Geschichte.14 Neben historischen Zusammenhängen und Fak-
tenwissen sollte der Geschichtsunterricht auch kommunistische Überzeugun-
gen vermitteln. Nicht zuletzt sollten die Heranwachsenden durch die Ausei-
nandersetzung mit der Geschichte von der führenden Rolle der Partei in der 
Gegenwart überzeugt und zu loyalen Staatsuntertanen erzogen werden.15
Dementsprechend waren auch die Aufgaben des Lehrers nicht auf Wis-
sens- und Fähigkeitsvermittlung beschränkt, sondern beinhalteten auch die 
Vermittlung eines durch die Partei vorgegebenen Wertekanons. Die Ge-
schichtslehrerausbildung diente deswegen nicht nur der fachlichen und metho-
dischen Qualifizierung der angehenden Lehrer, stattdessen sollte sie die Stu-
denten auch in den Grundlagen der marxistisch-leninistischen Staatsideologie 
unterweisen und die kommunistische Weltanschauung der nächsten Lehrerge-
neration sichern. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass die Erziehung der Lehr-
amtsstudenten aus der Sicht der staatlichen Ideologen einen ausgesprochenen 
Stellenwert besitzen musste.16  
14 Stohr, Bernhard: Methodik des Geschichtsunterrichts. Probleme der methodischen Gestal-
tung des Geschichtsunterrichts in der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule. 
Berlin 1962. S. 13. 
15 Ebenda. 
16 Handro, Saskia: Geschichtsunterricht und historisch-politische Sozialisation in der SBZ und 
DDR (1945 - 1961) Weinheim [u.a.] 2002. S. 31–34. 
2. Erziehung
2.1. Erziehungsbegriff 
In diesem Abschnitt soll ein Erziehungsbegriff ausgearbeitet werden, welcher 
der gesamten folgenden Untersuchung zugrunde liegt. Die Notwendigkeit da-
für ist dadurch gegeben, dass das Wort keine wissenschaftliche Kunstschöp-
fung ist, sondern der Alltagssprache entstammt.  
An dieser Stelle möchte ich nun einen Erziehungsbegriff einführen, der über 
eine gewisse Eindeutigkeit verfügt und vermag, den Untersuchungsgegenstand 
ein- und abzugrenzen. Dafür soll er deskriptiv und wertfrei sein. Notwendig ist 
ein solcher Begriff auch, um eine gewisse Unabhängigkeit gegenüber dem 
Gebrauch des Begriffes Erziehung in den Quellen zu gewinnen.17 
Die Definition, auf der diese Arbeit im Folgenden aufbaut, stammt vom 
Erziehungswissenschaftler Wolfgang Brezinka18, der den Begriff folgender-
maßen bestimmt hat: 
Unter Erziehung werden soziale Handlungen verstanden, durch die Menschen versuchen, 
das Gefüge psychischer Dispositionen anderer Menschen in irgendeiner Hinsicht dauerhaft 
zu verbessern oder seine als wertvoll beurteilten Komponenten zu erhalten.19 
Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus diesem Erziehungsbegriff ziehen? 
Gudjons benennt vier Bestimmungsmerkmale, die sich aus der Begriffsbe-
stimmung ergeben: 
1. Erziehende sind Menschen (keine Sachen, Landschaften oder Gegebenheiten).
17 Ansonsten besteht die Gefahr, dass der Untersuchungsgegenstand letztendlich durch die 
Sprachregelungen und theoretischen Hintergründe der Quellen vorgegeben ist. als Beispiel 
dafür: Kausch, Jana: "Eine Gesellschaft, die ihre Jugend verliert, ist verloren". Das hoch-
schulpolitische Konzept der SED am Beispiel der Technischen Hochschule/Universität 
Karl-Marx-Stadt und die daraus resultierende Verantwortung der FDJ zwischen 1953 und 
1989/90. Chemnitz 2009. Im besten Falle ist durch so ein Vorgehen eine systemimmanente 
Analyse und Kritik möglich. dafür als Beispiele: Deja-Lölhöffel, Brigitte: Erziehung nach 
Plan. Schule u. Ausbildung in d. DDR. Berlin 1988; Niermann, Johannes: Wörterbuch der 
DDR-Pädagogik. Heidelberg 1974. 
18 Zur persönlichen und akademischen Biografie sowie zur wissenschaftstheoretischen 
Grundlagen Engelbrecht, Helmut: Zum 75. Geburtstag des Erziehungswissenschaftlers 
Wolfgang Brezinkas. URL: http://vcl-oe.at/bdztg/032/brezinka.pdf (03.08.2011). 
19 Brezinka, Wolfgang zit. nach: Gudjons, Herbert: Pädagogisches Grundwissen. 10. Aufl. Bad 
Heilbrunn 2008. S. 187. 
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2. Sie [die Erzieher] versuchen, das bedeutet: Erzieherische Handlungen können eben auch
misslingen, denn die Leistung des Lernens (=Veränderung der psychischen Dispositionen)
kann der Lernende nur selbst vollbringen, erzieherische Handlungen können daran nur einen
Anteil haben.
3. Soziale Handlungen setzen ein zielgerichtetes, zweckbestimmtes Verhalten voraus, des-
sen man sich subjektiv bewusst ist, wobei sozial meint, dass diese Handlungen auf andere
bezogen sind.
4. Mit psychischer Disposition sind nicht flüchtiges Erleben und Verhalten gemeint, sondern
relativ dauerhafte Bereitschaften zum Erleben und Verhalten (das können Kenntnisse, Hal-
tungen, Einstellungen, Interessen etc. sein).20
Die Definition hat den Vorteil, dass sie Erziehung klar gegenüber den anderen 
erziehungswissenschaftlichen Leitbegriffen Bildung (als selbstständige Aneig-
nung von Wissen, Fertigkeiten und Haltungen)21 und der Sozialisation (als 
nicht-intentionale „Sozialwerdung“ des Individuums)22 abgrenzt.  
2.1.1  Anpassung und Ergänzung des Erziehungsbegriffs 
Im Folgenden sollen in erster Linie diejenigen Erziehungsakte betrachtet wer-
den, die in persönlichen Interaktionen verlaufen. Daneben bezieht die Untersu-
chung die bewusste Gestaltung konkreter Lernarrangements mit ein, die der 
Veränderung von Persönlichkeitseigenschaften dienen sollen. Auf die Lehrer-
bildung an den Universitäten bezogen gehören Schul- und Fachpraktika zu 
diesem Bereich. In diesem Falle „indirekter Erziehung“ müssen die Erziehen-
den nicht persönlich anwesend sein.23 
Ausschlaggebend dafür, welches soziale Handeln hier mithilfe des Be-
griffs der „Erziehung“ untersucht wird, soll der „Anwendungsbereich“ der vom 
Objekt des Erziehungsprozesses zu erwerbenden Eigenschaften, Einstellungen 
und Kenntnisse sein. Hier werden solche Verhaltens-, Bewertungsdispositio-
nen und Kognitionen als Erziehungsziele betrachtet, die den Individuen ein 
20 Gudjons 2008. S. 188. 
21 Keck, Rudolf: Bildung. In: Keck, Rudolf (u.a) (Hrsg.): Wörterbuch Schulpädagogik. Bad 
Heilbrunn 2004. S. 71–73. Vgl. dort auch die umfangreiche philosophische und pädagogi-
sche Tradition des Begriffes „Bildung“. 
22 Fend, Helmut zit. nach Keck, Rudolf: Erziehung. In: Keck, Rudolf (u.a) (Hrsg.): Wörterbuch 
Schulpädagogik. Bad Heilbrunn 2004. S. 123. 
23 Wiater, Werner: Bildung und Erziehung als Aufgabe der Schule. In: Apel, Hans-Jürgen; 
Sacher, Werner (Hrsg.): Studienbuch Schulpädagogik. Bad Heilbrunn 2009. S. 324. 
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Zusammenleben mit anderen Menschen ermöglichen: Die Kenntnis, Internali-
sierung und Auseinandersetzung mit sozialen Normen und die Entwicklung 
von Fähigkeiten und Wissensbeständen, die eine gesellschaftliche Teilhabe 
ermöglichen. Zusammenfassend soll der abgewandelte, hier verwendete Be-
griff der Erziehung lauten: Als Erziehung soll hier soziales Handeln in persön-
lichen Interaktionen aufgefasst werden, das diejenigen psychischen Dispositio-
nen erhalten oder verbessern möchte, die die Eingliederung und Teilhabe des 
Zu-Erziehenden in seine soziale Umwelt ermöglichen. 
2.2. Erziehung in der DDR 
Nach dem Ende der DDR keimte in den Geisteswissenschaften von Neuem die 
Frage auf, wie das untergegangene politische System und seine Gesellschaft 
einzuschätzen und begrifflich einzuordnen seien.24 In den Erziehungswissen-
schaften wurde als Erklärungsansatz auf den Begriff des „Erziehungsstaates“ 
zurückgegriffen.25 Einerseits hätte der Staat besonders stark in die Praxis der 
Erziehungsinstitutionen eingegriffen, genaue Erziehungsziele für verbindlich 
erklärt, an den Schulen Bildungsinhalte, Umfang und Art ihrer Behandlung 
durch Lehrpläne unumstößlich festgelegt26 und bestimmte Lehrformen per 
Parteibeschluss festgeschrieben oder verboten.27 Andererseits ist für die Be-
zeichnung der DDR als „Erziehungsstaat“ die Motivation bedeutsam, welche 
die Machthabenden zu dieser Regulierungswut antrieb. Danach sei die DDR 
ein Erziehungsstaat gewesen, weil sie hoffte, durch die bewusste Erziehung 
ihrer Staatsbürger ihre Legitimität erhöhen und als Konsequenz daraus ihre 
Stabilität erhalten zu können.28 
24 Zu der umfangreichen und erhellenden Diskussion zusammenfassend: Ihme-Tuchel, Beate: 
Die DDR. Darmstadt 2002. S. 89–105. 
25 Eine Hinterfragung des systemerklärenden Potentials des Begriffs findet sich bei Geißler, 
Gert; Wiegmann, Ulrich: "Das Sein verstimmt das Bewußtsein". Zur gesellschaftspoliti-
schen Funktionalisierung der Erziehung. In: Benner, Dietrich; Schriewer, Jürgen; Tenorth, 
Heinz-Elmar (Hrsg.): Erziehungsstaaten. Historisch-vergleichende Analysen ihrer Denktra-
ditionen und nationaler Gestalten. Weinheim 1998. S. 226–229. 
26 Dazu ausführlich: Kudella, Sonja; Paetz, Andreas; Tenorth, Heinz-Elmar: Die Politisierung 
des Schulalltags. In: Blask, Falk; Kudella, Sonja (Hrsg.): In Linie angetreten. Die Volksbil-
dung der DDR in ausgewählten Kapiteln. Geschichte, Struktur und Funktionsweise. der 
DDR-Volksbildung. Bd. 2. Berlin 1996. S. 70–73. 
27 Kirchhöfer, Dieter: DDR, Pädagogik und Bildungspolitik. In: Krüger, Heinz-Hermann 
(Hrsg.): Wörterbuch Erziehungswissenschaft. Opladen [u.a.] 2006. S. 96. 
28 Dengel, Sabine: Untertan, Volksgenosse, Sozialistische Persönlichkeit. Politische Erziehung 
im Deutschen Kaiserreich, im NS-Staat und der DDR. Frankfurt am Main 2005. S. 36. 
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2.2.1.  Das Erziehungsverständnis der SED und der 
DDR-Pädagogik 
Ein Diskussion darüber, welche Erziehungsziele anzustreben seien, welche 
Mittel in der Erziehung erlaubt oder verboten sein sollten, gab es weder in der 
DDR-Öffentlichkeit noch in der Erziehungswissenschaft. Grundlegend für die 
Beurteilung der DDR-Erziehungswissenschaft ist ihr Selbstverständnis als 
„Staats-“ oder viel mehr als „Staatsparteienpädagogik“.29 Eine kritische Refle-
xion der Praxis fand dabei lediglich unter dem Erkenntnisinteresse statt, wie 
die parteipolitischen Vorgaben wirksamer umzusetzen seien. Die zu vermit-
telnden Einstellungen, Überzeugungen und ideologisch wichtigen Wissensbe-
stände wurden zumindest innerhalb der Erziehungswissenschaft nicht zum 
Gegenstand der kritischen Diskussion.30  
Daher sind es auch die parteipolitischen Dokumente, die besonders aussa-
gekräftig für das – im wahrsten Sinne des Wortes – herrschende Erziehungs-
verständnis sind und die den gesellschaftlichen Institutionen generelle Aufträge 
und konkrete Aufgaben zuweisen. 
Das Erziehungsverständnis der SED-Parteiführung lässt sich folgender-
maßen charakterisieren: Zunächst war das politische Ansinnen, die Eigenschaf-
ten, Einstellungen und Überzeugungen von bestimmten Menschengruppen zu 
prägen, keineswegs auf Heranwachsende beschränkt.31 Stattdessen wurde der 
Mensch als lebenslang erziehungsfähig und im besonderen Maße auch als er-
ziehungsbedürftig angesehen.32 Weder im politisch-ideologischen, noch im ihn 
konkretisierenden pädagogischen Diskurs wurde dabei ein der „Mündigkeit“ 
vergleichbarer, auf reflexive Distanz zielender idealer Endzustand der Persön-
29 Geißler, Wiegmann 1998. S. 244. 
30 Ebenda. Ansätze zu einer kritischen, fachwissenschaftlichen Debatte gab es, jedoch größten-
teils vor der Gründung der DDR und der Durchsetzung des Meinungsmonopols der SED 
nach dem IV. Pädagogischen Kongress 1949. Vgl. dazu den Band Benner, Dietrich; Sladek, 
Horst: Vergessene Theoriekontroversen in der Pädagogik der SBZ und DDR 1946-1961. 
Weinheim 1998. Für die genauen Stationen der Durchsetzung des Meinungsmonopols der 
SED in den Erziehungswissenschaften: Wiegmann, Ulrich; Geißler, Gert: Schule und Er-
ziehung in der DDR. Neuwied [u.a.] 1995. 
31 Kirchhöfer 2006. S. 99. Auch Tenorth, Heinz-Elmar: "Erziehungsstaaten". Pädagogik des 
Staates und Etaismus der Erziehung. In: Benner, Dietrich; Schriewer, Jürgen; Tenorth, 
Heinz-Elmar (Hrsg.): Erziehungsstaaten. Historisch-vergleichende Analysen ihrer Denktra-
ditionen und nationaler Gestalten. Weinheim 1998. S. 31. 
32 Kirchhöfer 2006. S. 98. 
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lichkeitsbeeinflussung formuliert.33 Erziehung sollte in erster Linie auf die 
Internalisierung gesellschaftlicher Normen und Werte zielen. Das pädagogi-
sche Dilemma zwischen den Anforderungen der Gesellschaft und den indivi-
duellen Interessen des Heranwachsenden trat durch Harmonieannahmen in den 
Hintergrund.34 Gleichzeitig zielten Erziehungsintentionen der Parteiführung 
keineswegs nur auf die Internalisierung allgemein akzeptierter, sittlicher Nor-
men, sondern visierten, teilweise in deutlicher Ablehnung der allgemeinen 
Moralvorstellungen35, die Herausbildung neuer Einstellungen und Überzeu-
gungen an, die im Sinne der Partei und für den Nutzen ihres gesellschaftspoli-
tischen Projekts formuliert waren.36 
2.2.2.  Begründungen für das Erziehungsverständnis 
Ideologisch legitimiert wurde der umfassende Gestaltungsanspruch der SED 
durch die ihrem Selbstverständnis zugrunde liegende Parteiideologie W.I. 
Lenins. Lenin ging in seiner 1902 erschienen Schrift „Was tun?“37 davon aus, 
dass die Arbeiterklasse nicht von allein das Bewusstsein für ihre gesellschaftli-
che Lage entwickle und somit auch nicht die notwendige Einsicht in die Rich-
tigkeit der marxistischen Lehre. Selbst in schlimmsten Ausbeutungsverhältnis-
sen würden die Arbeiter „spontan“, das heißt ohne die Anleitung der Partei, nur 
solche Organisationsformen entwickeln und politische Forderungen stellen, die 
keine systemsprengende Kraft entwickeln könnten. Die allererste und wichtigs-
te Aufgabe einer Arbeiterpartei sei deswegen innerhalb der Arbeiterschaft das 
Bewusstsein für die Richtigkeit ihrer Ideologie zu entwickeln.38  
Es war darüber hinaus die historische Situation nach dem Zweiten Welt-
krieg, die staatspädagogischen Ambitionen eine gewisse Zustimmung sicherte. 
Nach der militärischen Vernichtung des Dritten Reiches hatten sich die Alliier-
ten auf eine „Demokratisierung“ Deutschlands und einer „Umerziehung“ sei-
ner Bürger geeinigt.39 Die Vorstellung, dass nicht nur junge Menschen erzie-
33 Kirchhöfer 2006. S. 99.  
34 Benner, Sladek 1998. S. 44–49. 
35 Zum Beispiel in der provokanten Aufstellung der „10 Gebote der sozialistischen Moral“ 
durch Walter Ulbricht 1958 auf dem V. Parteitag der SED. Hanke, Irma: Vom neuen Men-
schen zur sozialistischen Persönlichkeit. In: Deutschland Archiv 9, 1976. S. 499–501. 
36 Hanke 1976. S. 494–496. 
37 Lenin, Wladimir Iljitsch: Was tun? 3. Aufl. Berlin 1948. S. 77–78. 
38 Lenin 1948. S. 77. 
39 Für alle 4 Besatzungszone Benz, Wolfgang: Demokratisierung durch Entnazifizierung und 
Demokratisierung, 2005. 
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hungsbedürftig seien, ist also auch ein spezifischer Gedankengang der unmit-
telbaren Nachkriegszeit. 
Der Erziehungsanspruch der SED-Führung soll drittens als Resultat einer 
gewissen Systemlogik begriffen werden. Dieser Weg ist von der Politikwissen-
schaftlerin Sabine Dengel bestritten worden. In ihrer Monografie „Untertan, 
Volksgenosse, sozialistische Persönlichkeit“40 vergleicht die Autorin das Deut-
sche Kaiserreich zwischen 1871 und 1919, das Dritte Reich und die DDR als 
„Erziehungsstaaten“. Gemeinsam hätten die drei politischen Systeme, dass sie 
ihren Bürgern wenige oder gar keine politische Teilhaberechte garantieren 
würden. Diese Art politischer Systeme sei um die Entwicklung von Herr-
schaftstechniken bemüht, die ihre Stabilität auch ohne die Gewähr solcher 
Rechte sicherstellen könnten. Im Wesentlichen bestünden dazu zwei Möglich-
keiten, der Aufbau eines Repressionsapparates und der Verankerung einer 
staatlich organisierten politischen Sozialisation.41 Dabei ginge es darum, die 
tatsächlich in einer Gesellschaft vorherrschende politische Kultur42 einem herr-
schaftsfunktionalen Ideal anzunähern. Politische Sozialisation, die Dengel 
definiert als  
lebenslang ablaufende Prozesse der Vermittlung sowie des Erwerbs derjenigen von der 
Gesellschaft normativ definierten Persönlichkeitsmerkmale, Wertüberzeugungen, Kenntnis-
se und Fähigkeiten, die politisches Bewusstsein und politisches Verhalten konditionieren.43 
Das Anliegen von Erziehungs- oder nach Dengel besser „Zielkulturtransforma-
tionsstaaten“ ist es, den Anteil der selbstständigen Aneignung der politischen 
Kultur zu minimieren und die Vielfalt der in der politischen Sozialisation wir-
kenden Einflüsse durch die staatliche Organisation der Erziehung unter der 
Führung des Staates zu vereinheitlichen.44 
Die Identität von politischer Sozialisation und Erziehung sollte dabei 
systemübergreifend durch die Ausweitung des pädagogischen Raumes und die 
Intensivierung der staatlichen Erziehungsorganisationen erreicht werden. Alle 
http://www.bpb.de/publikationen/ISISIR,0,Demokratisierung_durch_Entnazifizierung_und
_Erziehung.html (07.08.2011). 
40 Dengel 2005. 
41 Ebenda. S. 9–10. 
42 verstanden als eine Gesamtheit der „kognitiven, affektiven und evaluativen politischen 
Orientierungen der Einzelsubjekte“. Dengel 2005. S. 11. 
43 Bergem, Wolfgang zit. nach Dengel 2005. S. 21. 
44 Dengel 2005. S. 22. 
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drei Staaten versuchten, den pädagogischen Raum auf Felder zu erweitern, die 
zuvor nicht im Dienste der staatlichen Selbstdarstellung standen.45 
2.2.3.  Folgen des Erziehungsverständnisses für die 
Untersuchung 
Welche Konsequenzen hatte das herrschende Erziehungsverständnis in der 
DDR für die Universitäten? Die Universitäten der neugegründeten DDR gehör-
ten zu den Institutionen, die von der Ausweitung des politisch instrumentali-
sierten pädagogischen Raumes betroffen waren. Die von der Politik an die 
Universitäten gerichteten Forderungen waren analog zu den von der Partei 
formulierten Erziehungsaufträgen gegenüber anderen gesellschaftlichen Insti-
tutionen wie den Gewerkschaften46, der Presse47, der Literatur48 und der bil-
denden Kunst.49  
Die Konsequenz aus diesem Erziehungsverständnis ist die Frage nach 
dem Weg der Verankerung und Durchsetzung des Erziehungsauftrages. Sabine 
Dengel stellte die These auf, dass die Eingliederung einer Institution in den 
pädagogischen Raum durch den Eingriff in bestehende organisatorische Struk-
turen, durch rechtliche Vorgaben, durch Planung und Kontrolle des Handelns 
der Institutionsangehörigen erfolgt. Im Folgenden ist also von Interesse, wel-
che konkreten Maßnahmen die SED-Führung und die zuständigen staatlichen 
Behörden trafen, um die Universitäten zu staatlichen Erziehungsinstitutionen 
zu verwandeln. 
2.3. Erziehungsorganisation 
Im vorherigen Abschnitt wurde der Begriff „Erziehung“ definiert und darge-
stellt, welches Verständnis von „Erziehung“ unter den Entscheidungsträgern in 
der DDR vorherrschte. Darauf aufbauend habe ich versucht, dieses Erzie-
hungsverständnis zu erklären. Die dafür herangezogenen Begründungen mach-
45 Dengel 2005. S. 37–38. 
46 Schuhmann, Annette: Kulturarbeit im sozialistischen Betrieb. Köln, Berlin 2006. 
47 Fiedler, Anke: Fiktionen für das Volk: DDR-Zeitungen als PR-Instrument. Berlin [u.a.] 
2011. 
48 Pamperrien, Sabine: Versuch am untauglichen Objekt. Der Schriftstellerverband der 
DDR im Dienst der sozialistischen Ideologie. Frankfurt am Main [u.a.] 2004. 
49 Kaiser, Paul; Rehberg, Karl-Siegbert (Hrsg.): Enge und Vielfalt. Auftragskunst und Kunst-
förderung in der DDR. Hamburg 1999. 
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ten die Bedeutung der Organisation für ein erziehungsstaatliches Anliegen 
deutlich. Daran anschließend soll nun der Begriff der „Organisation“ näher 
beleuchtet und für diese Arbeit fruchtbar gemacht werden. 
Organisationen sind Zusammenschlüsse verschiedener Personen oder Ak-
teure, die einem bestimmten Zweck dienen, die arbeitsteilig gegliedert sind, 
eine Leitungsinstanz besitzen und die über eine formale oder informale Verfas-
sung verfügen, in der die Ziele des Zusammenschlusses, die Rechte und Pflich-
ten der Akteure und die hierarchische Ordnung des sozialen Gebildes festge-
legt sind.50 Wie viele Organisationen dient auch die Universität unterschiedli-
chen Zwecken. Sie soll neue Forschungsergebnisse erbringen und daneben 
akademisch Bildung vermitteln.51  
Für die Untersuchung des Erziehungsauftrags sind fünf allgemeine 
Merkmale von Organisationen wichtig. Organisationen besitzen eine Rollen-
struktur. Sie entsteht dadurch, dass den verschiedenen Mitgliedern der Organi-
sation Aufgaben zugewiesen werden, die aus der Arbeitsteilung innerhalb der 
Organisation resultieren. Diese werden durch Regeln festgelegt, bei deren 
Nichteinhaltung den Rollenträgern Sanktionen drohen. Die Rollen können sich 
durch die Verbindlichkeit der Erwartungen, die an sich gerichtet werden, un-
terscheiden.52  
Der damit verbundene Entscheidungsspielraum der Rollenträger ist durch 
eine Autoritätsstruktur festgelegt. Sie definiert, wer über die Ziele und Aufga-
ben der Organisation entscheiden darf und wer sich nach diesen Anweisungen 
zu richten hat.53 
Jede Organisation besitzt ein mehr oder weniger ausformuliertes Pro-
gramm, welche Informationen an andere Mitglieder der Organisation weiterzu-
geben sind, damit die Organisationsziele erreicht werden können. Die Kom-
munikationsstruktur kann hierarchisch, sprich horizontal ausgerichtet sein, oder 
50 Abraham, Martin; Büschges, Günter: Einführung in die Organisationssoziologie. 3. Aufl. 
Wiesbaden 2004. S. 21–22. 
51 Festgelegt sind diese Aufgaben zum Beispiel in den Landeshochschulgesetzen, zum Beispiel 
des Bundeslandes Mecklenburg-Vorpommern: Gesetz über die Hochschulen des Landes 




HSchulGMV2011rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs (20.08.2011). §3.  
52 Hierdeis, Helmwart: Erziehungsinstitutionen. 5. Aufl. Donauwörth 1995. S. 23. 
53 Ebenda. S. 24. 
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aber auch vertikal, zwischen gleichrangigen Mitgliedern der Organisation ver-
laufen.54  
Organisationen sind darüber hinaus durch Formalisierung bestimmt, das 
heißt, dass die unterschiedlichen Aufgaben und Beziehungen zwischen Rollen-
trägern in starkem Maß durch explizite Regeln festgelegt sind.55 
Wie beschrieben, dienen Universitäten der Verwirklichung verschiedener 
Ziele. Sie sind einerseits selbst in ein Gefüge verschiedener Organisationen 
eingebunden, z.B. ihnen übergeordnete staatliche Instanzen und gleichzeitig in 
teilautonome Organisationen wie Fakultäten gegliedert.56 Durch ihren Dop-
pelcharakter als Forschungs- und Ausbildungseinrichtungen ist ihre Rollen-
struktur einerseits durch den Gegensatz von Lehrenden und Lernenden, Hoch-
schullehrern und Studenten geprägt, andererseits ist die hierarchisch höhere 
Gruppe wiederum ausgehend von verschiedenen Qualifikationsgraden stark 
differenziert. Sie verfügt über eine Autoritätsstruktur, sowohl zwischen Dozen-
ten und Studenten, als auch zwischen den akademischen Graden und Funktio-
nen innerhalb der Hochschullehrerschaft.57 Es bestehen formalisierte Kommu-
nikationsstrukturen, die sich zum Beispiel in turnusmäßig abgehaltenen Ver-
sammlungen und Beratungen zeigen.  
Der Organisationscharakter der Universität bildet also den Rahmen für die 
Umsetzung des Erziehungsauftrags der Universitäten in der DDR-Zeit. Dabei 
darf nicht vergessen werden, auf welchen Gegenstand sich die Organisations-
bemühungen bezogen. Die intentionale Einwirkung auf die Eigenschaften, 
Haltungen und Überzeugungen anderer ist keineswegs immer von Erfolg ge-
krönt noch im einfachen Sinne überprüfbar.58  
54 Hierdeis. S. 24. 
55 Ebenda. S. 24. 
56 Thieme, Werner: Deutsches Hochschulrecht. Das Recht der wissenschaftlichen, künstleri-
schen, Gesamt- und Fachhochschulen in der Bundesrepublik. 2. vollständig überarb. Aufl. 
Köln (u.a.) 1986. S. 120ff. 
57 Thieme 1986. S. 120. 
58 Abraham, Büschges 2004. S. 36. 
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Im Folgenden soll es darum gehen, wie der Erziehungsauftrag der Universitä-
ten umgesetzt werden sollte. Dazu soll als Erstes geklärt werden, ab wann den 
Universitäten in der DDR eine erzieherische Wirkung zugesprochen und seit 
welchem Zeitpunkt diese Wirkung von ihnen eingefordert wurde. Als Nächstes 
soll die rechtliche und strukturelle Verankerung des Erziehungsauftrages und 
die damit einhergehende Durchsetzung der SED als Gestaltungsmacht an den 
Universitäten dargestellt werden. Als Drittes wird betrachtet, auf welche Wei-
se, mit welchen Zielen und mit welchen theoretischen Hintergründen Erzie-
hung an der Universität betrieben wurde. 
3.1.  Formulierung des Erziehungsauftrags 
In seiner Rede zur Wiedereröffnung der Berliner Universität am 20.1.1946 
forderte der damalige Präsident der Deutschen Verwaltung für Volksbildung, 
Paul Wandel, die anwesende Professorenschaft auf, nicht nur Forscher und 
Lehrer, sondern auch Erzieher der jungen Generation zu sein59:  
Das Interesse des Volkes fordert von Ihnen, daß sie unsere Hochschulen zu einem festen 
demokratischen Block machen. Wir wissen, dass in Universitätskreisen oft abgelehnt wurde, 
Erziehungsaufgaben zu erfüllen. Man fand es für einen Universitätslehrer unangebracht, als 
Erzieher zu wirken, weil es ihn als Forscher zu erniedrigen schien. […] Die Studenten zu 
der neuen demokratischen Intelligenz zu formen, die unser Volk so notwendig braucht, kann 
aber nur das Ergebnis eines allseitigen Zusammenwirkens sein. Sie muß in erster Linie die 
Arbeit der Menschen sein, die Autorität haben.60 
Das Widerstreben der Hochschullehrer war jedoch keineswegs allein 
durch Sorgen über den eigenen Status begründet, wie Wandel nahelegt. Statt-
dessen berührte der Aufruf an die Hochschullehrer das Selbstverständnis der 
akademischen Zunft. Unbestritten maßen sie der an der Universität erworbenen 
Bildung eine – vielfach idealistisch überhöhte – persönlichkeitsbildende Wir-
kung zu.61 Wilhelm von Humboldt, auf den sich dieses Bildungs- und Univer-
sitätsverständnis berief, erteilte aber einer bewussten, über den Bildungseffekt 
59 Jessen 1999. S. 229. 
60 Wandel, Paul zit. nach Rüther, Beate: Die Bedeutung des Erziehungsauftrages für Hoch-
schullehrer und Studierende. In: Busch, Friedrich W; Rüther, Beate; Straube, Peter-Paul 
(Hrsg.): Universitäten im Umbruch. Zum Verhältnis von Hochschule, Studenten und Ge-
sellschaft. Oldenburg 1992. S. 84. 
61 Jessen 1999. S. 230. 
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der Wissenschaften hinausgehenden, politischen oder moralischen Erziehung 
eine Absage.62 Obwohl Humboldt besonders in diesem Punkt keineswegs un-
widersprochen blieb63, prägt diese Einstellung einen Großteil der Hochschul-
lehrerschaft bis heute.64  
Der für diese Arbeit grundlegende Terminus „Erziehungsauftrag“ weist 
indirekt auf diesen, der Traditionen der Institution fremden Charakter der erho-
benen Forderungen hin. Die Bezeichnung „Auftrag“ verweist auf die Anord-
nung einer Tätigkeit durch jemand anderes. Ein Subjekt und auch eine Institu-
tion können sich selbst keine Aufträge, sondern höchstens Aufgaben geben. 
Diese Feststellung ist keineswegs spitzfindig, denn sie offenbart ein spezifi-
sches Verständnis des Verhältnisses von Staat und Hochschulen, das bei der 
Verwendung des Begriffes mitgedacht ist. Der Ausdruck „Erziehungsauftrag“ 
taucht erst nach der 2. Hochschulreform 1951/52 in der Debatte über die Um-
gestaltung der Universitäten, auf.65 Er ist daher, nach erfolgter Zentralisierung 
des Hochschulwesens und weitgehendem Autonomieverlust der Universitäten 
in der DDR als Ausdruck des Führungsanspruches der bildungspolitischen 
Akteure gegenüber den Universitäten zu sehen.66 
Dabei waren „Ausgangs- und Bezugspunkte [des Begriffs] im doppelten 
Sinne ausuniversitär“67. Es waren die Bildungspolitiker der KPD/SED, die 
diesen Auftrag an die Universitäten verteilten. Sowohl die Ziele als auch der 
Inhalt des Erziehungsauftrags waren auf Bezugsgrößen außerhalb der universi-
tären Lehre und Forschung, auf Staat, Partei und Wirtschaft gerichtet.68  
62 Eine detaillierte Übersicht über die bildungsphilosophischen Schriften und ihren Beitrag 
über zum Diskurs über die Erziehungsfunktion gibt Busch 1992. S. 20. 
63 Busch 1992. S. 24. 
64 Zur Diskussion über die Wirkkraft der Humboldtschen Universitätsidee: Ash, Mitchell G.: 
"Mythos Humboldt" gestern und heute. In: Ash, Mitchell G. (Hrsg.): Mythos Humboldt. 
Vergangenheit und Zukunft der deutschen Universitäten. Wien 1999. S. 7–25. 
65 Zuerst benutzt wurde er wahrscheinlich durch den Pädagogen und Bildungsfunktionär 
Heinrich Deiters. Deiters, Heinrich: Der Erziehungsauftrag des Hochschullehrers. In: Das 
Hochschulwesen 1, 1953. S. 1–5. Zur Biographie des früheren Reformpädagogen und Sozi-
aldemokraten Geißler, Gert: Heinrich Deiters. In: Wer war wer in der DDR? 
http://www.stiftung-aufarbeitung.de/wer-war-wer-in-der-ddr-%2363%3B-
1424.html?ID=547 (20.08.2011). 
66 Straube, Peter-Paul: Zur Einführung eines Erziehungsauftrages an den Universitäten und 
Hochschulen in der DDR. In: Busch, Friedrich W; Rüther, Beate; Straube, Peter-Paul 
(Hrsg.): Universitäten im Umbruch. Zum Verhältnis von Hochschule, Studenten und Ge-
sellschaft. Oldenburg 1992. S. 48. 
67 Rüther 1992. S. 63. 
68 Ebenda. S. 63. 
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Schon in der „Vorläufigen Arbeitsordnung“69 vom 23. Mai 1949 wurden 
die Universitäten von Körperschaften des öffentlichen Rechts in die „höchsten 
staatlichen Bildungseinrichtungen“ umgewandelt.70 Im §1 wurde neben der 
Ausbildung „wissenschaftlich hochwertiger Fachleute“ die Aufgabe festgelegt, 
im „Geiste der Demokratie, des sozialen Fortschritts und der Völkerverständi-
gung“ zu erziehen.71 Ein ähnlich allgemeiner Passus findet sich zum Beispiel 
auch im aktuellen Hochschulgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern.72 
Der sich wandelnde, konkret auf die Politik der SED bezogene, Charakter des 
Erziehungsauftrags wird beispielsweise im Hauptreferat einer im Herbst 1952 
einberufenen Hochschulkonferenz sichtbar. Dort heißt es:
Unsere Universitäten und Hochschulen haben die Aufgabe, junge Wissenschaftler auszubil-
den und zu erziehen, die als aufrichtige Patrioten und leidenschaftlich der Wissenschaft 
ergebene Menschen imstande sind, gemeinsam mit unseren älteren und erfahreneren Gelehr-
ten der Arbeiterklasse und den mit ihr verbündeten Werktätigen tatkräftig beim Aufbau des 
Sozialismus zu helfen.73 
3.2.  Die Umsetzung des Erziehungsauftrags in die 
universitären Organisationsstrukturen 
Im folgenden Teil der Arbeit soll es um die Frage gehen, wie der Erziehungs-
auftrag in tatsächliches, erzieherisches Handeln umgesetzt wurde. Dabei soll 
zunächst die Perspektive der SED und der ihr unterstehenden staatlichen Be-
hörden eingenommen werden. Die Frage, die sich aus dieser Perspektive stellt, 
ist, mithilfe welcher Strukturveränderungen die SED versuchte, den Erzie-
hungsauftrag an den Universitäten und schließlich auch im Handeln der Hoch-
schullehrer zu verankern.  
Dabei wird davon ausgegangen, dass sowohl die institutionelle und per-
sonelle Durchherrschung der Universitäten, als auch die Indienstnahme der 
Universitäten für die Herausbildung einer neuen, staatstreuen Elite von Anfang 
69 Schulz, Tobias: "Sozialistische Wissenschaft". Die Berliner Humboldt-Universität (1960–
1975) Köln, Potsdam 2010. S. 48. 
70 Vorläufige Arbeitsordnung der Universitäten und wissenschaftlichen Hochschulen der 
Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands vom 23. Mai 1949. In: Malycha, Andreas 
(Hrsg.): Geplante Wissenschaft. Leipzig 2003. S. 278–288. 
71 Ebenda. S. 278–288. 
72 Landeshochschulgesetz MV 2011. §3.  
73 Zentrale Hochschulkonferenz am 19/20.09.1952. Berlin 1952. S. 13. 
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an zur Agenda der SED-Hochschulpolitik gehörte.74 Die Transformation der 
DDR-Hochschulen zu „sozialistischen Universitäten“75 in der Abfolge ver-
schiedener Reformen soll also einmal aus dem Blickwinkel verfolgt werden, 
inwieweit die SED und ihre staatlichen Behörden über Personalangelegenhei-
ten der Universitäten mitentscheiden und in welchem Ausmaß die Staatspartei 
über ihre Vertreter auf die Entscheidungen der universitären Gremien Einfluss 
nehmen konnte. Als Zweites sollen die Strukturveränderungen betrachtet wer-
den, die in direkter Absicht auf die Erziehung der Studenten gerichteten waren. 
3.2.1 Von der Wiedereröffnung der Universitäten bis zur Gründung 
der DDR 
Ende Februar des Jahres 1946 wurden die Universitäten auf dem Gebiet der 
damaligen sowjetischen Besatzungszone wiedereröffnet.76 Der Wiederöffnung 
vorangegangen war eine im Vergleich zu den anderen Besatzungszonen radika-
le Entnazifizierung.77 In diesem Zug wurden die Statuten der Universitäten aus 
der Zeit der Weimarer Republik wieder eingeführt, die den Universitäten weit-
räumige Autonomie zusprachen.78 Gleichzeitig wurden der Universität in un-
mittelbarer zeitlicher Nähe zur Erneuerung ihrer traditionellen Rechte per Dek-
ret der Sowjetischen Militäradministration (SMAD) neue Einrichtungen zuge-
führt, für die alle angestammten, selbstständigen Verfahren der Stellenbeset-
zung und Lehrauswahl nicht mehr galten. Sowohl an den gesellschaftswissen-
schaftlichen79 und pädagogischen Fakultäten80 als auch an den Vorstudienan-
stalten (später Arbeiter- und Bauernfakultäten)81 wurde das Lehrpersonal von 
dem, der SMAD assistierenden, Deutschen Volksverwaltung für Volksbildung 
74 Malycha 2003. S. 37. 
75 Vgl. den Titel der Monografie: Richert, Ernst: "Sozialistische Universität". Die Hochschul-
politik der SED. Berlin 1967. 
76 Herzig, Jobst; Trost, Catharina: Die Universität Rostock 1945–1946. Entnazifierung und 
Wiedereröffnung. Rostock 2008. S. 30. 
77 In Berlin betraf diese zunächst 78% der nach dem Krieg verbliebenden Belegschaft. Schulz 
2010. S. 36. Für Rostock: Herzig, Trost 2008. S. 14f. 
78 Schulz 2010. S. 34. 
79 Aufgabe der in Rostock, Leipzig und Jena gegründeten gesellschaftswissenschaftlichen 
Fakultäten war die Ausbildung von Kadern für den Staatsdienst. Schulz 2010. S. 45. 
80Ursprüngliches Ansinnen bei der Gründung der Pädagogischen Fakultäten war, die Lehrer-
ausbildung für alle Schultypen zu vereinigen. Schulz 2010. S. 44. 
81 Die Vorstudienanstalten sollten Menschen ohne Abitur einen Weg an die Universitäten 
eröffnen. Schulz 2010. S. 40. 
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(DVV)82 ausgewählt und durch die ebenfalls zentral erlassenen Vorlesungs-
programme zur Vermittlung bestimmter Inhalte verpflichtet.83
Viel weiter reichende Eingriffe in die Autonomie der Universitäten hatte 
die Vorläufige Arbeitsordnung (VAO) zur Folge, die von der – zu diesem 
Zeitpunkt durch die SMAD beträchtlich in ihrer Kompetenz erweiterten – 
DVV am 23. Mai 1949 erlassen wurde.84 Die gesamte „Lehr- und For-
schungstätigkeit“ wurde der DVV als obersten Dienstaufsichtsbehörde unter-
stellt.85 Alle Wahlämter (Dekan und Rektor) mussten nach erfolgter Wahl 
durch die Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung bestätigt werden.86 
Mit dem neu eingeführten Studentendekan, der für die Studienzulassung, Sti-
pendienvergabe und politische Kontrolle des Studiums verantwortlich war,87 
und dem Verwaltungsdirektor, dem die Verwaltung des universitären Haus-
haltswesens und die Verwaltung der universitären Einrichtungen überantwortet 
wurde88, wurden zwei Schlüsselpositionen nicht mehr vom Rektor, sondern 
durch die Landesministerien ernannt und durch die Zentralverwaltung kontrol-
liert.89  
Am folgenreichsten an der Verordnung, so urteilt Tobias Schulz, sei die 
„Abschaffung der Exklusivität von Fakultät, Senat und Konzil durch die Er-
weiterung dieser Gremien“ gewesen.90 So gehörten dem Senat neben den De-
kanen der Fakultäten und dem Prorektor nun auch der Studentendekan, der 
Verwaltungsdirektor und ein Gewerkschaftsvertreter an. In der Praxis waren 
dies nahezu immer SED-Männer. Durch „Scheinbegründungen“ wurden die 
Gremien so „für politische Funktionäre geöffnet“.91 
Schon die erste Zulassungsverordnung der DVV vom 30. September 1945 
sah für alle Studienanfänger vor dem Studienbeginn einen zwanzigstündigen 
Kurs in demokratischer Erziehung vor.92 Ab Herbst 1946 begann die DVV mit 
82 Schulz 2010. S. 41. 
83 Zum Personal und Aufbau der Deutschen Verwaltung für Volksbildung Geißler, Gert: 
Geschichte des Schulwesens in der Sowjetischen Besatzungszone und in der Deutschen 
Demokratischen Republik 1945 bis 1962. Frankfurt am Main [u.a.] 2000. S. 71–77. 
84 VAO 1949 . §1, S. 278. 
85 Ebenda. §2, S. 278. 
86 Ebenda. § 22, S. 284. 
87 Ebenda. § 21, S. 284. 
88 Schulz 2010. S. 49. 
89 VAO. 1949. § 21, S. 284. 
90 Schulz 2010. S. 48. 
91 Ebenda. S. 48. 
92 Jessen 1999. S. 230. 
3. Der Erziehungsauftrag 27 
der Erarbeitung eines Vorlesungsprogramms über „Politische und soziale Prob-
leme der Gegenwart“ unter der Leitung von Alfred Meusel.93 Im Sommer 1947 
wurde dieses Vorlesungsprogramm SBZ-weit von 9 Professoren gehalten, 
darunter auch vom späteren Geschichtsprofessor Heinrich Herz in Rostock.94 
Von den „scholastischen Übungen […] des späteren ML-[Marxismus-
Leninismus] Studiums“, so Ralph Jessen, war diese Vorlesungsreihe jedoch 
noch weit entfernt.95 Neben den „Klassikern“ des Marxismus-Leninismus be-
handelte die Vorlesung auch Autoren wie Malinowski, Sombart oder Max 
Weber.96 Die Existenz dieser für alle Studenten obligatorischen Vorlesungsrei-
he zeigt, wie die Erziehung der Studenten in der ersten Periode nach der Wie-
dereröffnung der Universitäten gedacht war – als separates Ressort neben der 
Fachlehre.97 Ralph Jessen fasst die Bemühungen um die Erziehung der Univer-
sitäten folgendermaßen zusammen: „Beileibe nicht ,die‘ Hochschullehrerschaft 
sondern eine kleine und recht bunte Schar eher randständiger Dozenten befaßte 
sich in den ersten Nachkriegssemestern mit „Erziehung“, fallweise assistiert 
von sowjetischen Vortragsreisenden“98 
3.2.2. Die 2. Hochschulreform 1951/52 
In den Jahren 1951/52 griff eine Reihe von Reformen in die bestehende 
Hochschullandschaft ein, die später durch die DDR-Historiographie unter der 
Bezeichnung „2. Hochschulreform“ zusammengefasst wurden. Die Reformen 
sicherten der SED an den Hochschulen nicht nur einen weitreichenden institu-
tionellen und personellen Einfluss, sondern verankerten auch den Erziehungs-
auftrag in den Strukturen der Universitäten.  
Erste und wichtigste Neuerung war die Gründung eines Staatssekretariats 
für Hochschulwesen, die mit der „Verordnung über die Neuorganisation des 
Hochschulwesens“99 vom 22. Februar 1951 beschlossen wurde. Die Gründung 
des Staatssekretariats resultierte aus dem Wunsch der SED-Führung, die Hoch-
93 Jessen. S. 230. 
94 Kowalczuk, Ilko-Sascha: Geist im Dienste der Macht. Berlin 2003. S. 171. 
95 Jessen 1999. S. 230. 
96 Ebenda. S. 231. 
97 Ebenda. S. 230. 
98 Ebenda. S. 231. 
99 Verordnung über die Neuorganisation des Hochschulwesens vom 22. Februar 1951. Verord-
nung über die Neuorganisation des Hochschulwesens. In: Gesetzblatt der DDR 3, 1951. S. 
123–125. 
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schulen besser anleiten und kontrollieren zu können.100 Das Staatssekretariat 
vereinigte die Befugnisse, die zuvor die Behörden der Länder und das Volks-
bildungsministerium untereinander aufgeteilt haben.101 Die Gründung des 
Staatssekretariats zog auch eine Kompetenzerweiterung der staatlichen Behör-
den gegenüber den Universitäten nach sich. Als eine seiner Hauptaufgaben sah 
das neu gegründete Staatssekretariat die „Gestaltung des Studiums, der Lehre 
und der Forschung“ an.102 Ebenfalls sah sich das Staatssekretariat verantwort-
lich für den Erlass von Studienordnungen mitsamt Studienplänen, Vorlesungs-
programmen, Stundenplänen, Prüfungsordnungen und Praktika.103  
In institutioneller Hinsicht maß sich die Einrichtung an, die Aufsicht über 
die „Einheitlichkeit in allen Fragen der Hochschulordnung (Struktur, Status, 
Studienordnungen, […], Habilitationsordnungen, Studienjahr“ zu entschei-
den.104 In personeller Hinsicht beanspruchte das Staatssekretariat das Recht für 
sich, Professoren und Dozenten ernennen zu können sowie ein Vetorecht bei 
der Besetzung der universitären Wahlämter (Rektor, Dekanen) und der Insti-
tutsdirektorenposten.105 
Mit der dritten Durchführungsbestimmung zur Neuorganisation des 
Hochschulwesens griff das Staatssekretariat dann schon kurze Zeit später in die 
Entscheidungsstrukturen der Universitäten ein. Vorgeblich zur „Entlastung des 
Rektors“ wurde die Einsetzung von 4 Prorektoren verfügt. Neben einem Pro-
rektor für das zur Pflicht gemachte „gesellschaftswissenschaftliche Grundstu-
dium“, einem „Prorektor für Forschungsangelegenheiten“, und einem „Prorek-
tor für die wissenschaftliche Aspirantur“ wurde auch das Amt eines Prorektors 
„für Studentenangelegenheiten“ installiert.106 Lediglich die Prorektoren für 
Forschungsangelegenheiten und des gesellschaftswissenschaftlichen Grundstu-
diums mussten sich aus dem Lehrkörper rekrutieren.107 Die Aufgabenbereiche 
der neueingesetzten Prorektoren wurden damit der Verfügung des Rektors 
100 Schulz 2010. S. 60. 
101 Ebenda. S. 62. 
102 Verordnung über die Neuorganisation des Hochschulwesens 1951. §3,3, S. 123. 
103 Ebenda. § 6,4 S. 124. 
104 Ebenda. § 6,3 ,S. 124. 
105 Ebenda. §6,7 S. 125. 
106 Dritte Durchführungsbestimmung zur Verordnung vom 21. Mai 1951 über die Neuorgani-
sation des Hochschulwesens. Einsetzung von Prorektoren für besondere Aufgabengebiete. 
Einsetzung von Prorektoren. In: Gesetzblatt der DDR 3, 1951. S. 491. 
107 Müller, Marianne; Müller, Egon Erwin: "… stürmt die Festung Wissenschaft!". Die 
Sowjetisierung der mitteldeutschen Universitäten seit 1945. Repr. der Ausg. Berlin-Dahlem 
1953. Berlin 1994. S. 256. 
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entzogen und Funktionären übertragen, die das Vertrauen der Ostberliner Be-
hörde besaßen.108 Die Position des Rektors wurde damit entscheidend ge-
schwächt.109 
Im Gefolge der 2. Hochschulreform erließ das Staatssekretariat im Som-
mer 1952 ein Musterstatut, zu dessen Übernahme die Universitäten per „Direk-
tive“ verpflichtet wurden und das den neuen Machtverhältnissen Rechnung 
tragen sollte.110 Zunächst wurden im Musterstatut die Aufgabenbereiche der 
neuen Prorektorate präzisiert. Zu den Aufgaben des Prorektors für Studenten-
angelegenheiten gehörte neben der „Durchführung der Aufnahmeverfahren der 
Studenten, der Lenkung ihres Studienganges“ und der „Kontrolle des Ausbil-
dungsstandes“ auch die „Leitung der kulturell-erzieherischen Arbeit unter den 
Studierenden“.111  
Gleichzeitig wurden die Prorektoren auch Mitglieder des Senats, dem 
höchstem Entscheidungsgremium der Universität. Insgesamt stieg der Anteil 
nicht gewählter Vertreter auf zehn, nur im Senat der Humboldt-Universität 
Berlin, in dem die Dekane von zehn Fakultäten saßen, waren die nicht gewähl-
ten Vertreter noch in der Mehrheit.112  
Doch selbst dieses Verhältnis bestand praktisch nur „auf dem Papier“113, 
da auch die Dekane als Vertreter ihrer Fakultäten durch einen linientreuer Fa-
kultätsrat gewählt wurden. Im Fakultätsrat saßen neben dem Dekan und dem 
Prodekan, die Fachrichtungsleiter, alle der Fakultät angehörenden Professoren 
und mit der Wahrnehmung einer Professur Beauftragten, die Institutsleiter, 
aber auch drei weitere durch das Staatssekretariat bestätigte Vertreter des 
Lehrkörpers und auch alle Professoren und Dozenten des gesellschaftswissen-
schaftlichen Grundstudiums wurden Mitglieder des Rates. 114 Zu den Aufgaben 
des Fakultätsrats gehörten neben dem herkömmlichen Recht zur Durchführun-
gen von Promotionen und Habilitationen auch die „Förderung der kulturell-
108 Müller, Müller 1994. S. 259. 
109 Münzner, Daniel: Die Stellung der Rektoren der Universität Rostock. In: Krüger, Kersten 
(Hrsg.): Die Universität Rostock zwischen Sozialismus und Hochschulerneuerung. Zeit-
zeugen berichten. Band 1. Rostock 2007. S. 15. 
110 Beschluss des Ministerrats der Deutschen Demokratischen Republik über die Aufstellung 
von Statuten der Universitäten und Hochschulen vom 28. August 1952. In: Hoch- und 
Fachschulrecht. Berlin 1963. S. 119–129. 
111 Müller, Müller 1994. S. 261. 
112 Ebenda. S. 263. 
113 Müller, Müller 1994. S. 265; Aufstellung von Statuten der Universitäten und Hochschulen 
1952. S. 126. 
114 Aufstellung von Statuten der Universitäten und Hochschulen 1952. S. 126. 
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erzieherischen Arbeit unter den Angehörigen der Fakultät, insbesondere die 
Hebung des demokratischen Staatsbewußtseins“115. 
In der Fachrichtung sollten die an der Durchführung eines Studienganges 
Beteiligten zusammengefasst sein. Der Fachrichtungsleiter wurde ebenfalls 
staatlich eingesetzt und war verantwortlich für die „Sicherstellung der Durch-
führung des Studiums entsprechend den Studienplänen“ und für die „Leitung 
und systematische Kontrolle der Vorlesungen, Seminare, Übungen, Konsulta-
tionen usw.“.116 Im Unterschied zur übergeordneten Ebene der Fakultät, besaß 
der Fachrichtungsleiter explizit keine erzieherische Verantwortlichkeit.117 
Die Verordnungen der 2. Hochschulreform griffen zugleich in den Aufbau 
und die Inhalte des Studiums ein und bestimmten Lehr- und Sozialformen des 
Studiums. So wurde das Ein-Fach-Studium eingeführt, dessen Ablauf und 
Inhalte durch einen zentral erlassenen Studienplan vorgeschrieben wurden.118 
Die Studienpläne wurden in den 1952 gegründeten wissenschaftlichen Beiräten 
erarbeitet, zu deren Mitgliedern vom Staatssekretariat bestimmte Professoren 
und Mitarbeiter der staatlichen Behörden gehörten.119  
Gleichzeitig wurden auch bestimmte Fächer für alle Studenten zu ver-
bindlichen Studienbestandteilen erklärt. Abgesehen von einem „Unterricht in 
deutscher Sprache und Literatur“120, der für die Studenten der ersten beiden 
Studienjahre verbindlich war, erhielten die Studenten fortan in jedem Studien-
jahr obligatorischen Russischunterricht. Zusätzlich führte das Staatssekretariat 
einen als „Körpererziehung“ bezeichneten Sportunterricht verpflichtend ein.121  
Das Projekt allerdings, von dem sich die SED-Führung den größten erzie-
herischen Effekt erhoffte, war die Einführung eines sogenannten „gesell-
schaftswissenschaftlichen Grundstudiums“. In der fünften Durchführungsbe-
stimmung vom 4. August 1951 heißt es nicht nur, dass das gesellschaftswis-
senschaftliche Grundstudium die „Aufgabe“ habe, kognitive „Einsicht, in die 
115 Aufstellung von Statuten 1952. Vgl. auch Müller, Müller 1994. S. 265. 
116 Müller, Müller 1994. S. 266. 
117 Ebenda. S. 266. 
118 Ebenda. S. 232. 
119 Richtlinien für die Bildung wissenschaftlicher Beiräte beim Staatssekretariat für Hoch-
schulwesen. Beschluß des Ministerrates. In: Zentrale Hochschulkonferenz am 
19/20.09.1952. Berlin 1952.  
120 Zehnte Durchführungsbestimmung vom 10. September 1951 zur Verordnung über die 
Neuorganisation des Hochschulwesens. Unterricht in russischer Sprache und Literatur und 
in deutscher Sprache und Literatur für alle Studierenden. In: Gesetzblatt der DDR 3, 1951. 
S. 870–872.
121 Russisch- und Deutschunterricht 1951. S. 870–872. 
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Entwicklungsgesetze von Natur und Gesellschaft zu vermitteln“, sondern die 
Studenten eben auch zu „unermüdlichen Kämpfern für den Frieden und den 
Fortschritt der Menschheit“122 zu erziehen habe. Das Grundstudium sollte den 
Erziehungsauftrag durch Unterricht in den Fächern „Grundlagen des Marxis-
mus-Leninismus“, „Politischer Ökonomie“ (verstanden als „Wissenschaft von 
den Gesetzen der gesellschaftlichen Produktion“) und „Historischer und Dia-
lektischer Materialismus“ (verstanden als „Wissenschaft“, die auf den sozialen 
Lehren Karl Marx‘ über Klassenkampf und über die Widersprüche in der Ge-
schichte basiere) verwirklichen.123 
Die Reformen führten also zu einer weitreichenden Verankerung politi-
scher Erziehung in der Universität. Dass der Erziehungsauftrag der Universitä-
ten damit faktisch durchgesetzt war, wie Beate Rüther annimmt, bestreitet 
jedoch Ralph Jessen. Stattdessen sei es seiner Meinung nach mit der 2. Hoch-
schulreform zwar zu einer Intensivierung der Erziehungsbemühungen gekom-
men, andererseits aber hätte die Einführung des „GeWi-Studiums“ „die Spal-
tung zwischen ‚Lehre‘ und ‚Erziehung‘ noch [vertieft], da politische Indoktri-
nation in klar abgegrenzten organisatorischen Formen stattfand.“124 
Durch seine große Gewichtung in den Prüfungen war das GeWI-Studium 
gerade zum Zeitpunkt seiner Einführung eines Disziplinierungs- und Kampfin-
strument gegenüber politisch missliebigen Studenten. So stellten die gesell-
schaftswissenschaftlichen Dozenten ihren Prüflingen in überwiegendem Maße 
Gesinnungsfragen.125  
Andere Eingriffe in die Studienorganisation erwiesen sich allerdings als 
ebenso folgenreich für die spätere Ausweitung des Erziehungsauftrags. So 
wurde die Dauer des Studienjahres auf zehn Monate erweitert. Die so „gewon-
nenen“ Wochen sollten jedoch nicht nur die Vorlesungsturnusse erweitern, 
sondern auch Zeiträume für staatlich festgelegte und durch die Universitäten 
organisierte Praktika darstellen.126  
Der im Gesamten gesehen wohl folgenreichste Eingriff in die Ausbil-
dungsstrukturen der Universitäten war die „Vergemeinschaftung“ des Studi-
122 Achte Durchführungsbestimmung zur Neuorganisation des Hochschulwesens. Obligatori-
scher Sportunterricht für alle Studierenden der Universitäten und Hochschulen vom 24. 
August 1951. In: Gesetzblatt der DDR 3, 1951. S. 807. 
123 Ploenus, Michael: "… so wichtig wie das tägliche Brot". Das Jenaer Institut für Marxismus-
Leninismus 1945 - 1990. Köln [u.a] 2007. S. 38–39. 
124 Jessen 1999. S. 231. 
125 Eine Auflistung solcher Fragen findet sich bei Müller, Müller 1994. S. 244. 
126 Zweite Durchführungsbestimmung vom 4. Mai 1951 zur Verordnung vom über die Neuor-
ganisation des Hochschulwesens. In: Gesetzblatt der DDR 3, 1951. S. 415–416. 
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ums durch die Zusammenführung der Studenten in sogenannte Seminargrup-
pen.127 Fortan hatten die Studenten ihre Vorlesungen und Seminare in einem 
gleichbleibenden, schulklassenähnlichen Verbund zu besuchen. Diese Maß-
nahme intendierte nicht nur die Studenten aus ihrer „Anonymität“ zu reißen 
und damit das erzieherische Handeln der Hochschullehrer überhaupt möglich 
zu machen,128 stattdessen sollte die Einführung fester Seminargruppen auch die 
Einwirkungsmöglichkeiten der FDJ vergrößern. Seminargruppe und FDJ-
Gruppe waren identisch.129 Offensiver als die Erläuterung der staatlichen Ver-
ordnung proklamierte die FDJ die politisch-ideologische Erziehung der Stu-
denten als ihr Hauptziel.130 Die Personalunion von Seminar- und FDJ-Gruppe 
war institutionell folgenreich. Der Seminargruppensekretär, der für die Einhal-
tung der studentischen Disziplin und die Anleitung des Selbststudiums verant-
wortlich war, war zugleich Sekretär der FDJ-Gruppe.131 FDJ- und Studienor-
ganisation erhielten damit eine Schnittstelle, die für alle späteren Erziehungs-
initiativen zum Ausgangspunkt wurde. Die Einführung von festen Seminar-
gruppen ist die für die Organisation der universitären Erziehung die folgen-
reichste Neuerung der 2. Hochschulreform. 
3.2.3.  Die „sozialistische Umwälzung“ auf dem Gebiet  der 
Hochschulen bis 1957/58 
In der sogenannten Tauwetterperiode im Anschluss an die Geheimrede 
Chruschtschows‘ auf dem XX. Parteitag der KPdSU 1956 kam es an verschie-
denen Universitäten der DDR durch Studenten und Hochschullehrer zu Protes-
ten gegen die Studienorganisation. Besonders beteiligt waren daran Vertreter 
von bis dahin eher ideologiefernen Disziplinen wie Medizin, Veterinärmedizin 
und Landwirtschaftswissenschaften. Die Protestierenden schrieben sich dabei 
127 Bildung und Aufgaben der Seminargruppen. Anweisung Nr. 26 des Staatssekretariats für 
Hochschulwesen der Deutschen Demokratischen Republik vom 6. September 1952. In: 
Zentrale Hochschulkonferenz am 19/20.09.1952. Berlin 1952. S. 70–72. 
128 Harig, Gerhard: Über die Verbesserung von Ausbildung und Erziehung unserer Studieren-
den. Rede auf der Zentralen Hochschulkonferenz. In: Das Hochschulwesen 3, 1955. S. 3–
49; Neubert, Rudolf: Eine neue Generation Lehrer und Erzieher. In: Das Hochschulwesen 
3, 1955. S. 15–21. 
129 Straube 1992. S. 51–52. 
130 Kausch 2009. S. 85–87. 
131 Sachse, Ekkehard: Stellung und Aufgaben des Seminargruppensekretärs. In: Das Hoch-
schulwesen 7, 1959. S. 330–332. 
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die Abschaffung des obligatorischen GeWi-Studiums sowie die Reduzierung 
des als unnötig empfundenen Russisch-Unterrichts auf die Fahnen.132 
Dem konstatierten Ausbleiben des gewünschten erzieherischen Effekts 
des gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudiums versuchten die Verant-
wortlichen auf zwei Arten zu begegnen: So sollte das wissenschaftliche Niveau 
der Lehrveranstaltungen gehoben und durch verbesserte Unterrichtsmethodik 
attraktiver gestaltet werden.133 Der andere Weg bestand darin, die mit mehr 
Autorität ausgestatteten Fachwissenschaftler in die politische Erziehung einzu-
beziehen.134 Am Beispiel des Erziehungsauftrages für alle Hochschulen zeigt 
sich, dass der proklamierte „Sturm auf die Festung Wissenschaft“ weniger 
rasant und zielstrebig verlief, als die Propaganda der SED-Führung suggerieren 
wollten.135 Die Hochschulpolitiker benötigten drei Anläufe (1953, 1955 und 
1957) um den Erziehungsauftrag der Fachwissenschaftler rechtlich zu veran-
kern.  
In der Verordnung über die Vergütung der Hochschullehrer vom 
12.6.1951 wird nur einmal in einem der letzten Paragraphen in sehr allgemei-
ner Weise von der „Anleitung und Erziehung der Studierenden und Assisten-
ten“ als „Tätigkeitsbereich“ gesprochen. Dieser Passus hatte aber keine kon-
kreten Folgen für die Arbeitspraxis der Hochschullehrer.136  
1952 und 1955 veranstaltete das Staatssekretariat für Hochschulwesen 
zwei zentrale Hochschulkonferenzen, die sich schwerpunktmäßig der Erzie-
hung der Studenten durch die Fachprofessoren widmeten. 1952 hielt der Berli-
ner Pädagogik-Professor Wilhelm Deiters eines der Referate über den „Erzie-
hungsauftrag des Hochschullehrers“.137 
Im Anschluss an die Staatskrise nach den Ereignissen des 17. Juni 1953 
wurden die Bemühungen, um die Indienststellung der Professoren für die poli-
tische Erziehung im Sinne des Staates jedoch zurückgefahren. Die SED kon-
zentrierte sich fortan stärker auf den Ausbau und die Effektivierung ihrer Par-
teistrukturen an den Hochschulen.138  
132 Jessen 1999. S. 233. Dazu ausführlich: Richert 1967. S. 143–164. 
133 Ebenda. S. 234. Dazu auch Harig, Gerhard: Die Erziehung unserer Studierenden im 
gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudium. In: Das Hochschulwesen 2, 1954. S. 12–17. 
134 Jessen 1999. S. 234.  
135 Malycha 2003. S. 38. 
136 Jessen 1999. S. 232. 
137 Deiters 1953. 
138 Schulz 2010. S. 70–76. 
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Im Juni des Jahres 1955 fand in Leipzig die 2. Zentrale Hochschulkonferenz 
des Staatssekretariats statt. Die Forderungen des Hauptreferates von Staatssek-
retär Gerhard Harig sind dabei im Zusammenhang zu sehen mit dem Ende des 
„neuen Kurses“ im Anschluss an den 17. Juni und einer neuerlich forcierten 
sozialistischen Umgestaltung der DDR zu sehen. Harig stellt in seinem Haupt-
referat ein „erhebliches Zurückbleiben der Universitäten“ gegenüber anderen 
gesellschaftlichen Bereichen fest. Dieses Hintertreffen sei durch die mangelnde 
Wahrnehmung ihrer erzieherischen Funktion durch die Hochschullehrer be-
gründet. Er forderte, dass die Erziehung „vielmehr zu einer Angelegenheit aller 
Dozierenden und Studierenden werden [muss]. Mir scheint sogar, daß zugleich 
auch der Erzieher selbst erzogen werden muss“.139 Hochschullehrern, die 
Zweifel und Vorbehalte gegenüber erzieherischen Verpflichtungen äußerten, 
unterstellte Harig, dass sie dieses Verhalten aufgrund von „Nichtwollen“ oder 
„Nichtverstehenwollen“ der SED-Politik zeigten.140 Rechtliche Folgen hatte 
Harigs flammender Appell jedoch nicht. Die angestrebte Einführung einer 
Disziplinarordnung für Hochschullehrer im selben Jahr kam nicht über die 
Entwurfsform hinaus. 141 Der neuerliche Abbruch der Kampagne war ebenfalls 
durch den veränderten Kurs der SED-Führung nach dem XX. Parteitags der 
KPdSU bedingt.  
Die Anstrengungen um eine Einbeziehung der Fachprofessoren in das 
Vorhaben der politischen Erziehung intensivierten sich als hochschulpolitische 
Antwort auf den durch die SED-Führung erzwungenen Abbruch der Reform-
debatte 1957 und im Zusammenhang mit der darauf beginnenden Verfolgung 
der tatsächlichen und vermeintlichen Anhänger revisionistischer Auffassun-
gen.142 Der neue Staatssekretär Wilhelm Girnus, der schon in früheren ideolo-
gischen Auseinandersetzungen seine Zuverlässigkeit bewiesen hatte143, formu-
lierte in seiner Antrittsrede im Rahmen einer Hochschulkonferenz unmissver-
ständlich, dass eine lediglich „formale“ Loyalität der Hochschullehrer in der 
nun eingeläuteten Phase der Umgestaltung der Universitäten zu „sozialisti-
139 Harig, Gerhard: Über die Verbesserung von Ausbildung und Erziehung unserer Studieren-
den. Rede auf der Zentralen Hochschulkonferenz. In: Das Hochschulwesen 3, 1955. S. 14. 
140 Ebenda. S. 42. 
141 Anordnung über die disziplinarische Verantwortlichkeit der Hochschullehrer vom 
26.11.1957. In: Gesetzblatt der DDR 9, 1957. S. 620–623. 
142 Jessen 1999. S. 235. 
143 Vgl. seinen Beitrag in dem biografischen Lexikon „Wer war wer in der DDR?“: Kaulfuß, 
Jürgen;Barth, Bernd-Rainer: Wilhelm Girnus. In: Wer war in der DDR? 
http://www.stiftung-aufarbeitung.de/wer-war-wer-in-der-ddr-%2363%3B-
1424.html?ID=997 (14.08.2011). 
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schen Hochschulen“ nicht mehr ausreichte. Stattdessen sei offensive Partei-
nahme gefragt.144  
Im Gegensatz zu den Kampagnen der Jahre 1953 und 1955 fanden die Er-
ziehungspflichten 1957 tatsächlich Eingang in das rechtlich verankerte Berufs-
bild des Hochschullehrers. 145 Die Disziplinarordnung für Hochschullehrer 
vom 8. Februar 1957 erwähnte Erziehung als eine der Lehre und Forschung 
gleichwertige Aufgabe.146 Noch deutlicher war allerdings die „Verordnung 
über die Tätigkeit der wissenschaftlichen Assistenten und Oberassistenten“ 
vom November desselben Jahres147. Danach besäßen die Assistenten und 
Oberassistenten eine „besonders hohe Verantwortung bei der sozialistischen 
Erziehung und Ausbildung“ der Studenten.148 Um dieser Verantwortung ge-
recht zu werden, sollte „eine moralisch einwandfreie Haltung und eine sich in 
der gesellschaftlichen Arbeit sowie im gesamten Verhalten ausdrückende Ver-
bundenheit mit unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat“ Voraussetzung für die 
Einstellung als wissenschaftlicher Assistent sein.149 Den Assistenten und 
Oberassistenten wurde parallel ein zusätzliches Studium in Marxismus-
Leninismus verordnet.150  
Mit den Kampagnen 1955 und 1957 waren auch jeweils konkrete Eingrif-
fe in die Organisations- und Entscheidungsstrukturen der Hochschulen verbun-
den. Die Fachrichtungen sollten zunächst die für Erziehung der Studenten 
maßgeblich verantwortliche Struktureinheit seien. Neben ihren herkömmlichen 
Aufgaben sollten diese sich fortan auch „Fragen der wissenschaftlichen und 
gesellschaftspolitischen Erziehung der Studenten“ widmen, den „wissenschaft-
lichen und gesellschaftspolitischen Entwicklungsstand der Studenten“ analy-
144 Girnus, Wilhelm: Zur Idee der sozialistischen Hochschule. Rede auf der Rektorenkonferenz 
am 14. Juni. In: Das Hochschulwesen 5, 1957. S. 289–320. zit. Jessen 1999. S. 234. 
145 Jessen 1999. S. 234. 
146 Anordnung über die disziplinarische Verantwortlichkeit der Hochschullehrer 1957. 
147 Anordnung über die Tätigkeit der wissenschaftlichen Assistenten und Oberassistenten an 
den Universitäten und Hochschulen vom 26. November 1957. Assistentenverordnung. In: 
Gesetzblatt der DDR 9, 1957. S. 620–623; Resolution der Zentralen Hochschulkonferenz. 
Verbesserung der Ausbildung und Erziehung der Studierenden an den Universitäten und 
Hochschulen der Deutschen Demokratischen Republik. In: Das Hochschulwesen 3, 1955. 
S. 99–100.
148 Anordnung über die Tätigkeit der wissenschaftlichen Assistenten und Oberassistenten an 
den Universitäten und Hochschulen vom 26. November 1957. In: Gesetzblatt der DDR 9, 
1957. S. 620. 
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sieren und kontrollieren und eng mit den Seminargruppensekretären zusam-
menarbeiten.151 
Im Jahr 1957, zum Zeitpunkt der neuerlichen Offensive zur Durchsetzung 
des Erziehungsauftrages, erläuterte der Stellvertreter des Staatssekretärs, der 
ehemalige kommunistische Spitzenfunktionär Franz Dahlem, die „gegenwärti-
gen Hauptaufgaben im Hochschulwesen“152. Zur „Unterstützung des Lehrkör-
pers“ sollte das Prorektorat für Studentenangelegenheiten seine Arbeitsweise 
umstellen. Der „Leitung der kulturell-erzieherischen Arbeit“, die in der Durch-
führungsverordnung von 1951 ebenfalls als Aufgabe des Prorektorats genannt 
wurden, seien die Prorektoren nicht nachgekommen.153 Die „politisch-
ideologische Arbeit“ sollte nun jedoch fortan im Vordergrund stehen. Dafür 
trage der Prorektor die volle Verantwortung für die „politisch-ideologische und 
moralische Erziehung der Studenten“ und der „Durchführung einer konsequen-
ten sozialistischen Kaderpolitik unter den Studierenden“154. Die am 8. April 
1957 erlassene „Verordnung zur Umbildung der Prorektorate für Studentenan-
gelegenheiten […] in Prorektorate für Studienangelegenheiten“155 fixierte diese 
Aufgabenverschiebung rechtlich. Undeutlich wird darin allerdings nur von der 
„Unterstützung“ des Lehrkörpers gesprochen. Eine Weisungskompetenz ge-
genüber den unteren Ebenen der universitären Entscheidungshierarchien erhielt 
der Prorektor damit aber nicht.156 
Deutlicher wurden die Kompetenzen des Prorektorats für wissen-
schaftlichen Nachwuchs formuliert, das Porektorat entstand am selben Tag per 
Verordnung durch die Umbildung des Prorektorats für wissenschaftliche Aspi-
rantur.157 Hinter der Einführung der wissenschaftlichen Aspirantur im Zuge der 
2. Hochschulreform stand Absicht, die traditionellen Rekrutierungswege des
akademischen Nachwuchses abzuschneiden.158 Die Versuche scheiterten je-
151 Anordnung über die Tätigkeit der wissenschaftlichen Assistenten und Oberassistenten.. S. 
100. 
152 Dahlem, Franz: Zur Fragen der sozialistischen Erziehung und der Verbundenheit der 
Studenten mit dem Kampf um den sozialistischen Aufbau in der DDR. Die gegenwärtigen 
Hauptaufgaben im Hochschulwesen. In: Das Hochschulwesen 5, 1957. S. 152–158.  
153 Ebenda. S. 157. 
154 Ebenda. S. 153 
155 Anweisung Nr. 97 über die Umbildung der Prorektorate für Studentenangelegenheiten an 
den Universitäten und Hochschulen in Prorektorate für Studienangelegenheiten vom 8. 
April 1957. In: Hoch- und Fachschulrecht. Berlin 1963. S. 898–900. 
156 Ebenda. S. 898. 
157 Ebenda. S. 898, 
158 Jessen 1999. S. 52ff. 
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doch am Widerstand der Hochschullehrerschaft, die Aspirantur wurde im Lau-
fe der Fünfziger Jahre als Ausbildungsform wieder marginalisiert.159 Mit der 
Umbildung des Prorektorates für wissenschaftliche Aspirantur wurde auf die-
sen Umstand reagiert und die die Zuständigkeit des Prorektorates auf die As-
sistenten ausgeweitet. Anschließend kam dem Prorektor und nicht mehr den 
einzelnen Professoren die „Entscheidung, Kontrolle und Beratung in allen 
grundsätzlichen Fragen der Auswahl und Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses“ zu. Die im Herbst des Jahres 1957 erlassene Assistentenverord-
nung machte deutlich, in welchem Sinne diese Kompetenzen genutzt werden 
sollte. Die neuen Kriterien an den wissenschaftlichen Nachwuchs führten zu 
regelrechten Säuberungen innerhalb der Assistentenschaft.160 
3.2.4. 3. Hochschulreform 1966–1969 
Die Versuche der SED-Führung und des Staatssekretariats für Hochschulwesen 
mithilfe der Durchsetzung eines Erziehungsauftrags die Hochschullehrerschaft 
ideologisch zu vereinnahmen, führte in den Jahren 1957/58 regelrecht zu einer 
Fluchtwelle von Studenten und Dozenten in die Bundesrepublik. Infolgedessen 
sah sich die SED-Spitze genötigt, das Ausmaß ihrer Erziehungspropaganda 
wieder zu verringern. Bis zum Mauerbau wurden wieder die Stimmen einfluss-
reicher, die eine taktisch bedingte Rücksichtnahme gegenüber der „Intelligenz“ 
forderten.161  
Eine neuerliche Erziehungskampagne löste die später als „Kahl-
schlagplenum“162 bezeichnete 11. Tagung des ZK der SED im Dezember 1965 
aus. Im Rahmen der Tagung wurde auch das sich häufende Missverhalten der 
Studenten während der alljährlich im September stattfindenden studentischen 
Ernteeinsätze zum Thema. Schuldig für diese „Erscheinungen des politisch-
moralischen Versagens“ sei die mangelnde Wahrnehmung ihrer erzieherischen 
Aufgaben durch die Hochschullehrerschaft.163 
Die nun losgetretene massive Kampagne zur tatsächlichen Implementie-
rung des Erziehungsauftrags beeinflusste auch ein wenige Monate später veröf-
159 Jessen 1999. S. 52ff. 
160 Ebenda..S. 95ff. 
161 Ebenda. S. 238. 
162 Kloth, Nikola: Das 11. Plenum – Wirtschafts- oder Kulturplenum? In: Agde, Günther 
(Hrsg.): Kahlschlag. Das 11. Plenum des ZK der SED 1965. Studien und Dokumente. Ber-
lin 1991. S. 65. 
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fentlichtes Thesenpapier des Staatssekretariats, das die Richtung der in den 
folgenden Jahren folgenden tiefgreifenden Universitätsreformen vorgab. Das 
veröffentlichte Thesenpapier mit dem Namen „Prinzipien zur weiteren Ent-
wicklung der Lehre und Forschung in der deutschen Demokratischen Repub-
lik“ wurde in einer ersten Fassung im Januar 1966 und in einer zweiten Fas-
sung im Oktober desselben Jahres veröffentlicht.164 In dem Dokument wurden 
vier Kernpunkte benannt, an denen eine Universitätsreform ansetzen sollte. 
Erster Punkt war die „Ausbildung und Erziehung“ der Studenten, in dem eine 
Verbesserung der ideologischen Erziehung angemahnt und eine zukünftige 
Gliederung des Studiums in Grund-, Fach-, Spezial- und Forschungsstudium 
skizziert wird. Der zweite Paragraph war Forschungsfragen gewidmet. Im 
dritten Punkt wurde die Notwendigkeit von wissenschaftlichen Schwerpunkt-
bildungen an bestimmten Universitäten, die sogenannte Profilierung ange-
mahnt. Der vierte Passus beschäftigte sich mit Fragen der zukünftigen Organi-
sationsstruktur der Universitäten. Zur Sicherung der „Einheit von Lehre, Erzie-
hung und Forschung“ sollte eine „überschaubare“ und „sachgerechte“ Lei-
tungsebene geschaffen werden, die Sektion. Im Folgenden interessieren der 
erste und der vierte Punkt.165 
Im Zuge der 3. Hochschulreform 1968 wurden an allen Universitäten 
neue Leitungs- und Entscheidungsstrukturen eingeführt. Ziel dieser „Verfas-
sungsreform“ war die Durchsetzung des Prinzips des Demokratischen Zentra-
lismus an den Universitäten.166 Die Stellung des Rektors wurde dadurch einer-
seits gegenüber dem Senat und den Prorektoren gestärkt, andererseits war der 
Rektor nun aber direkt dem Staatssekretär als Dienstvorgesetzten unterstellt 
und rechenschaftspflichtig.167 Die Verantwortlichkeit der Prorektoren sollte 
sich im Folgenden nur noch auf eng umrissene Aufgabengebiete erstrecken. 
Der Großteil der Aufgaben, die zuvor einem der vier Prorektoren zur Leitung 
übergeben waren, sollte nun durch Direktorate erledigt werden.168 So auch das 
Direktorat für Erziehung und Ausbildung, das sich nun vornehmlich, nicht nur 
als eine von vielen Aufgaben, der Persönlichkeitsbeeinflussung der Studenten-
schaft widmete.169 Die neugeschaffenen Direktorate sollten reine „Funktional-
164 Prinzipien zur weiteren Entwicklung der Lehre und Forschung an den Hochschulen der 
Deutschen Demokratischen Republik. In: Rühle, Otto (Hrsg.): Idee und Gestalt der deut-
schen Universität. Tradition und Aufgabe. Berlin 1966. S. 313–317. 
165 zum Ablauf der Reformdiskussionen: Schulz 2010. S. 129–133. 
166 Schulz 2010. S. 194. 
167 Ebenda. 
168 Ebenda. 
169 Ebenda. S. 195. 
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organe“ sein und außerhalb eines sehr eng gefassten Rahmens keine Entschei-
dungsbefugnisse besitzen. Die Direktoren waren dem Rektor direkt unterstellt, 
rechenschafts- und weisungspflichtig. Begründet wurde dieser Eingriff in die 
Verfassung der Universitäten einerseits durch „technokratisch-sachliche“ und 
„politisch-ideologische Gründe“.170 Die Verschiebung der Aufgaben von den 
Prorektoraten zu den Direktoraten sollte zu einer Professionalisierung der Lei-
tungsarbeit führen. Im Gegensatz zu den Prorektoren sollten die Direktoren 
„hauptamtliche Wissenschaftsorganisatoren“ sein.171 
Das zuvor höchste universitäre kollektive Entscheidungsgremium, der 
Senat, existierte nach der 3. Hochschulreform nicht mehr. An seine Stelle tra-
ten ein „wissenschaftlicher“ und ein „gesellschaftlicher Rat“, die im Sinne des 
demokratischen Zentralismus lediglich die Funktion besaßen, den Rektor in 
seiner Entscheidungsfindung zu unterstützen.172 Der „gesellschaftliche Rat“, 
der Empfehlungen zu grundsätzlichen Fragen der Universitätsentwicklung 
abgeben sollte, setzte sich zur Hälfte aus Wissenschaftlern und zum anderen 
Teil aus wichtigen Persönlichkeiten der DDR-„Öffentlichkeit“ zusammen. Der 
„wissenschaftliche Rat“ war nun im Gegensatz zum Senat stark personell er-
weitert und sollte sich mit den Fragen der Wissenschaftsorganisation, Ausbil-
dung und natürlich auch der politisch-ideologischen Erziehung beschäftigen.173  
Die traditionellen Fakultäten und Institute wurden aufgelöst. An ihre Stel-
le traten „Sektionen“, deren Direktoren dem Rektor der Universität direkt un-
terstellt waren.174 Die nominelle Zweiteilung zwischen für die Lehre zuständi-
ger Fachrichtung und der für die Forschung verantwortlichen Institute sollte 
durch die Gründung der Sektionen aufgehoben werden.175 Die Sektionen soll-
ten Forschung, Lehre und Erziehung miteinander vereinigen. Der Sektionsdi-
rektor war, dem Rektor vergleichbar, als Einzelleiter vorgesehen. Als beraten-
des Gremium sollte ein Sektionsrat fungieren, dem neben den Sektionsangehö-
rigen auch Vertreter der „Vertragspartner“ angehörten.176  
Entscheidend für die Entwicklung der Erziehungsorganisation war aller-
dings, dass auch der Sektionsdirektor gewisse Aufgaben Stellvertretern über-
170 Schulze 2010. S. 195. 
171 Ebenda. S. 195. 
172 Ebenda. S. 199. 
173 Zur Zusammensetzung des Wissenschaftlichen Rats im Einzelnen Ebenda. S. 205. 
174 Ebenda. S. 217. 
175 Prinzipien 1966. S. 316. 
176 In Rostock wurde eine Rahmenordnung für alle Sektionen erlassen. UAR SGE 20: Arbeits-
ordnung der Sektion Geschichte der Universität Rostock. 
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trug. Neben einem Stellvertreter für Forschung besaß jede Sektion auch einen 
stellvertretenden Direktor für Erziehung und Ausbildung. Die Sektionen waren 
dementsprechend dreifach differenziert, in Fachgruppen, Forschungsgruppen 
und Ausbildungsgruppen. In den Ausbildungsgruppen wurden die jeweils in 
den verschiedenen Ausbildungsphasen Lehrenden zusammengefasst. Sie waren 
dem Stellvertreter für Ausbildung und Erziehung ebenso unterstellt wie die nun 
obligatorischen Seminarbetreuer.177 
Auch an den Erziehungsauftrag der Hochschullehrer setzten die Reformen 
ein neuerliches Mal an. In §1 der 1968 erlassenen Hochschullehrer-
berufungsverordnung wurde den Hochschullehrern nicht nur ganz allgemein 
die Aufgabe übertragen, „hochqualifizierte sozialistische Persönlichkeiten 
heranzubilden“, sondern von ihnen wurde auch ganz konkret als Vorausset-
zung für den Erwerb einer Lehrerlaubnis der Nachweis für die „die Fähigkeit 
des Bewerbers zur Festigung und Entwicklung des sozialistischen Staatsbe-
wußtseins der Studenten“ gefordert.178 Im Gegensatz zu den Reformen ein 
Jahrzehnt zuvor wurde der Erziehungsauftrag der Hochschullehrer nicht nur 
rechtlich verankert, sondern auch darüber hinaus in die Mechanismen zur Rek-
rutierung der Hochschullehrerschaft integriert. Um an einer Universität lehren 
zu können, bedurften die Hochschullehrer eine „Facultas docendi“, eine Lehr-
erlaubnis, die die Hochschullehrer nach Prüfung durch den gesellschaftlichen 
Rat erhielten. Der dazu eingereichte Lebenslauf sollte besonders auf „gesell-
schaftspolitische Aktivitäten eingehen“, im Zweifelsfall konnte eine Lehrprobe 
angesetzt werden.179 
177 UAR SGE 20: Arbeitsordnung der Sektion Geschichte der Universität Rostock. 
178 Verordnung über die Berufung und Stellung der Hochschullehrer an den wissenschaftlichen 
Hochschulen. Vom 6. November 1968. In: Gesetzblatt der DDR 20, 1968. S. 999. 
179 Ebenda. S. 999. 
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In diesem Teil sollen verschiedene Aspekte des Erziehungsauftrages der Uni-
versitäten näher beleuchtet werden. Zunächst wird es dabei um die Frage ge-
hen, welche Ziele für die Erziehung an der Universität von politischer Seite 
gegeben wurden. Zweitens werden diejenigen Strukturen, Einrichtungen, Sozi-
alformen und Handlungsweisen dargestellt, die in der Debatte über die Erzie-
hung an der Universität als Methoden der Erziehung besprochen wurden. Da-
nach soll drittens die Frage nach einer Theorie der Erziehung hinter den politi-
schen Maßnahmen und Verordnungen und der Reflexion der Erziehungspraxis 
gestellt werden. Viertens und letztens soll beleuchtet werden, welche Aussagen 
die Artikel im Hochschulwesen über die Organisation der Erziehung an der 
Universität getroffen wurden. 
Die Länge dieses Teils der Arbeit ist durch eine Forschungslücke begrün-
det, die in diesem Bereich bis heute besteht. Zwar ist in der DDR eine systema-
tische „Einführung in die Hochschulpädagogik“180 erschienen, allerdings in 
den 1980er Jahren. Über den Diskurs über die universitäre Erziehung in den 
1950er und 1960er Jahren ist diese Schrift daher nur bedingt aussagekräftig. 
Eine genetisch-kritische Untersuchung über den Entstehung und Entwicklung 
der hochschulpädagogischen Theorie existiert bisher nicht.181 Die Arbeit nähert 
sich daher dem Diskurs über Erziehung vorwiegend über Gesetzestexte, rich-
tungsweisende Reden der Hochschulkonferenzen und vor allem dem affirmati-
ven Diskurs in der Zeitschrift „Das Hochschulwesen“, dem Verlautbarungsor-
gan des Ministeriums für Hochschulwesen. 
4.1.  Erziehungsziele für die Universitäten 
In den ersten Jahren nach der Gründung der DDR hielt sich sowohl die SED-
Führung als auch das Staatssekretariat für Hochschulwesen mit einer genauen 
180 Knöchel, Werner (Hrsg.): Einführung in die Hochschulpädagogik. Grundlagen und Aufga-
ben der kommunistischen Erziehung an den Hochschulen der DDR. Berlin 1984. 
181 Jan Hendrik Olbertz beschäftigte sich 1997 vor allem mit der DDR-Hochschulpädagogik in 
siebziger und achtziger Jahren, weniger mit ihren Frühzeit und ihren Theorien. Olbertz, 
Jan-Hendrik: Hochschulpädagogik. Hintergründe eines "Transformationsverzichts". In: 
Kell, Adolf (Hrsg.): Vom Wünschbaren zum Machbaren. Erziehungswissenschaft in den 
neuen Bundesländern. Weinheim 1997. S. 255–259. 
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Bestimmung der Ziele der universitären Erziehung zurück.182 Erst nach der 2. 
Parteikonferenz der SED 1952 wurde ein gesellschaftspolitisches Anforde-
rungsprofil an die zukünftigen Absolventen der Universitäten formuliert. In der 
Entschließung der ersten vom Staatsekretariat für Hochschulwesen veranstalte-
ten Hochschulkonferenz 1952 wurden „Spezialisten mit hohem demokrati-
schen Staatsbewußtsein“ gefordert, die „aktive Erbauer des Sozialismus“ und 
bereit sein sollten, die DDR „mit der Waffe in der Hand“ zu verteidigen.183  
Die Spezifika der späteren Tätigkeiten der Absolventen des höchsten Bil-
dungsganges wurden erst drei Jahre später in die Anforderungen für die späte-
ren Hochschulabsolventen miteinbezogen. Das Ergebnis universitärer Ausbil-
dung und Erziehung sollte die Schaffung einer neuen „Intelligenz“184 sein, 
deren Mitglieder als „Kader des Staatsapparates, der Wirtschaft und der Kul-
tur“ eine „gewaltige Rolle“ im Staatsverständnis der SED zugedacht war.185 Im 
ersten Jahrzehnt nach der Gründung der DDR sollten die Absolventen der 
Hochschulen vor allem über ein ausgeprägtes Wissen verfügen, dieses in ihren 
späteren Berufen anwenden können und eine loyale Haltung gegenüber dem 
SED-Staat zeigen.  
Seit den frühen 1960er Jahren wurde von den Bildungspolitikern dagegen 
stärker die Fähigkeit zum selbstständigen wissenschaftlichen Denken betont.186 
Den Universitäten und Hochschulen sollte die Aufgabe zukommen, „solche 
Kader herauszubilden und zu erziehen, die im Stande sind, schon während des 
Studiums selbständig und verantwortungsbewußt zu denken und schöpferisch 
182 Ulbricht, Walter: Der Fünfjahrplan und die Perspektive der Volkswirtschaft. In: Protokoll 
der Verhandlungen des III. Parteitags der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Bd. 
1: 1.–3. Verhandlungstag. Berlin 1951. S. 396–397. auch: Dokumente der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands. Beschlüsse und Erklärungen des Zentralkomitees sowie seines 
Politbüros und seines Sekretariats. Bd. 3. Berlin 1952. S. 357. 
183 Entschließung der zentralen Hochschulkonferenz vom 19/20.September 1952. In: Zentrale 
Hochschulkonferenz am 19/20.09.1952. Berlin 1952. S. 58–59. 
184 zum Begriff der Intelligenz Voigt, Dieter; Meck, Sabine: Intelligenz. In: Eppelmann, 
Rainer; Buchstab, Günter (Hrsg.): Lexikon des DDR-Sozialismus. Band 1: A -M. Pader-
born [u.a.] 1996. S. 412–414. Sehr ausführlich dazu auch Kowalczuk 2003. S. 25–76. 
185 Das Erziehungsziel wurde vom Staatssekretär für Hochschulwesen auf der 2. Hochschul-
konferenz formuliert. Harig 1955. S. 16–17. 
186 unbestreitbar steht diese Nuancierung im Zusammenhang mit der gewandelten Wirtschafts-
politik des sogenannten Neuen Ökonomischen Systems (NÖS). generell zum Einfluss der 
NÖS auf die Universitäten: Schulz 2010. S. 111–117. 
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und wissenschaftlich zu handeln […] um die auf sie zukommenden immer 
größer werdenden Aufgaben in der Praxis meistern zu können.“187 
Parallel dazu sollten die Hochschulabsolventen nicht nur die Ideologie der 
Staatspartei verinnerlichen, sondern gleichzeitig eine Reihe weiterer morali-
scher Haltungen entwickeln, die eine Richtschnur für ihre spätere Führungstä-
tigkeit sein sollten: „Denn das Studium verlangt nicht nur den Erwerb von 
hohen fachlichen Kenntnissen, sondern auch hohe moralische Eigenschaften, 
die sich besonders in der Einstellung zur Arbeit und zur sozialistischen Gesell-
schaft ausdrücken.“188  
Zusammenfassend lässt sich jedoch eine hohe Kontinuität der von den 
Hochschulabsolventen geforderten Eigenschaften in den einzelnen Verordnun-
gen, Konferenzresolutionen und -referaten von 1950-1970 feststellen. Dabei 
machte auch die stark in die traditionellen Strukturen der Hochschulen ein-
schneidenden Bestimmungen der 3. Hochschulreform keine Ausnahme. Auf-
gabe der Universitäten sei es,  
für die sozialistische Gesellschaft Hochschulabsolventen auf hohem wissenschaftlichen und 
politischen Niveau auszubilden und zu erziehen, die fähig und bereit sind, am sozialistischen 
Aufbau aktiv teilzunehmen, gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen, wissenschaft-
lich-schöpferisch zu arbeiten, gegen Mittelmaß und für wissenschaftliche Pionierleistungen 
zu kämpfen und ihr sozialistisches Vaterland, die Deutsche Demokratische Republik, zu 
verteidigen.189  
4.2.  Erziehungsmittel 
In den allgemein verbindlichen Verordnungen und Anweisungen sind die Be-
schreibung der Motive und die Verknüpfung mit anderen Maßnahmen mit 
Erziehungsanspruch rar, ausführlich hingegen sind schon die Redetexte der 
verschiedenen Hochschulkonferenzen. Diese besaßen für die Universitäten 
einen deutlich anleitenden Charakter. Sie hoben zwar immer wieder die Wich-
tigkeit der universitären Erziehung hervor, benannten jedoch nur wenig und 
dabei sehr plakativ bestimmte Erziehungsmittel und blieben dadurch unkonk-
ret. Die als Organ des staatlich regulierten Diskurses über Hochschulfragen 
gegründete Zeitschrift „Das Hochschulwesen“ schafft in den dort zu Fragen 
187 Dahlem, Franz: Neue Qualität in Erziehung und Ausbildung anstreben. In: Das Hochschul-
wesen 8, 1961. S. 391–392. 
188 Ulbricht, Walter: Das Programm des Sozialismus und die geschichtliche Aufgabe der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. In: Protokoll der Verhandlungen des VI. Par-
teitages der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Bd. 3: Berlin 1963. S. 214. 
189 Berufungsverordnung 1968. S. 997–1003. 
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der Hochschulerziehung veröffentlichten Beiträgen ebenfalls kein getreues 
Bild über die tatsächlich angewandten Erziehungsmittel. Die dort veröffentli-
chenden Autoren berichteten – ganz im Sinne der DDR-Pädagogik – „Erfah-
rungen aus der Praxis“ und stellten vermeintliche Erfolgsmethoden bei der 
Erziehung der Studenten vor, die aber keineswegs an jeder Hochschule umge-
setzt wurden oder mit denselben Motiven betrieben wurden.190  
Für eine Systematisierung der vielgestaltigen Organisationsformen, Struk-
turen oder Handlungserwartungen, die dem Zweck der Beeinflussung der Per-
sönlichkeit der Studenten dient, ist die Einteilung der Erziehungsbemühungen 
im organisatorischen Rahmen der Lehrveranstaltungen und außerhalb des Un-
terrichts ganz grundlegend.191  
 Durch die 2. Hochschulreform wurde jedoch die Belegung der marxis-
tisch-leninistische Parteiideologie vermittelnder Lehrveranstaltungen für jeden 
Studenten verpflichtend.192 Die Studenten sollten die im Unterricht vermittel-
ten theoretischen Grundlagen und ideologischen Dogmen in ihre eigene Welt-
anschauung übernehmen. Es sollten nicht nur Kenntnisse erworben werden, 
sondern diese gleichzeitig als Überzeugungen verinnerlicht werden.193 Die 
Erkenntnis, dass es durch ideologische Wissensvermittlung keineswegs zuver-
lässig zur Heranbildung von „Erbauern des Sozialismus“ mit dem richtigen 
Bewusstsein kam, führte zu Ernüchterung und den periodisch immer wieder 
erhobenen Forderungen nach einer besseren Lehrmethodik und einem enga-
gierterem Auftreten der Marxismus-Leninismus-Dozenten.194  
190 Zum Beispiel wird mehrfach von der Einführung von Elternabenden berichtet, dies war 
jedoch keineswegs an allen Universitäten so üblich. Lang, Lothar: Elternhaus und Hoch-
schule arbeiten zusammen. In: Das Hochschulwesen 5, 1957. S. 513; Hartke, Werner: El-
ternhaus, Hochschule und Organisation – ein einheitlicher Erziehungsfaktor. In: Das Hoch-
schulwesen 5, 1957. S. 313–315. 
191 siehe Abbildung 1.1. im Anhang. S. 161. 
192 Fünfte Durchführungsbestimmung vom 4. August 1951 zur Verordnung über die Neuorga-
nisation des Hochschulwesens. Gesellschaftswissenschaftliches Grundstudium an den Uni-
versitäten und Hochschulen. In: Gesetzblatt der DDR 3, 1951. S. 727–728. Zur Erziehung 
im Akademischen Unterricht: siehe auch Abbildung 1.2. S. 162.  
193 Gesellschaftswissenschaftliches Grundstudium 1951. 
194 Besonders: Harig 1954. Auch insgesamt liegt der Fokus der im Jahr 1954 in der Zeitschrift 
das Hochschulwesen veröffentlichen Artikel zum Stichwort „Erziehung“ ganz deutlich auf 
dem gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudium. Knepler, Georg: Einige konkrete Vor-
schäge zur Erziehungsarbeit. In: Das Hochschulwesen 1, 1953. S. 16–18; Fabert, Hans: Für 
eine bessere Erziehungsarbeit im Grundstudium. In: Das Hochschulwesen 6, 1955. S. 59–
63.
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Auch die sich in den 1950ern intensivierenden Bemühungen das Fachstu-
dium, besonders das der geisteswissenschaftlichen Fächer195, auf die Basis des 
dialektischen196 und des historischen Materialismus197 zu stellen, fußte auf 
demselben Verständnis von Erziehung. Die immer stärker eingeforderte Deu-
tungshoheit der Parteiideologie gipfelte im V. Parteitag, auf dem der Marxis-
mus-Leninismus zur einzig wissenschaftlichen Weltanschauung erklärt wur-
de198. So wurde gerechtfertigt, dass auch Forschungsthemen, Studienpläne und 
sogar die generelle Fachsystematik ideologiekonform ausgerichtet wurden. 
Darin zeigt sich eine Auffassung von Erziehung als Erwerb gewünschter Ein-
stellungen und Überzeugung durch die Vorauswahl der Bildungsinhalte und 
Studienlenkung. 
Die im Gefolge der 2. Hochschulreform verbindlich gewordene organisa-
torische Zusammenfassung aller Studenten in Seminargruppen war eine struk-
turelle Bedingung für alle Erziehungsbestrebungen in den Lehrveranstaltungen. 
In der Konsequenz wurde gezielte, dauerhafte Einwirkung auf die Persönlich-
keit der Studenten überhaupt erst möglich. Auch der steigende Anteil von Se-
minaren und Übungen, Lehrveranstaltungen199 die im organisatorischen Rah-
men der Seminargruppe durchgeführt wurden, bedeutete eine Ausweitung der 
Möglichkeiten für erzieherische Ambitionen. 
Wie oben angedeutet wurde in der Debatte im „Hochschulwesen“ schon 
nach kurzer Zeit die Unzulänglichkeit einer Erziehung durch ideologische 
Bildung von höchster Stelle beklagt und nach den Ursachen der mangelnden 
195 Relativ früh und sehr vehement wurde das für die Forschung und Lehre in der Geschichts-
wissenschaft gefordert. Verbesserung der Forschung und Lehre in der Geschichtswissen-
schaft der Deutschen Demokratischen Republik. Beschluss des Politbüros vom 5. Juli 1955. 
In: Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Bd. 6. Berlin 1958. S. 337–
368. 
196 Verstanden als Wissenschaft über die „allgemeinen Bewegungs-und Entwicklungsgesetze 
der Natur, der Gesellschaft und des Denken. Kleines politisches Wörterbuch, zit. nach 
Ploenus 2007. S. 39. 
197 „Geschichtsphilosophie des Marxismus-Leninismus, in der die Geschichte in spekulativ 
verwendeten ökonomischen Kategorien, als ein sich in Klassenkämpfen dialektisch entwi-
ckelnder Prozess beschrieben wird, der auf das Endziel der klassenlosen Gesellschaft aus-
gerichtet sein soll“ Gessmann, Martin: Materialismus, historischer. In: Gessmann, Martin 
(Hrsg.): Philosophisches Wörterbuch. Stuttgart 2009. S. 314–315. 
198 Entschließung der 3. Hochschulkonferenz der SED über die Aufgaben der Universitäten 
und Hochschulen beim Aufbau des Sozialismus in der DDR. In: Dokumente der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands. Bd. 7. Berlin 1961. S. 32. 
199 Neubert 1955. S. 17. 
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„Wirksamkeit“ gefragt.200 Diese führte einerseits zur Forderung nach einer 
besseren Lehrmethodik für die gesellschaftswissenschaftlichen Pflichtfä-
cher201, steht aber gleichfalls im Zusammenhang mit der Ausweitung des Er-
ziehungsanspruches an alle Hochschullehrer.202 In der konkreten Interaktion 
zwischen Studenten und Hochschullehrern ihres Fachstudiums wurden beson-
ders zwei Erziehungsmittel als „wirksam“ erachtet und von den Hochschulleh-
rern gefordert. Dies war einerseits die Persönlichkeit des Hochschullehrers, die 
als „Vorbild“ auf die Studenten einwirken sollte.203 Erziehung sollte in diesem 
Denken nicht vorrangig durch bewusstes erzieherisches Handeln, sondern in 
erster Linie als Konsequenz der Überzeugungen der Hochschullehrer wirken. 
Eigene Weltanschauung und konkretes erzieherisches Handeln werden dabei in 
engsten Zusammenhang gesetzt. Der Hochschullehrer erzog, weil er selbst das 
Sendungsbewusstsein der Ideologie verinnerlicht hatte.204 Ebenso wurde auch 
im Fachstudium eine verbesserte Unterrichtsmethodik gefordert, was in diesem 
Fall die Bereitschaft meint, in Vorlesungen zu aktuellen politischen Fragen 
getreu der Parteilinie Stellung zu beziehen und die Inhalte des Fachstudiums 
immer wieder mit Versatzstücken der Ideologie zu ergänzen. Dieses Vorgehen 
wurde als „Aktualisierung des Stoffes und dessen Vertiefung im Sinne unserer 
fortschrittlichen Ideologie“205 bezeichnet.206 
In der Systematik der marxistisch-leninistischen Pädagogik dieser Jahre 
war es also vor allem die Methode der „Überzeugung“207, durch die die Hoch-
200 Harig 1954. 
201 Harig 1954. S. 16; Kursitza, Heinz: Wie steht es mit der Erziehungsarbeit an den Arbeiter-
und-Bauern-Fakultäten? In: Das Hochschulwesen 2, 1954. S. 18–22. 
202 Harig 1955; Tännigkeit, Roderich: Erziehungsfragen an der Arbeiter- und Bauernfakultät. 
In: Das Hochschulwesen 2, 1954. S. 17–20.  
203 Harig 1954. 
204 Deiters 1953. S. 3; Tännigkeit 1954; Diskussionsbeiträge auf der Zentralen Hochschulkon-
ferenz 1955. In: Das Hochschulwesen 3, 1955. S. 71–97; auch Findeisen, Otto: Die FDJ. 
Stärkster Helfer bei der Erziehungsarbeit. In: Das Hochschulwesen 3, 1955. S. 68–71.  
205 Harig 1955. S. 27–33. 
206 Gleichzeitig gab es auch Ansätze zu einer allgemeinen Hochschuldidaktik. Donath, 
Friedrich: Brauchen wir einen Hochschuldidaktik bei der Verbesserung der Erziehungsar-
beit? In: Das Hochschulwesen 8, 1956. S. 17–18. 
207 „In der marxistisch-leninistischen Pädagogik werden häufig lediglich die Methoden der 
sittlichen Erziehung nach Methoden des Überzeugens (bzw. der Herausbildung des sittli-
chen Bewußtseins), des Übens (bzw. der Herausbildung sittlicher Erfahrungen und Verhal-
tensweisen) und der pädagogischen Stimulierung (bzw. des Lobens, Hemmens und Stra-
fens) systematisiert.“ Art. Methoden der Erziehung. In: Laabs, Hans-Joachim (Hrsg.): Pä-
dagogisches Wörterbuch. Berlin 1987. S. 254. 
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schullehrer auf die Studenten einwirken sollten. Seit dem Beginn der 1960er 
wurde von den Hochschullehrern verstärkt gefordert, dass die Studenten im 
Rahmen des universitären Unterrichts ihre Einstellungen „üben“, sich zum 
Beispiel während ihrer Praktika „bewähren“, sollten. Der gestiegene Stellen-
wert sogenannter Arbeitszirkel zeugt davon. Dieses „Üben“208 bezog sich in 
erster Linie auf den Bereich des Fähigkeitenerwerbs, bei der Verbindung der 
Studienaufgaben mit der „Praxis“ im Rahmen des „wissenschaftlich-
produktiven Studiums“209 sollten gleichzeitige moralische Eigenschaften ent-
wickelt werden, in diesem Fall jedoch im Sinne einer ideologisch überhöhten 
„Liebe zur Arbeit“ und dem „Einsatz für das als richtig Erkannte“210.  
Die Persönlichkeitsbildung im Sinne der durch die Partei formulierten Er-
ziehung hatte jedoch nicht nur in den Lehrveranstaltungen, sondern auch au-
ßerhalb zu erfolgen. Einteilen lässt sich dieser Bereich der universitären Erzie-
hung in die Kollektiverziehung innerhalb der Seminar- und FDJ-Gruppen und 
die Einwirkung, die die Hochschullehrer außerhalb ihrer Lehrveranstaltungen 
auf die Persönlichkeit der Studenten ausüben sollen.  
Die strukturelle Bedingung für die Kollektiverziehung ist wiederum die 
verpflichtende Erfassung der Studenten in Seminargruppen. In der Anweisung 
Nr. 26 aus dem Jahr 1952 heißt es, dass die Seminargruppen „jeden Studenten 
zu einem Kämpfer für die Einheit unseres Vaterlandes erziehen [sollen], zu 
einem aufrechten Patrioten, der bereit ist, an der Seite der Arbeiterklasse die 
Errungenschaften der Werktätigen zu verteidigen“.211 Die tatsächlichen Auf-
gaben der Seminargruppen bezogen sich aber zunächst auf die Einhaltung einer 
bestimmten Studiendisziplin und der Kontrolle des Selbststudiums. Die Stu-
denten einer Seminargruppe sollten einander durch „Kritik und Selbstkritik“ 
zur „bewußten Einhaltung der Studiendisziplin und zur Achtung und Ehrerbie-
tung gegenüber ihren Lehrern“ erziehen212. 
208 Art. Methoden der Erziehung 1987. S. 254. 
209 Das „wissenschaftlich-produktive Studium“ wurde als Ziel der 3. Hochschulreform 
ausgegeben und dort auch definiert. Die Weiterführung der 3. Hochschulreform und die 
Entwicklung des Hochschulwesens bis 1975 vom 3. April 1970. In: Gesetzblatt der DDR 
21, 1969. S. 5–19; Gießmann, Ernst-Joachim: Die Aufgaben der Universitäten und Hoch-
schulen im einheitlichen Bildungssystem der sozialistischen Gesellschaft. Referat auf der 
IV. Hochschulkonferenz. In: Die Aufgaben der Universitäten und Hochschulen im einheit-
lichen Bildungssystem der sozialistischen Gesellschaft. IV. Hochschulkonferenz 2. und 3.
Februar 1967. Berlin 1967. S. 7–72.
210 Gießmann 1967. S. 8–9. 
211 Bildung und Aufgaben von Seminargruppen 1952. S. 70 
212 Ebenda. S. 70. 
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Während die FDJ-Gruppen ihrer Selbstorganisation überlassen blieben,213 
sollten die Seminargruppen in engem Kontakt mit den Hochschullehrern ste-
hen. In der Anweisung aus dem Jahr 1952 sind die Aufgaben der Hochschul-
lehrer gegenüber der Seminargruppe dabei jedoch auf die „fachliche Anlei-
tung“214 beschränkt. Zudem sollten sie den Studenten in regelmäßig stattfin-
denden Konsultationen Rückmeldung über ihre Leistung geben. Eine erzieheri-
sche Funktion im Sinne der Prägung von Eigenschaften, Einstellungen und 
Überzeugungen wurde den Hochschullehrern in der Verordnung nicht zuge-
messen. Obwohl es schon seit der Mitte der 1950er Jahre immer wieder an 
verschiedenen Hochschulen Versuche gab, den Seminargruppen bestimmte 
Betreuer zur Seite zu stellen, gab es dazu lange keine für alle Studiengänge 
verpflichtende Regelung. Eine durch Hochschullehrer gelenkte und überwachte 
Kollektiverziehung, wie sie in der Schule der DDR gefordert war215, erfolgte 
daher an den Universitäten lange nicht.  
Neben ihrer Zusammenarbeit mit den Seminargruppen wurden von den 
Hochschullehrern gefordert, auch abseits des Unterrichts ein Vorbild für die 
Studenten sein216 und auch die Teilnahme an akademischen Feiern217 oder den 
gemeinsamen Besuch von Kulturveranstaltung erzieherisch zu nutzen. Direkte 
Verbindlichkeit hatten diese Forderungen jedoch nicht.218  
Neben der Kollektiverziehung unter den Studenten und dem sozialen 
Handeln der Hochschullehrer außerhalb ihrer Lehrveranstaltungen gab es noch 
eine Reihe weiterer Einrichtungen, die eine erzieherische Wirkung ausüben 
sollten. So sollte die Unterbringung der Studenten in Wohnheimen der Erzie-
hung zum Leben im Kollektiv dienen, zugleich sollten die Wohnheime aber 
auch durch regelmäßige politische Veranstaltungen Stätten der Indoktrination 
213 Freilich streng hierarchisch nach den Prinzipien des demokratischen Zentralismus organi-
siert und auf die Ideologie der Marxismus-Leninismus verpflichtetet. Hille, Barbara: Freie 
Deutsche Jugend. In: Eppelmann, Rainer; Buchstab, Günter (Hrsg.): Lexikon des DDR-
Sozialismus. Band 1: A -M. Paderborn [u.a.] 1996. S. 280–282 
214 Bildung und Aufgaben von Seminargruppen 1952. S. 71. 
215 Zum Beispiel Mannschatz, Eberhard: Beiträge zur Methodik der Kollektiverziehung. Berlin 
1955. 
216 Deiters 1953. S. 3; dazu auch die Präambel der Disziplinarverordnung für Hochschullehrer. 
Anordnung über die disziplinarische Verantwortlichkeit der Hochschullehrer vom 
26.11.1957. In: Gesetzblatt der DDR 9, 1957. S. 620–623. 
217 Deiters 1953. S. 4. 
218 Zur Außerunterrichtlichen Erziehung vgl. Abbildung 1.3. S. 163. 
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sein.219 Gleichfalls wurde versucht, mittels Stimuli auf das Verhalten der Stu-
denten einzuwirken. So war der Erhalt von Stipendien neben der Herkunft der 
Eltern auch vom Nachweis der Loyalität gegenüber der „Arbeiter- und Bau-
ernmacht“ abhängig.220 Die Einführung einer Disziplinarordnung für Studie-
rende 1954 sanktionierte Verstöße gegenüber der Studiendisziplin und „unmo-
ralisches, ehrloses oder taktloses Verhalten gegenüber Angehörigen der Uni-
versität“221 Neben Belohnung (Stipendien) und Strafe (Disziplinarverfahren), 
hatte auch die Teilnahme der Seminar-FDJ-Gruppen an Wettbewerben zur 
Persönlichkeitsformung beizutragen.222 
Ein besonderer Stellenwert für die Persönlichkeitsformung der Studenten 
wurde den praktischen Erfahrungen zugemessen. Schon 1952 wurde für alle 
Studiengänge ein verpflichtendes Berufspraktikum eingeführt, dieses sollte der 
„engen Verbindung von Wissenschaft und Praxis dienen“223 Im Jahr 1957 
wurde ein „praktisches Jahr“ für alle Studienbewerber eingeführt, die zuvor 
keinen Beruf erlernt hatten. In der Begründung der Verordnung heißt es: Das 
praktische Jahr ist in sozialistischen Produktionsbetrieben abzuleisten. Es soll 
die zukünftigen Studenten stärker mit der Arbeiterklasse verbinden, sie zu 
„hohem Verantwortungsbewußtsein gegenüber unserem Arbeiter-und-Bauern-
Staat erziehen und die Beziehungen zwischen den Hochschulen und sozialisti-
schen Betrieben enger gestalten“.224 Ähnlich wurde auch in den Beiträgen des 
Hochschulwesens argumentiert. Der Rostocker Gesellschaftswissenschaftler 
Martin Polzin nannte die „sozialistische Praxis“ in einem 1957 erschienen 
Artikel „den besten Erzieher unser Jugend“.225 Polzin beschrieb in dem Artikel 
219 Dazu Polzin, Martin: Neue Wege zum sozialistischen Bewußtsein. Diskussion zur Hoch-
schulkonferenz. In: Das Hochschulwesen 4, 1956. S. 5–8. 
220 Verordnung über die Gewährung von Stipendien an Studierende der Universitäten und 
Hochschulen. Vom 3. Februar 1955. In: Hoch- und Fachschulrecht. Berlin 1963. S. 977–
988. 
221 Anweisung Nr. 56 des Staatssekretariats für Hochschulwesen in der Neufassung vom 
26.April 1957 - Disziplinarordnung für Studierende der Universitäten und Hochschulen. In:
Hoch- und Fachschulrecht. Berlin 1963. S. 344–354.
222 Dowe, Dieter;Kuba, Karheinz;Wilke, Manfred: Sozialisistischer Wettbewerb. In: FDGB-
Lexikon, 2009. http://library.fes.de/FDGB-Lexikon/texte/sachteil/s/ Sozialisti-
scher_Wettbewerb.html (23.08.2013). 
223Verordnung über das Berufspraktikum der Studierenden der Universitäten und Hochschulen 
vom 27. März 1952. In: Das Hochschulwesen 4, 1952. S. 234. 
224 Anordnung über das praktische Jahr der Studienbewerber an Universitäten und Hochschu-
len vom 17. Oktober 1957. In: Hoch- und Fachschulrecht. Berlin 1963. S.275–279. 
225 Polzin, Martin: Die sozialistische Praxis - der beste Erzieher unserer Studenten. In: Das 
Hochschulwesen 5, 1957. S. 333–338. 
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die große erzieherische Wirkung, die gemeinsame Exkursionen von Studenten 
und Hochschullehrern ausüben würden.226 Der Berliner Hochschulpädagoge 
Werner Kuhlmann erklärte, dass „Studenten […] an praxisverbundenen Auf-
gaben“227 wachsen würden und beschrieb in seinem Beitrag von 1962, wie die 
Teilnahme am „politischen und gesellschaftlichen Leben“ – Kuhlmann ver-
stand darunter z.B. den Einsatz bei der Vorbereitung der Volkskammerwahlen 
– auf die Persönlichkeit der Studenten einwirke. Die Einführung des wissen-
schaftlich-produktiven Studiums, das das Lernen immer wieder mit kleinen
Aufgaben mit praktischer Relevanz verbinden wollte, wurde auch mit dem
Hinweis auf die erzieherische Wirkung der Praxis begründet. Der Minister für
das Hoch- und Fachschulwesen, Ernst-Joachim Gießmann erklärte in diesem
Sinne auf einer Hochschulkonferenz der SED 1967:
 In der wissenschaftlichen Arbeit produktiv tätig zu sein, hat nicht nur unmittelbaren Nutzen 
für Wissenschaft und Produktion, sondern auch entscheidende erzieherische Potenzen. Diese 
erzieherische Bedeutung gilt es voll zu erkennen und für den Prozeß der sozialistischen 
Erziehung zu nutzen. Solche Eigenschaften wie ein auf Sachkunde beruhender Einsatz für 
das als richtig Erkannte, Liebe zur Arbeit, ökonomisches Denken, Bescheidenheit, Sorgfalt, 
Fleiß werden gefördert.228 
4.3.  Erziehungstheorie 
In der Darstellung der Erziehungsmethoden an den Universitäten wurde deut-
lich, dass den unterschiedlichsten Einrichtungen an der Universität eine erzie-
herische Funktion zugemessen wurde. Gab es hinter der sich schrittweise bis 
zum Ende der 1960er vollziehenden Entwicklung ein bestimmtes Verständnis, 
eine Theorie der Erziehung an den Universitäten?  
Eine Definition des Begriffes „Erziehung“ wird bis in die 1960er Jahre 
hinein in keinem der zahlreichen Artikel im „Hochschulwesen“ vor-
genommen.229 Für die folgenden Jahre wegweisend erteilte Staatssekretär 
Gerhard Harig im Hauptreferat der 2. Zentralen Hochschulkonferenz einer 
Systematisierung der Erziehung nach in ihren Zielen in „charakterliche, wis-
226 Polzin 1957. S. 7. 
227 Kuhlmann, Werner: Studenten wachsen an praxisverbundenen Aufgaben. In: Das Hoch-
schulwesen 10, 1962. S. 509. 
228 Gießmann 1967. S. 33. 
229 Bis Mitte der 1960er Jahre wurde in über 80 Artikeln zu Erziehungsfragen im „Hochschul-
wesen“ kein einziger Definitionsversuch unternommen. Die erste Definition gab 1966: 
Martin, Hans-Joachim: Zur Einheit von wissenschaftlicher Bildung und Erziehung. In: Das 
Hochschulwesen 14, 1966.  
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senschaftliche und weltanschauliche Erziehung“ eine Absage.230 Dieses Veto 
wirkte sich auch auf die Theoretisierung der erzieherischen Praxis im Allge-
meinen aus.  
So leiteten sich die Umgestaltungsbemühungen der 1950er Jahren eher 
aus einem allgemeinen im SED-Staat vertretenen Verständnis von Erziehung 
als aus den Dogmen der marxistisch-leninistischen Pädagogik oder von gar 
allgemeinpädagogischen Reflexionen ab. Die sozialistische Staatspartei sah die 
Erziehung der Massen zu einem ihrer Ideologie gemäßem Bewusstsein als eine 
ihrer genuinen Aufgaben an.231 Auch den Massenorganisationen wurde als 
„Transmissionsriemen“ eine ideologisch-erzieherische Rolle zugedacht.232 Den 
gleichen Zweck hatte die Zusammenfassung der Arbeiter und aller anderen 
Werktätigen zu Kollektiven.233 Der Erziehungsauftrag der Universitäten war 
also nur einer von vielen erzieherischen Aufträgen im „Erziehungsstaat“234 
DDR und bediente sich im Rahmen dessen analoger, aber kaum pädagogisch 
durchdrungener Indoktrinations- und Disziplinierungspraktiken.235 Auch die 
Vorbildnahme an den erprobten Organisationsformen und Erziehungs-
methoden der Sowjetunion sicherte eine gewisse Einheitlichkeit des Erzie-
hungsverständnisses hinter den Reformen in der DDR.236 
230 Harig 1954. S. 15. 
231 Fischer, Bernd-Reiner: Das Bildungs- und Erziehungssystem der DDR. Funktion, Inhalte, 
Instrumentalisierung, Freiräume. In: Sattler, Friederike (Hrsg.): Materialien der Enquete-
Kommission "Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland" 
im Deutschen Bundestag. Bd. 3. Baden-Baden 1995. S.853; Lehmann, Heinz; Körner, Ma-
rianne: Führungsprobleme bei der politisch-ideologischen Erziehung von Lehrerstudenten. 
Erfahrungen des Pädagogischen Instituts Karl Friedrich Wilhelm Wander. In: Das Hoch-
schulwesen 15, 1967. S. 464. 
232 Eckert, Rainer: Massenorganisationen. In: Eppelmann, Rainer; Buchstab, Günter (Hrsg.): 
Lexikon des DDR-Sozialismus. Band 1: A -M. Paderborn [u.a.] 1996. S. 546–549.  
233 Niethammer, Lutz: Das Kollektiv. In: Sabrow, Martin (Hrsg.): Erinnerungsorte der DDR. 
München 2009. S. 211. 
234 Begriff nach Tenorth 1998.  
235Die wohl eindrücklichste Praxis davon war die „Kritik und Selbstkritik“. Erren, Lorenz: 
'Selbstkritik' und Schuldbekenntnis. Kommunikation und Herrschaft unter Stalin (1917–
1953) 1. Aufl. München 2008.  
236 In der Zeitschrift „Das Hochschulwesen“ erschienen besonders in den ersten Nummern 
Artikel über die Erziehungsarbeit an den sowjetischen Hochschulen und anderer „befreun-
deter“ Länder, deren Vorschläge später so auch in der DDR übernommen wurden. 
Parchomenko, M.: Erziehungsarbeit an den sowjetischen Hochschulen. In: Das Hoch-
schulwesen 2, 1954. S. 7–11; Petuchow, Nikolai Nikolajewitsch: Erziehung zum sozialisti-
schen Patriotismus. In: Das Hochschulwesen 3, 1955. S. 71–73; Agoston, György: Die 
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Die für die Anfangszeit eindeutig festzustellende „Untertheoretisierung“ 
der Erziehung an den DDR-Universitäten änderte sich mit der Einrichtung 
einer Hochschulpädagogik ab 1959. Im programmatischen Aufsatz „Schaffung 
einer Hochschulpädagogik ist unaufschiebbar“ forderte der Rostocker Pädago-
ge Gerhard Roger237 eine pädagogische Ausbildung für den gesamten wissen-
schaftlichen Nachwuchs und die Etablierung von Lehrveranstaltungen und 
Forschungsvorhaben an den Universitäten238. Roger wurde kurze Zeit später 
auch Vorsitzender einer „Zentralen Kommission für Hochschulpädagogik“, die 
beim Staatssekretariat für Hochschulwesen im selben Jahr gegründet wurde239 
und die der Lenkung der Forschung an den entstehenden Instituten für Hoch-
schulpädagogik diente.240 Ab 1961 erschien auch eine „Hochschulpädagogi-
sche Schriftenreihe“241, die um eine umfassende Theoretisierung der Hoch-
schulerziehung bemüht war.  
Die Etablierung einer Hochschulpädagogik führte nicht nur zu einer theo-
retischen Reflexion der Erziehungsarbeit, sondern beeinflusste auch die Me-
thoden und die Organisation der universitären Erziehung. In der Folge wurde 
durch die in diesem Bereich Forschenden versucht, die verschiedenen, an der 
Erziehung beteiligten „Faktoren“ zu einem „System“ zusammenzufassen und 
Zuständigkeiten und Hierarchien eindeutiger zu machen242  
Der in der DDR-Pädagogik seit ihrer Formierung vertretene Leitsatz, dass 
die allgemeinen Erziehungsziele konkretisiert und in Teilziele zerlegt werden 
müssten, tauchte in den hochschulpädagogischen Beiträgen im „Hochschulwe-
sen“ erst in der Mitte der 1960er auf.243 Eng verbunden damit ist die Überle-
allgemeinen Erziehungsaufgaben pädagogisch lösen! In: Das Hochschulwesen 3, 1955. S. 
26–28.  
237 Gerhard Roger. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/140855912 (20.08.2011). 
238 Roger, Gerhard: Schaffung einer Hochschulpädagogik ist unaufschiebbar. In: Das Hoch-
schulwesen 7, 1959. S. 117–121. 
239 Roger, Gerhard: Gegenstand und Aufgabe der sozialistischen Hochschulpädagogik. In: Das 
Hochschulwesen 8, 1960. S. 411.  
240 Kuhlmann, Werner: 7. Sitzung der Zentralen Kommission für Hochschulpädagogik. In: Das 
Hochschulwesen 10, 1962. S. 1070. 
241 Hochschulpädagogische Schriftenreihe. Hrsg. von Heinrich Deiters, Hans Lohmann, 
Herbert Schaller, Gerhard Roger, Wenzel John und Helmut Lehmann. Berlin 1961–1976. 
20 Bde. 
242 Mühle, Horst: Wie formen wir den Typ des sozialistischen Studenten? In: Das Hochschul-
wesen 10, 1962. S. 35–42. 
243 Zum Beispiel bei: Martin 1966; Lehmann, Körner 1967. 
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gung, dass der Erziehungsauftrag der Hochschullehrer nicht nur eingefordert, 
sondern anhand „objektiver“ Kriterien“ überprüft werden sollte.244  
In Anleihe an die Konzepte der durch die Parteiführung zur „Leitungswis-
senschaft“ erhobenen Kybernetik245 vollzog sich auch ein Wechsel in der Kon-
zeptionalisierung der „Wirksamkeit“ universitärer Erziehung. Wurde zuvor die 
mangelnde „Wirksamkeit“ der universitären Erziehung beklagt, so zogen die 
Autoren, allen voran die Funktionäre des Staatssekretariats, dieses Fazit aus 
den eigenen Erfahrungen oder mit vagem Bezug auf Stimmungsberichte.246 In 
der hochschulpädagogischen Diskussion im Zuge der dritten Hochschulreform 
wurde von allen Hochschullehrern die Überprüfung ihres Erziehungserfolgs 
gefordert. Diese Überprüfung der Effektivität sollte durch „ständige Rückkopp-
lung“247 erfolgen, also durch das Einholen von Feedback. Heinz Lehmann und 
Marianne Körber erläutern in ihrem 1967 erschienen Aufsatz den Ansatz einer 
Methodik der Bewusstseinsstandermittlung. Die Analyse sollte den „Charakter 
einer wissenschaftlichen Untersuchung“248 besitzen. Aufgrund von „Fak-
ten“249, wie der „Teilnahme an solchen Lehrveranstaltungen, die von ihrem 
Charakter her eindeutig politisch akzentuiert, die aktive Beteiligung am FDJ-
Schuljahr und an der Gestaltung des Internatslebens, in der vormilitärischen 
Ausbildung oder die Unterstützung von Solidaritätsaktionen und Verpflich-
tungsbewegungen“250 sollten die Hochschullehrer „Bedingungsanalysen“ erar-
beiten. Dabei sollten sich die Hochschullehrer nicht auf ihre eigenen Beobach-
tungen verlassen, sondern gleichzeitig Gespräche mit anderen Studenten füh-
ren, Befragungen in den Seminargruppen durchführen und auch Materialien 
wie pädagogische Tagebücher und Entwicklungskarteien zur Persönlichkeits-
entwicklung der Studenten anlegen.251 
244 Lehmann, Körner 1967. S. 466. 
245 Kaiser, Tobias: Hochschule im Sozialismus - die so genannte "Dritte Hochschulreform" 
(1968) in der DDR. In: Walther, Helmut G. (Hrsg.): Wendepunkte in viereinhalb Jahrhun-
derten Jenaer Universitätsgeschichte. Universität Jena, 1558 – 2008, 450 Jahre. Jena 2010. 
S. 139–158. S. 149–150.
246 Beispielsweise: Harig 1954; Dahlem 1957; Über die Aufgaben der Universitäten und 
Hochschulen beim Aufbau des Sozialismus in der Deutschen Demokratischen Republik. 
Entschließung der 3. Hochschulkonferenz der SED. In: Das Hochschulwesen 6, 1958. S. 
101–122. 
247 Lehmann, Körner 1967. S. 464 
248 Ebenda. S. 467 
249 Ebenda.  
250 Ebenda. 
251 Ebenda. S. 464 
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Insgesamt lässt sich aussagen, dass dem Aspekt der Persönlichkeitsfor-
mung durch seine mehr oder weniger wissenschaftliche Grundlegung durch die 
sich etablierende Hochschulpädagogik in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre 
ein immer größerer Stellenwert in der Arbeitsorganisation, im Rollenprofil der 
Hochschullehrer und in der Studiengestaltung zukam. So sollten die Fachrich-
tungen sämtlicher Studienfächer sogenannte Erziehungskonzeptionen erstellen, 
die die „ideologisch-erzieherischen Potenzen“ zu ermitteln hatten.252 Auch 
griff die Aufstellung von sogenannten Erziehungsplänen, die verbindliche 
Aufgaben für das erzieherische Handeln machten, in die Arbeitsorganisation 
der Institute, Fachrichtungen und später Sektionen ein. Diese wurden zugleich 
stärker als noch in den 1950ern und frühen 60er Jahren als Hauptverantwortli-
che für die Erziehungsarbeit profiliert.253 Es ist daher nicht übertrieben, wenn 
der Hochschulpädagoge Hanns Conrad 1967 die „Menschenformung“ in den 
Rang einer „Hauptaufgabe“ der Universitäten erhebt und die Reformen der 
dritten Hochschulreform unter dem Schlagwort einer „Pädagogisierung der 
Hochschulen“ zusammenfasst.254 
252 Schmidt, Wilhelm: Den Lehrer von morgen formen. Das hochschulpädagogische Experi-
ment der PH Potsdam. In: Das Hochschulwesen 16, 1968. S. 777. 
253 Prinzipien 1966. S. 315. 
254 Conrad, Hanns: Persönlichkeitsbildung - eine pädagogische Aufgabe. In: Das Hochschul-
wesen 15, 1967. S. 183. 
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4.4.  Erziehungsorganisation 
Im letzten Teil wurde dargestellt, auf welch unterschiedliche Weise in den 
DDR-Universitäten versucht wurde, Einfluss auf die Persönlichkeits-
entwicklung der Studenten zu nehmen. Dabei wurde deutlich, dass es nicht nur 
ein „Subjekt“ des Erziehungsprozesses gab, sondern neben den Hochschulleh-
rern auch die FDJ auf die Studenten einwirken sollte.255 Die Koordinierung 
und Überwachung der unterschiedlichen erzieherischen Einflüsse war Aufgabe 
des Prorektors für Studienangelegenheiten. Um die Einheitlichkeit der erziehe-
rischen Einwirkungen zu sichern, die in der DDR-Pädagogik eine solche Be-
deutung besaß, war also viel Abstimmung notwendig. Der Aspekt der Organi-
sation von Erziehung besaß bei den streng-normativen Erziehungszielen der 
DDR-Universitäten demnach eine besondere Bedeutung. Von Beginn an wurde 
die organisatorische Umsetzung des Erziehungsauftrages in der im „Hoch-
schulwesen“ geführten Diskussion als entscheidender Faktor für das Gelingen 
der Einwirkungsbemühungen angesehen. In der Resolution der 2. Hochschul-
konferenz des Staatssekretariats für Hochschulwesen wurde die Fachrichtung 
als wichtigste Organisationseinheit für die Erziehungsarbeit ausgemacht. Post-
wendend veröffentlichte das „Hochschulwesen“ in seinen nächsten Ausgaben 
konkrete Vorschläge für die Umsetzung der Ansprüche. Um die Einheitlichkeit 
der Erziehung zu sichern, wurde dort die Einführung regelmäßig stattfindender 
Dienstbesprechungen angekündigt. In der Zeitschrift erschienen schon von 
Beginn an Artikel, welche die Organisation der Erziehungsarbeit an sowjeti-
schen Hochschulen „vorbildhaft“ erläuterten. Dort spielte der Gedanke gegen-
seitiger Vorlesungs- und Seminarbesuche der Dozenten eine zentrale Rolle.256 
Während der gesamten Fünfziger Jahre wurden regelmäßige Unterrichtsbe-
sprechungen und Hospitationen immer wieder in regelmäßigen Abständen als 
Mittel zur Verbesserung der Erziehungsarbeit gefordert oder entsprechend 
vorbildliche Modellversuche vorgestellt, ohne dass diese jedoch in die allge-
mein verbindlichen Hochschulbestimmungen eingingen.  
Einen neuen Stellenwert bekam die Organisation der Erziehungsprozesse 
im Rahmen der Dritten Hochschulreform. Schon Anfang der 1960er Jahre gab 
es erste kritische Stimmen an der „Spontaneität“ der Erziehung an der Univer-
255 Vgl.  dazu Abbildung 1.4. S. 164. 
256 Parchomenko 1954. und dazu geradezu identisch: Kosmodemjanskij, A. A.: Die Erziehung 
der Studenten zum modernen wissenschaftlichen Denken. Ein sowjetischer Naturwissen-
schaftler über seine Erfahrungen als Hochschullehrer. In: Das Hochschulwesen 11, 1963. S. 
691–697.  
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sität, der durch verstärkt planmäßiges Vorgehen begegnet werden sollte.257 In 
diesem Zusammenhang tauchen auch zum ersten Mal die Forderungen nach 
„Erziehungsplänen“ auf, in denen Maßnahmen, Zuständigkeiten und Ziele der 
Erziehung konkret festgelegt werden sollten.258 Zu einem Schlüsselbegriff der 
Hochschulpolitik wurden „Planung und Leitung“259 jedoch erst im Zuge der 
dritten Hochschulreform. In den am Beginn der umfangreichen Umgestaltung 
stehenden „Prinzipien zur weiteren Entwicklung der Lehre und Forschung“ 
wurde die „Notwendigkeit der Veränderung der gesamten Struktur der Planung 
und Leitung der Ausbildung, sozialistischen Erziehung und Forschung im 
Hochschulwesen“ als wichtigstes Ziel genannt.260 Im Rahmen der allgemeinen 
Diskussion über die Planung und Leitung der universitären Lehre, Ausbildung 
und Forschung gewannen auch die Bemühungen an Fahrt, die Erziehungsorga-
nisation an den Universitäten zu konzeptionalisieren und zu „verwissenschaft-
lichen“.  
Heinz Lehmann und Marianne Körber schildern in ihrem 1967 erschienen 
Aufsatz detailliert, wie eine solche veränderte Organisation der Erziehung 
aussehen könnte. Die Autoren machen dabei die Effektivität der Erziehung von 
ihrer Planmäßigkeit und vor allem auch von ihrer Zielorientierung abhängig. 
Deswegen sei es nicht nur wichtig, Arbeitsrichtlinien zu formulieren, sondern 
auch ganz bestimmte Ziele schwerpunktmäßig auszuwählen und festzulegen. 
Die Hauptverantwortlichkeit der Erziehungsarbeit unter den verschiedenen an 
der Erziehung beteiligten Organisationen oder Organisationsebenen sollte der 
Fachrichtung gebühren. Die Autoren forderten, dass innerhalb dieser für jede 
Veranstaltung einer „Erziehungskonzeption“ festgelegt werden müsse. Die 
ideologische Arbeit der Dozenten sollte überdies „abrechenbar“ und dadurch 
nachprüfbar werden. An die Stelle eines allgemeinen Erziehungsauftrages (der 
den Erziehenden durch seine Unkonkretheit noch ein bisschen Selbstverant-
wortlichkeit ließ) sollten konkrete und einforderbare „Erziehungsaufträge“ 
treten.261 Durch die Sektionsbildungen im Zuge der 3. Hochschulreform wurde 
auch die Stellung des Sektionsdirektors als Leiter im Sinne des demokratischen 
Zentralismus gestärkt und ausgebaut.  
257 Mühle 1962. 
258 Kemter, Max: Erfahrungen eines Erzieherkollektivs. In: Das Hochschulwesen 11, 1963. S. 
769–770. 
259 Vgl. Prinzipien 1966. In der Folge erschienen in der Zeitschrift „Das Hochschulwesen“ 
ungefähr 20 Artikel die sich mit der Planung und Leitung der wissenschaftlichen und erzie-
herischen Arbeit an den wissenschaftlichen Einrichtungen beschäftigten. 
260 Prinzipien 1966. S. 316. 
261 Lehmann, Körner 1967. 
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Über die genauen organisatorischen Zuständigkeiten, Hierarchien und 
Kommunikationsstrukturen sind die staatlichen Bestimmungen und offiziellen 
Resolutionen nicht aussagekräftig, die Berichte oder Vorschläge im „Hoch-
schulwesen“ fokussieren sich auf bestimmte Elemente der Erziehungs-
organisation, vornehmlich auf den Bereich der Kommunikationsstruktur.262 
Über Zuständigkeiten und Hierarchien unterhalb der Positionen des Fachrich-
tungsleiters erfährt man in diesen Quellen nicht. Der Schwerpunkt der Artikel 
zur Erziehungsorganisation bezieht sich dabei auf die Ebene der Fachrichtung, 
berücksichtigt jedoch kaum die konkreten Formen der Zusammenarbeit mit 
Prorektorat für Studenten- und Studienangelegenheiten, dem Dekanat oder den 
Massenorganisationen an der Universität.263 Ein präzises Bild der organisatori-
schen Zuständigkeiten, Hierarchien und Kommunikationsbahnen der universi-
tären Erziehung lässt sich schließlich erst durch die Arbeit mit den Archivalien 
erschließen. 
262 Scheele, Günter: Einbeziehung der Assistenten in den Erziehungsprozeß. In: Das Hoch-
schulwesen 5, 1957. S. 310–312 ;Lehnert, Martin: Zur Frage der Bedeutung und Aufgabe 
der Fachrichtung. In: Das Hochschulwesen 4, 1956. S. 11.  
263 Es wird stattdessen immer pauschal eine „Einheitlichkeit“ der Erziehungsfaktoren gefor-
dert. Regenstein, Heidi; Hildebrand, Volker: Erziehungsfaktor Elternhaus. In: Das Hoch-
schulwesen 7, 1959. S. 348–353. 
5. Die Umsetzung des Erziehungsauftrags in der  Geschichtslehrer-
ausbildung in Rostock
Im dritten Teil der Arbeit soll die Umsetzung des Erziehungsauftrags in der 
Geschichtslehrerausbildung an der Universität Rostock untersucht werden. Als 
erste Einschränkung wird dabei angegeben, dass nur der Aktenbestand von 
einem Teil der an der Geschichtslehrerausbildung beteiligten Institute unter-
sucht worden ist. Die Akten des Instituts für Pädagogik und des Instituts für 
Marxismus-Leninismus blieben bisher unberücksichtigt, obwohl die Studenten 
in diesen beiden Fächern ebenso Veranstaltungen zu belegen hatten wie in 
ihrem zweiten Studienfach.  
Diese Einschränkung hängt mit dem Design der Untersuchung zusammen. 
Schon im ersten Kapitel wurde geäußert, dass die Umsetzung des Erziehungs-
auftrags der Universitäten nicht am konkreten sozialen Handeln zwischen 
Hochschullehrern und Studenten betrachtet werden soll, sondern aus der Per-
spektive der Erziehungsorganisation. Die Frage der Untersuchung lautet auf 
diesen Gegenstand angewendet, wie der Erziehungsauftrag in den Zielen und 
dem Programm des Historischen Instituts übertragen worden sind. Das „Wie“ 
bezieht sich dabei auf die Art und Weise dieser Verankerung. Ausgegangen 
werden soll dabei von der im ersten Kapitel genannten Definition der Organi-
sation. Organisationen sind „Zusammenschlüsse verschiedener Personen oder 
Akteure, die einem bestimmten Zweck dienen, die arbeitsteilig gegliedert sind, 
eine Leitungsinstanz besitzen und die über eine formale oder informale Verfas-
sung verfügen, in der die Ziele des Zusammenschlusses, die Rechte und Pflich-
ten der Akteure und die hierarchische Ordnung des sozialen Gebildes festge-
legt sind“264. Die Verankerung des Erziehungsauftrags soll daran gemessen 
werden, in wieweit die politisch-ideologische Erziehung nicht nur als Ziel der 
Organisation benannt wurde, sondern auch tatsächlich in das „Programm“, also 
in die Planung des Handelns zur Verwirklichung der Organisationsziele über-
ging. Denn auch wenn die Fachrichtungen spätestens seit 1955 einen nominel-
len Erziehungsauftrag besaßen, bedeutet das noch nicht, dass die Zielverord-
nung von oben sofort in das Programm des Historischen Instituts überging.  
Als Gradmesser für die Frage, in wieweit die politisch-ideologische Er-
ziehung zur eigenständig wahrgenommenen Aufgabe des Instituts wurde, soll 
das Ausmaß dienen, in dem die Maßnahmen zur Erfüllung der Erziehungsziele 
selbst im Institut konzipiert, festgelegt, geplant und durchgeführt wurde. War 
die Sicherstellung einer politisch-ideologischen Erziehung lediglich eine lästi-
ge Pflicht oder entwickelte die Institutsleitung eigenen Ehrgeiz bei der Erzie-
264 Abraham, Büschges 2004. S. 58–59. 
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hung sozialistischer Geschichtslehrer? Dazu sollen Arbeitsprogramme und 
Arbeitsberichte aber auch Leitungs- und Abteilungssitzungsprotokolle sowie 
Unterlagen aus dem laufenden Betrieb ausgewertet werden.  
Dadurch gerät die Erziehung als konkretes soziales Handeln zwischen 
Hochschullehrern und Studenten außer Blick. Die ausgewerteten Akten aus 
dem Historischen Institut sind für die Untersuchung dieser Interaktion aller-
dings auch nur bedingt aussagekräftig. Wenn die „politisch-ideologische Situa-
tion“ unter den Studenten eingeschätzt wurde, passierte das merkwürdiger-
weise meistens losgelöst von der konkreten Interaktion zwischen Hochschul-
lehrern und Studenten. „Pädagogische Tagebücher“, die an verschiedenen Stel-
len erwähnt wurden, die ich jedoch nirgends aufgefunden habe, und der bisher 
noch nicht erschlossene Aktenbestand der FDJ an der Universität Rostock sind 
für dieses Anliegen wahrscheinlich aufschlussreicher. Zudem besteht noch die 
Möglichkeit, durch Zeitzeugengespräche etwas über den Habitus und den er-
zieherischen Ehrgeiz der Hochschullehrer zu erfahren. 
In der Auswertung der Akten zeigte sich zum Ende der 1960er Jahre ein 
rapides Wachstum an Aktenmaterial, das die Konzeptionalisierung, Planung 
und Auswertung des erzieherischen Handelns zum Gegenstand hat. Zu diesem 
Zeitpunkt wäre es tatsächlich gerechtfertigt, von dem Historischen Institut als 
Erziehungsorganisation zu sprechen. Leider gibt die teilweise äußerst sporadi-
sche Aktenüberlieferung keine wirkliche Auskunft über die Hintergründe und 
Motive dieser Entwicklung. Diese Lücken lassen sich allerdings mit der Kon-
sultierung der Akten der Fakultät als übergeordnete Instanz schließen. Die 
Protokolle der Fakultätsratssitzungen erwiesen sich als ausgezeichnete Quel-
len, um über die Gründe der regelrechten „Erziehungswelle“ Ende der Sechzi-
ger Jahre zu erfahren. Bei der Auswertung dieses Aktenbestandes wurden teil-
weise starke Diskrepanzen zwischen den Initiativen im Fakultätsrat als überge-
ordneten Instanz und der alltäglichen Arbeit im Institut sichtbar.  
Die Erklärung und Begründung der Hintergründe, Wege, Erfolge und 
Sackgassen der Organisationsbemühungen wurde im Folgenden der Vorzug 
vor der genauen Analyse der im Untersuchungszeitraum neu eingeführten 
Ausbildungsbestandteilen wie Fach- und Schulpraktika, Ernteeinsätze (seit 
1961) und der Wehrerziehung (seit 1966). Eine Untersuchung dieser Bestand-
teile hinsichtlich ihrer Organisation und der ihnen zugeschriebenen erzieheri-
schen Wirkung müsste in einer weiterführenden Untersuchung erfolgen.  
Als Darstellungsform wurde eine genetisch-chronologische Erzählung 
gewählt, die die Bemühungen um eine Verankerung des Erziehungsauftrags 
auf der Ebene des Instituts und der Ebene der Fakultätsleitung miteinander 
verknüpft. Der Zeitraum von 1949 bis 1970 ist in sieben Abschnitte unterteilt, 
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die die Umbrüche in der Universitätsstruktur, Institutsleitung und bei den Be-
mühungen in der Erziehungsarbeit markieren. 
5.1. Das Historische Institut von 1946–1952 
Die ersten Jahre des Historischen Instituts sollen nur kurz und der Vollständig-
keit halber dargestellt werden. Denn für den Untersuchungsgegenstand und die 
Leitfrage sind aus der ersten Phase des Historischen Instituts nach dem Krieg 
beinahe gar keine Dokumente erhalten. Außerdem begannen die Bemühungen 
um eine strukturelle Verankerung des Erziehungsauftrags in den Universitäten 
erst wirklich mit der 2. Hochschulreform. Das Historische Institut schloss al-
lerdings schon 1952 für vier Jahre und existiert bis 1956 nur auf dem Papier. 
Schon im Wintersemester 1949/50 waren die drei in Rostock lehrenden Profes-
soren Ernst Hohl265 (Alte Geschichte), Walter Sproemberg266 und Albrecht 
Timm267 (Mittlere Geschichte) an die Humboldt-Universität Berlin berufen 
worden.268 Der Lehrbetrieb stand still, bis im Sommersemester der marxisti-
sche Historiker Gerhard Schilfert269, vom Gesellschaftswissenschaftler Hein-
rich Herz270 und den Altphilologen Werner Hartke271 unterstützt, für zwei 
Semester die Lehre im Fach Geschichte wiederaufnahm.272 Danach wurde die 
Geschichtslehrerausbildung in Rostock allerdings wieder eingestellt. Als Be-
weggründe gab das Staatssekretariat an, dass das Institut – genauso wie das 
Historische Institut Greifswald – unter den politischen und ideologischen An-
sprüchen liegen würde. Außerdem strebte das Staatssekretariat eine Konzentra-
tion der wissenschaftlichen „Kader“ an.273 
265Ernst Hohl. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/116957506 (29.08.2011). 
266 Heinrich Sproemberg. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/119186187 (29.08.2011). 
267 Albrecht Timm. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/118622749 (29.08.2011). Timm flüchtete 
1955 aus der Bundesrepublik und schrieb 1961 für die Bonner Beiträge eine bittere Ab-
rechnung mit der Geschichtswissenschaft in der DDR. Timm, Albrecht: Das Fach Ge-
schichte in Forschung und Lehre in der Sowjetischen Besatzungszone seit 1945. 3. Aufl. 
Bonn 1961. 
268 Vgl. die Einträge der drei Professoren im Catalogus. 
269 Gerhard Schilfert. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/1013967372 (29.08.2011). 
270 Heinz Herz. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/140787372 (22.08.2011). 
271 Werner Hartke. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/118546171 (29.08.2011). 
272 Personen- und Vorlesungsverzeichnis. Sommersemester 1951. http://rosdok.uni-
rostock.de/data/Preview-PuV/PDF/1951_FS_VV.pdf (30.08.2011) 
273 Kowalczuk 2003. S. 185 
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5.2. Das Historische Institut von der Wiedereröffnung bis 
zum Tod Johannes Nichtweiss‘ 
Am 1.9.1956 nahm das Historische Institut der Universität nach vierjährigem 
Stillstand seine Arbeit wieder auf. Personell war die die Wiederöffnung ein 
Neubeginn. Keiner der zunächst drei Angestellten hatte zuvor an der Universi-
tät Rostock gelehrt. Mit der Leitung des Instituts wurde zunächst kommissa-
risch Johannes Nichtweiss274 beauftragt, der zwei Jahre zuvor an der Hum-
boldt-Universität Berlin mit einer Arbeit zur mecklenburgischen Landesge-
schichte promoviert hatte.275 Unterstützt wurde er durch die Assistenten Karl-
Friedrich Olechnowitz und Hans Sauer. Beide schrieben zu diesem Zeitpunkt 
an ihrer Dissertation. Der Mecklenburger Olechnowitz276, 1920 in der Nähe 
von Schwerin geboren, promovierte beim vormaligen Rostocker Professor für 
mittlere und neuere Geschichte Heinrich Sproemberg277 über die Wirtschafts-
geschichte der Hanse. Hans Sauer verfasste seine Dissertation über die 
„Rostocker Domfehde“ im 15. Jahrhundert. Betreut wurde er durch den 
Greifswalder Historiker Johannes Schildauer. 278 Die beiden Assistenten waren 
jedoch neben ihren Promotionsvorhaben schon stark an der Durchführung der 
Lehrveranstaltungen beteiligt und gaben im Studienjahr 1956/57 jeweils eine 
Vorlesung.279 
Direkt nach seiner Wiederöffnung übernahm das Historische Institut die 
Ausbildung von Mittel- und Oberstufenlehrern. Diese wurde auch als Haupt-
aufgabe des Instituts definiert.280 Überhaupt steht die Wiedereröffnung des 
Historischen Instituts im Zusammenhang mit dem Vorhaben der SED-
Bildungspolitiker, nun auch wieder die Lehrer für die Mittelstufe an den Uni-
versitäten auszubilden.281 Zum Studienjahr 1956/67 wurden schon 123 Studen-
274 Johannes Nichtweiss. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/1013803647 (22.08.2011). 
275 Nichtweiss, Johannes: Das Bauernlegen in Mecklenburg. Eine Untersuchung zur Geschich-
te der Bauernschaft und der zweiten Leibeigenschaft in Mecklenburg bis zum Beginn des 
19. Jahrhunderts. Berlin 1954.
276 Karl-Friedrich Olechnowitz. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/141750502 (22.08.2011). 
277 Heinrich Sproemberg. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/119186187 (29.08.2011). 
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ten zum Studium zugelassen, davon 87 für die Mittelstufe und 32 für die Ober-
stufe, sowie 4 Kunsthistoriker im Nebenfach.282 
Im darauffolgenden Studienjahr 1957/58 studierte ungefähr dieselbe An-
zahl von Studenten am Historischen Institut (127), was auf eine hohe Anzahl 
von Abgängen im 1. Studienjahr nach der Wiedereröffnung hindeutet. Der 
Lehrkörper des Instituts wurde allerdings erweitert. Als Assistenten kamen 
Lothar Elsner283 und Ernst Becker an das Institut, die jedoch zunächst nicht 
eigenverantwortlich Vorlesungen übernahmen. Heinz Herz284, der Leiter der 
Universitätsbibliothek und frühere Professor für Staatsrecht und Geschichte der 
sozialen Bewegungen an der gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Rostock, übernahm die Leitung der Abteilung Allgemeine Geschichte 
und gab für diesen Bereich Vorlesungen und Spezialseminare.285 Zugleich hielt 
der GeWi-Dozent, Prorektor und spätere Rektor Günter Heidorn286 seit diesem 
Jahr dauerhaft Vorlesungen für die Studenten des Instituts. Weitere Vorlesun-
gen, die durch den Studienplan vorgegeben wurden, lasen Gastdozenten aus 
Greifswald.287 
Die Themen der Vorlesungen und Seminare, die am Historischen Institut 
abgehalten wurden, waren durch einen zentral durch das Staatssekretariat er-
lassenen Studienplan vorgegeben. Allerdings besaß der Fachrichtungsleiter die 
Freiheit, die obligatorischen Veranstaltungen in einem Ablaufplan selbststän-
dig festzulegen. Für Ober- und Mittelschullehrer existierten separate Studien-
pläne. Während das Studium der Oberschullehrer fünf Jahre dauern sollte, 
beschränkte sich der Ausbildungszeitraum der Mittelschullehrer zunächst auf 
drei Jahre. Die grundsätzliche Systematik war in beiden Ausbildungsgängen 
gleich: Die Vorlesungen wurden in den Themengebieten Deutscher, Allgemei-
ner und Osteuropäischer Geschichte gehalten. Die Themengebiete waren wie-
derum in chronologische Zeitabschnitte unterteilt. Nur ein geringer Teil der 
Semesterwochenstunden war für Seminare vorgesehen.288 Zusätzlich wurden 
282 UAR 2.01.2, 90: Nichtweiss, Johannes: Jahresbericht für das Studienjahr 1956/57, 
29.08.1957. 
283 Lothar Elsner. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/120565293 (12.09.2013). 
284 Eintrag von Herz im Catalogus Professorum Rostochiensis. 
285 UAR 2.01.2, 90: Herz, Heinz: Jahresbericht für das Studienjahr 1957/58, 17.09.1958. 
286 Ebenda. 
287 Ebenda.  
288 UAR 2.01.2, 139: Studienplan für die 4jährige Ausbildung von Mittelschullehrern. Ge-
schichte, 01.08.1958. 
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noch Einführungsvorlesungen in das Studium der Geschichtswissenschaften 
und der Heimatgeschichte angeboten.289 
5.2.1.  Erziehung am Historischen Institut 
Für die Untersuchung der Umsetzung des Erziehungsauftrages ist die Aktenla-
ge der ersten beiden Jahre nach der Wiedereröffnung des Historischen Instituts 
sehr schlecht. Offensichtlich wurde bei den damaligen Dienstbesprechungen in 
dem zu der Zeit noch sehr übersichtlichen Institut kein Protokoll geführt. 
Ebenso wenig wurden in dieser Zeit offenbar Arbeitspläne niedergeschrieben 
und archiviert, in denen die Aufgaben der einzelnen Institutsangehörigen im 
nächsten Jahr fixiert waren. Auch die ersten beiden Jahresarbeitsberichte listen 
lediglich die gehaltenen Vorlesungen auf und nennen lediglich bearbeitete und 
abgeschlossene Forschungsvorhaben.290 Als weitere Gliederungspunkte kennt 
der Jahresabschlussbericht 1958 einzig noch die „Verbindung mit der gesell-
schaftlichen Praxis“, „Verbindung mit der Sowjetunion und den Volksdemo-
kratien“ und die „Verbindung mit Westdeutschland“.291 In einem Nachtrag 
zum Jahresbericht für das Studienjahr 1957/58 heißt es nur lakonisch auf die 
Frage nach der „politisch-ideologische[n] Haltung“ der Studenten: „Alle Stu-
denten beteiligten sich im Herbstsemester 1957 an der Kartoffel- und Hack-
fruchternte. Die Studentendisziplin war durchweg gut“292. 
Auch die Akte „Ausbildung und Erziehung“ wurde zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht regelmäßig geführt.293 Aus den wenigen erhaltenen Dokumenten 
lässt sich also schließen, dass sich die Aufgaben des Instituts in der ersten Zeit 
vornehmlich auf die Durchführung der Lehramtsausbildung und auf (noch 
relativ eingeschränkte) Forschungsvorhaben beschränkten. Eine explizite Per-
sönlichkeitsbeeinflussung, die über die ideologische Durchdringung des Vorle-
sungsstoffes hinausging, wurde zu diesem Zeitpunkt durch die Hochschulleh-
rer noch nicht oder jedenfalls nicht im Auftrag des Instituts betrieben. 
289 UAR 2.01.2, 90: Herz: Jahresbericht für das Studienjahr 1957/58. 
290 UAR 2.01.2, 90: Nichtweiss: Jahresbericht für das Studienjahr 1956/57; UAR 2.01.2, 90: 
Herz: Jahresbericht für das Studienjahr 1957/58. 
291 UAR 2.01.2, 90. Herz: Jahresbericht für das Studienjahr 1957/58. 
292 UAR 2.01.2, 90: Herz, Heinz: Nachtrag zum Jahresbericht für das Studienjahr 1957/58, 
27.9.1958. 
293 UAR 2.01.2, 124: Historisches Institut. Erziehung und Ausbildung 1946–1968. 
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5.2.2.  Die sozialistische Erziehung der Studenten als Aufgabe 
     des Fakultätsrats 
Auf anderer Ebene war die Erziehung der Studenten jedoch schon zu einem 
wichtigen Thema avanciert. So hatte der Rat der Philosophischen Fakultät 
1957 einen „Beschluß über die sozialistische Erziehungsarbeit“294 gefasst. Als 
Ziel wurde in diesem Dokument die „Ausbildung einer staatstreuen Intelli-
genz“ angegeben. Dafür sollten acht Punkte verwirklicht werden. Als erster 
und wichtigster Punkt wurde dabei genannt, dass „die Beratungen der Mitglie-
der des Lehrkörpers […] sich vordringlich mit Fragen des Inhalts und Metho-
den der Bildungs- und Erziehungsarbeit befassen [sollen] um größeren Einfluss 
auf die sozialistische Persönlichkeitsbildung der Studenten zu nehmen und die 
schädliche Trennung zwischen Wissensaneignung und gesellschaftlichem Ver-
halten zu überwinden“.295 Im dritten Punkt offenbart sich, was der proklamier-
te Erziehungsauftrag konkret für ihre Arbeit bedeutete. Dort heißt es, dass die 
„Sozialistische Erziehung der Studenten fortwährende Auseinandersetzung mit 
bürgerlichen Ideologien auf jedem Fachgebiet und aktive Anteilnahme am 
gesellschaftlichen Leben“ erfordere.296 
Über den Einfluss dieses Beschlusses auf die Arbeit im Historischen Insti-
tut lassen sich aufgrund der schlechten Aktenlage keine Aussagen treffen. Je-
doch beweisen die Protokolle des Fakultätsrats, dass die Beschlüsse zur sozia-
listischen Erziehungsarbeit keine Phrasen blieben. Bis zum Jahr 1957 war die 
politische Erziehung der Studenten im Rat der Philosophischen Fakultät 
Rostock nur dann Thema, wenn eine Verordnung des Staatssekretariats für 
Hochschulwesen sie zum Thema hatte. So erläuterte die damalige Prorektorin 
für Gesellschaftswissenschaften, Käte Gries297, am 17.05.1955 dem Rat die am 
2. Mai eingegangene Anweisung des Staatssekretärs Gerhard Harig.298 Gegen-
stand der Anweisung war die Ausweitung der Zuständigkeiten der Fachrich-
tungen auf die politisch-ideologische Erziehung der Studenten. Die Fachrich-
tungen sollten sich „nun Fragen der wissenschaftlichen und gesellschaftspoliti-
schen Erziehung der Studenten“ widmen, den „wissenschaftlichen und gesell-
schaftspolitischen Entwicklungsstand der Studenten“ analysieren und kontrol-
294 UAR 2.01.2,124: Beschluß über die sozialistische Erziehungsarbeit an der Philosophischen 
Fakultät.  
295  Ebd. §1. 
296 Ebenda. §3.  
297 Käte Gries. http://cpr.uni-rostock.de/metadata/cpr_person_00002803 (22.08.2011). 
298 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 17.05.1955. 
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lieren“ und „eng mit den Seminargruppensekretären zusammenarbeiten“.299 
„Fachwissenschaftliche Neutralität“ so Gries, sei nun „nicht mehr er-
wünscht.“300 Der Altphilologe und vormalige Dekan Werner Hartke kritisierte 
die Aufgabenerweiterung der Fachrichtungen. In Harigs Ausführungen fehle 
jeder Hinweis auf die Forschung. Für diese blieb aufgrund der neuen und sehr 
weitgedachten erzieherischen Aufgaben, besonders der Fachrichtungsleiter, 
kaum noch Raum. Weiter kritisierte Hartke, dass nun nicht mehr klar sei, wer 
eigentlich zu erziehen habe: die Fachrichtungsleiter oder die gesellschaftlichen 
Organisationen.301 Konkrete Beschlüsse oder strukturelle Eingriffe folgten der 
Kampagne 1955 allerdings nicht. 
In den nächsten zwei Jahren beschäftigte sich der Fakultätsrat sehr inten-
siv mit der Frage nach der Wieder- und Neueröffnung von Instituten302, berat-
schlagte über Berufungsempfehlungen303 und führte Promotions- und Habilita-
tionsverteidigungen durch. Einen weit größeren Stellenwert erhielt die politi-
sche Erziehung im Anschluss an die Antrittsrede des neuen Staatssekretärs 
Wilhelm Girnus auf der Rektorenkonferenz. Der damalige Dekan, der Germa-
nist Erich Kühne304, erläuterte den anwesenden Hochschullehrern in einer 
„Aussprache“ die „Schlussfolgerungen“ aus dem Führungswechsel an der 
Spitze des Staatssekretariats. 305 Die gesamte Lehr- und Forschungstätigkeit 
sollte der „Heranbildung des sozialistischen Menschen“ dienen. Hochschulleh-
rer mit anderen Zielen würden nicht mehr an die Universität gehören. Beson-
ders im Hinblick auf die ins Kreuzfeuer innerparteilicher Kritik geratenen 
Rostocker Historiker, erklärte er, dass ein Studium der Vergangenheit nur dann 
sinnvoll sei, „wenn es die Vergangenheit erschließt“. Von allen Angehörigen 
des Lehrkörpers solle der dialektische Materialismus als „einzige Methode“ 
angewandt werden.306 
Dass unter den Hochschullehrern offensichtlich unklar war, wie groß ihr 
Anteil an der „Heranbildung des sozialistischen Menschen“ in der Folgezeit 
299 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 17.05.1955. 
300 Ebenda.  
301 Ebenda. 
302 Z.B. über die Neueröffnung des Historischen Instituts: UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der 
Fakultätsratssitzung am 11.4.1956. 
303 Z.B. über die Besetzung des Lehrstuhls in dem neu zu eröffnenden Historischen Institut. 
UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 05.06.1956. 
304 Erich Kühne. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/142624594 (22.08.2011). 
305 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung vom 16.10.1957. 
306 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 04.12.1957.  
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tatsächlich sein sollte, beweist die Tagesordnung der darauffolgenden Sitzung 
am 04.12.1957.307 Der Fakultätsrat beratschlagte nämlich in dieser Sitzung 
über eine Frage, die eigentlich gar nicht zu seinem Kompetenzbereich gehörte: 
Über das Strafmaß in einem Disziplinarverfahren.308 Der Grund für den Ver-
weis eines Studenten sollte das „mangelnde Interesse“ sein, das der Student für 
Kunstgeschichte bisher an seinem Fach gezeigt hatte. Die Professoren und 
Dozenten des Gremiums diskutierten – für den Fakultätsrat während seines 
Bestehens einmalig – über die Dauer des Verweises als auch die Frage, ob der 
Student nach dem Ablauf seiner Strafe wieder an die Universität zurückkehren 
dürfe. Der Wahrnehmungsprofessor für Geschichte, Johannes Nichtweiss, 
plädiert dafür, immerhin sei der Verweis als „Erziehung gedacht“309. 
Zwei Wochen später berichtet Dekan über eine Tagung der Dekane der 
Philosophischen Fakultäten beim Staatssekretariat für Hochschulwesen.310 Der 
Stellvertreter des Staatssekretärs hatte in seinem Referat stärkere ideologische 
Auseinandersetzungen mit Vertretern des Revisionismus angemahnt. Der 
Funktionär des Staatssekretariats wiederholte die schon im Vorfeld der 2. 
Hochschulreform erhobene Forderung, dass die Vorlesungen und Seminare 
nicht nur auf die Ausbildung des Intellekts gerichtet sein, sondern auch eine 
erzieherische Wirkung haben sollten. Bemerkenswerter als die im Kern schon 
zwei Jahre zuvor erhobene Forderung ist die Art, wie sich diese nun auf die 
Arbeit des Fakultätsrats auswirkte. Denn als neue Konsequenz sollten die Insti-
tutsdirektoren vor dem Fakultätsrat Bericht über die sozialistische Erziehung in 
ihren Instituten erstatten.311 
Von welchem Charakter die nun in den nächsten Wochen folgenden Be-
richterstattungen über die sozialistische Erziehung an den Instituten für Päda-
gogik312, Kunstgeschichte313, Romanistik314 und Germanistik315 waren, lässt 
sich leicht aus den personellen Konsequenzen dieser Aussprachen ersehen. Der 
307 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 04.12.1957. 
308 Eigentlich sollten diese Disziplinarverfahren vom Prorektor für Studentenangelegenheiten 
geführt werden Hartwig, Hans: Die Disziplinarordnung für Studierende. In: Das Hoch-
schulwesen 4, 1956. S. 10–12. 
309 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 04.12.1957. 
310 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 18.12.1957.  
311 Ebenda.  
312 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 17.01.1958.  
313 UAR 2.01.2, 4.2:Protokoll der Fakultätsratssitzung am 05.03.1958.  
314 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung vom 02.04.1958. 
315 UAR 2.01.2, 4.2:Protokoll der Fakultätsratssitzung am 23.04.1958. In: UAR: Protokolle der 
Fakultätssitzungen 1954–58 (Phil. Fak. 4.2.). 
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Direktor des Instituts für Pädagogik, Fritz Müller316, wurde kurze Zeit später 
seines Amtes enthoben.317 Der Romanist Rudolf Brummer,318 und der Kunst-
historiker Georg-Friedrich Koch319 kamen beide nicht aus den Sommerferien 
des Jahres 1958 wieder und begingen Republikflucht.320 Nur für Edith Brae-
mer321, zu diesem Zeitpunkt kommissarische Direktorin des Germanistischen 
Instituts, blieb ihr Rechenschaftsbericht vor dem Fakultätsrat ohne nennens-
werte Folgen. Die „Heranbildung des sozialistischen Menschen“ sollte also in 
erster Linie durch die parteiliche Darbietung und marxistisch-leninistische 
Durchdringung des Vorlesungsstoffes resultieren. Gleichsam zeigt das Handeln 
des Fakultätsrats, dass die Forderung nach einer „sozialistischen Erziehung“ 
ein probates Mittel war, um politisch missliebige Professoren attackieren zu 
können. 
Am 05.03.1958 erläutern der bisherige Prorektor für wissenschaftlichen 
Nachwuchs, Fritz Müller und sein Nachfolger, der Gesellschaftswissen-
schaftler Günter Heidorn die Konsequenzen der schon im November erfolgten 
Umwandlung des Prorektorats für wissenschaftliche Aspirantur.322 Müller 
referiert zunächst die konkreten Auswirkungen: Die 480 wissenschaftlichen 
Nachwuchskräfte würden nun in den Verantwortungsbereich des Prorektorats 
eingegliedert. Nun käme es dem Prorektor als Stellvertreter des Rektors zu, 
über Einstellungen und Entlassungen der Nachwuchskräfte zu entscheiden. 
Schon bis zum 31.3.1958 sollten neue Arbeitsverträge geschlossen werden. 
Sein Nachfolger Heidorn, der Müller nach Kritik des Staatssekretariats über die 
schleppende Umsetzung der Beschlüsse ersetzt hatte323, machte deutlich, wel-
che Kriterien von nun an bei der Einstellung als wissenschaftlicher Assistent 
zählten: „1. die fachliche Seite, 2. die moralische Seite und 3. die politische 
Seite“. Zur Ermittlung der Zuverlässigkeit sollte jedem Assistenten vor Ab-
316  Vgl. Müllers Eintrag im Catalogus Professorum Rostochiensis. 
317 Wockenfuß 2002. S. 46. 
318 Rudolf Brummer. http://cpr.uni-rostock.de/metadata/cpr_person_00002285 (22.08.2011). 
319 Georg-Friedrich Koch. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/106089455 (22.08.2011). 
320 Gründe für die Republikflucht legte Koch in einem Schreiben an den Rektor dar, das im 
Anhang zum Personaleintrag Kochs im Catalogus Professorum Rostochiensium nachlesbar 
ist. Koch, Friedrich: Abschiedsbrief. Schreiben an den Dekan der Philosophischen Fakultät, 
Haimar Cumme, 21.8.1958, 2010. http://cpr.uni-rostock.de/ fi-
le/cpr_derivate_000000005362/ koch_georg-friedrich_abschiedsbrief.pdf (22.08.2011) 
(22.08.2011).  
321 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 05.03.1958. 
322 Ebenda.  
323 Wockenfuß 2002. S. 46. 
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schluss eines neuen Vertrages die Frage „wie […] ihr Verhältnis zu unserem 
sozialistischen Staat“ sei, gestellt werden. Zugleich sollten die Institutsdirekto-
ren in Stellungnahmen darlegen, ob und warum ihre Assistenten zur sozialisti-
schen Erziehung befähigt seien. Heidorn drückte im Folgenden seine Zufrie-
denheit aus, dass nach der Bekanntgabe der neuen Regelung ein regelrechter 
„Drang zur Organisierung“ festzustellen sei.324 Heidorns Referat zeigt deutlich, 
wie zu diesem Zeitpunkt, als die SED um die gänzliche Wiederherstellung 
ihres Meinungsmonopols rang, die Befähigung zur Erziehung und politischer 
Glaube, Erziehung und politische Indoktrination gleichgesetzt wurden.  
In einer späteren Sitzung entschied der Fakultätsrat ein weiteres Mal über 
Erziehungsfragen.325 In diesem Fall war es jedoch eine Detailfrage, welche 
eine Diskussion über politisch-ideologische Erziehungsfragen aufwarf. Die 
Diskussion drehte sich darum, ob eine „unpolitische“ (d.h. nicht in FDJ oder 
SED organisierte) Studentin eine Leistungsprämie erhalten dürfe. Wie, so die 
Frage, die das Gremium beriet, sollte in einem solchen Fall verfahren werden? 
Im Großen und Ganzen herrschte im Fakultätsrat die Meinung vor, dass ausge-
zeichnete Studienergebnisse nicht genügten, sondern auch die Haltung der 
Studenten entscheidend sei. Die Diskussion verlagerte sich anschließend bald 
auf die Frage, wer denn eigentlich für die Einschätzung der politisch-
ideologischen Haltung der Studenten verantwortlich sei.326 
5.3.  Die Amtszeit Martin Polzins 1958–1961 
Am 17.6.1958 beging der kommissarische Direktor des Historischen Instituts 
und Fachrichtungsleiter Johannes Nichtweiss Selbstmord.327  
Sein Nachfolger im Amt wurde Heinz Herz, der erst am Anfang des Stu-
dienjahres an das Institut gekommen war.328 Nach nicht einmal einem halben 
Jahr wurde Herz wiederum im Dezember durch den Gesellschaftswissenschaft-
ler Martin Polzin329 abgelöst, der schon seit dem Beginn des Studienjahres 
324 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 05.03.1958.  
325 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung vom 02.04.1958. 
326 Ebenda. 
327 Zu den Hintergründen der Tat siehe Wockenfuß 2002. S. 83 
328 UAR 2.01.2, 82: Reinmuth, Ernst: Schreiben an Professor Dr. Dr. Heinz Herz, 2.7.1958. 
329 Martin Polzin. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/132777002 (23.08.2011) Zu den Hintergründen 
vgl.: Wockenfuß 2002. S. 83. 
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Veranstaltungen am Historischen Institut gab.330 Polzin war zum Zeitpunkt 
seiner Ernennung gerade 30 Jahre alt und hatte in diesem Jahr gerade sein 
Promotionsvorhaben abgeschlossen. Polzin war zuvor seit 1952 Assistent, 
Oberassistent und Dozent am Institut für Marxismus-Leninismus an der Uni-
versität Rostock.331 Polzins Gunst beim Staatssekretariat für Hochschulwesen 
zeigt sich darin, dass er vor seiner Tätigkeit als Institutsleiter schon das Amt 
als Prorektor für das gesellschaftswissenschaftliche Grundstudium innehatte.332 
Die Bewertung der Amtszeit Polzins veränderte sich im Laufe der Jahre. Wäh-
rend Polzin sich 1959 noch selbst bescheinigte, für eine „größere Parteilichkeit 
nach dem Tod Nichtweiss‘“ gesorgt zu haben333, ist das Wirken Martin Polzins 
als Institutsdirektor in der Institutsgeschichte aus dem Jahr 1981 kaum mehr 
als eine Erwähnung wert, obwohl in den Zeitraum seiner Amtsinhaberschaft 
bis zum Jahr 1961 das Institut seine Forschungsschwerpunkte Agrargeschichte 
und Geschichte der FDJ erhielt.334 
Im Herbstsemester 1958 kamen neben Martin Polzin auch Erich Jawinsky 
als wissenschaftlicher Assistent und Bruno Nadolny als Mitarbeiter an das 
Institut.335 Sein Vorgänger Heinz Herz gibt in einem Schreiben an Polzin nach 
der Amtsübergabe an, dass er auf die Besetzung dieser Stellen keinen Einfluss 
gehabt hätte. Stattdessen sei sie auf Initiative der SED erfolgt.336 Jawinsky 
hatte sein Geschichtsstudium an der Universität Rostock zuvor noch gar nicht 
abgeschlossen, wurde aber aufgrund der „schwierigen Kadersituation“ in den 
Lehrkörper berufen.337  
In der zweiten Hälfte des Studienjahres 1958/59 kam es noch zu einer 
weiteren Reihe von Neueinstellungen338. Im Jahresarbeitsbericht des Studien-
330 Personal- und Vorlesungsverzeichnis. Studienjahr 1956/57 - Herbstsemester. 
http://rosdok.uni-rostock.de/data/Preview-PuV/PDF/1956_WS_VV.pdf (25.08.2011) S. 
73–74. 
331 Ebenda. 
332 Eintrag von Martin Polzin im Catalogus Professorum Rostochiensis. 
333 UAR 2.01.2, 89: Protokoll der Parteiversammlung des Historischen Institut, 03.08.1959. 
334 Elsner, Lothar; Heitz, Gerhard: 25 Jahre Historisches Institut, Sektion Geschichte der 
Wilhelm-Pieck-Universität Rostock, 1956–1981. Rostock 1981. 
335 UAR 2.01.2, 90: Elsner, Lothar: Jahresbericht 1958 des Historischen Instituts der Universi-
tät Rostock, 31.01.1959.  
336 UAR 2.01.2, 82: Herz, Heinz: Schreiben an Martin Polzin, 14.01.1959. 
337 UAR 2.01.2, 89: Protokoll der Parteiversammlung des Historischen Instituts am 3.8.1959.  
338 In der zweiten Hälfte des Studienjahres 1958/59 kam es noch zu einer weiteren Reihe von 
Neueinstellungen. Harry Wüstemann wurde als Assistent für die Früh- und Urgeschichte 
eingestellt. Vor dem Beginn des Studienjahres 1959/60 kamen fünf weitere Assistenten an 
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jahres 1958/59 wurde dann die große schulpraktische Erfahrung der Neuein-
stellungen betont, worin sich offensichtlich schon die Auswirkungen der neuen 
Assistentenordnung zeigten.339 Als Wahrnehmungsdozent wurde der Leipziger 
Agrarhistoriker Gerhard Heitz gewonnen.340  
Mit dem Beginn des Studienjahres veränderte sich auch Leitungsstruktur. 
Das Institut war fortan in die Abteilungen Mittelalter (Leiter: Gerhard Heitz), 
Neue und Neueste Zeit (Leiter: Martin Polzin) und Zeitgeschichte (Leiter: 
Lothar Elsner) gegliedert.341 
1958 wurde das Studium der Mittelschullehrer im Zusammenhang mit der 
geplanten Einführung der Polytechnischen Oberschule auf 4 Jahre ausgedehnt. 
Zeitgleich traten neue Studienpläne in Kraft.342 Im Studienjahr 1959/60 wurde 
das produktionsgebundene Studienjahr eingeführt. Seminargruppenweise soll-
ten die Studenten in drei verschiedenen landwirtschaftlichen Gütern „Erfah-
rungen in der Produktion“ sammeln und an zwei Tagen in der Woche Unter-
richt erhalten. Die Durchführung der Seminare und die Betreuung der Studen-
ten an ihren Arbeitsstätten übernahmen die Assistenten Erich Klagge und Rolf 
Melzer.343 
5.3.1.  Erziehung am Historischen Institut 1958–1961: 
„Prüfungen alten Stils“ 
Seit der Amtsübernahme Martin Polzins wurden Arbeitspläne aufgestellt, die 
anhand der getroffenen Regelungen ersichtlich machen, welchen Stellenwert 
die Erziehung der Studenten im Gefüge der unterschiedliche Aufgaben des 
Instituts besaß. Die Institutsbesprechungen wurden fortan in Verlaufsprotokol-
len protokolliert, was einen Einblick in die am Historischen Institut geführten 
Diskussionen ermöglicht. Mit Polzin besetzte ein Mann das Amt des Instituts-
direktors, der schon zuvor durch Publikationen zu hochschulpädagogischen 
Themen hervorgetreten war und für den, so lässt sich anhand der Quellen er-
das Institut. Die Assistentinnen Gerda Fabian und Gertrud Schmidt waren für die Zeitge-
schichte vorgesehen. Erich Klagge, Eberhard Voß und Rolf Melzer beschäftigten sich mit 
der deutschen Geschichte. UAR 2.01.2, 90: Polzin, Martin: Jahresarbeitsbericht 1959/60. 
339 Ebenda. 
340 Gerhard Heitz. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/119036762 (23.08.2011) 
341 UAR 2.01.2, 90: Polzin, Martin: Jahresarbeitsbericht 1959/60.  
342 UAR 2.01.2, 139: Studienplan für die 4jährige Ausbildung von Mittelschullehrern. Ge-
schichte, 01.08.1958. 
343 UAR 2.01.2, 90: Polzin, Martin: Jahresarbeitsbericht 1959/60. 
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härten, die Erziehung der Studenten ein Aufgabengebiet war einen besonderen 
Stellenwert besaß. Zudem kamen im Zuge des personellen Wachstums des 
Historischen Instituts ehemalige Lehrer an das Institut.  
Der besondere Stellenwert der sogenannten „Erziehung“ der Studenten 
zeigte sich zu unterschiedlichen Gelegenheiten. So diskutierten die Institutsan-
gehörigen zum Beispiel eine weitreichende Veränderung der Prüfungen.344 Der 
zum Studienjahresbeginn hinzugekommene wissenschaftliche Mitarbeiter 
Bruno Nadolny übte Grundsatzkritik an den im Frühjahr bevorstehenden Prü-
fungen. Sie seien „Prüfungen alten Stils, die nur das fachliche Können der 
Studenten berücksichtigten“. An ihre Stelle sollte „eine Vorstellung der Stu-
denten der Öffentlichkeit gegenüber“345 treten. Neben den Angehörigen des 
Instituts sollten an den Prüfungen auch Vertreter der Seminargruppe, des Pa-
tenbetriebes, der Volksbildung sowie Arbeiterveteranen und Geschichtsmetho-
diker teilnehmen. Aufgabe der Prüfungen sollte es sein, festzustellen „wie der 
Student gesellschaftlich arbeitet, welche ideologischen Positionen er be-
zieht“346. Nadolnys Vorschläge gehen jedoch auch Polzin zu weit, er bezeich-
net den „Grundgedanken“ Nadolnys als richtig, gab aber zu verstehen, „daß 
man bei uns die konkrete Lage berücksichtigen müßte“347. Abschließend er-
klärte Polzin, dass ein „Lehrer“, ein „Parteiveteran“ und ein „Vertreter der 
FDJ-Leitung“ zur Teilnahme an den Prüfungen eingeladen werden sollten. Wie 
groß ihr Anteil am Prüfungsgespräch sein sollte, geht allerdings aus dem Be-
schluss nicht klar hervor, Nadolny zeigte sich jedoch unzufrieden. Die Episode 
zeigt, dass die politische Erziehung der Studenten von den Angehörigen des 
Instituts zu diesem Zeitpunkt keineswegs als von „oben“ aufgebürdete Pflicht 
angesehen wurde, sondern selbst als Ziel verfolgt wurde.  
Polzin hatte schon 1957 in einem Artikel in der Zeitschrift „Das Hoch-
schulwesen“ die „sozialistische Praxis“ als „beste[n] Erzieher unser Studenten“ 
bezeichnet.348 Im Artikel versuchte Polzin, den Leser von den Vorzügen ge-
meinsamer Exkursionen von Lehrkörper und Studenten zu überzeugen. Die 
Hochschullehrer würden dadurch ihre Studenten besser kennenlernen können. 
Dieses persönliche Verhältnis sei der „wichtigste Einflussfaktor“ in der Erzie-
hung der Studenten.349 Das Ziel der Exkursionen sei jedoch nicht gleichgültig, 




348 Polzin 1957. 
349 Ebenda. 
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den Studierenden sollten die Probleme und Erfolge des Arbeitslebens kennen-
lernen. Ganz in diesem Sinne sprach Polzin in einer Leitungssitzung am 
07.03.1960 davon, dass die „Lehr- und Erziehungsarbeit unter den Studenten 
des 1. Studienjahres […] vor allem darauf gerichtet sein [muss], die Studenten 
in den gesellschaftlichen Umwälzungsprozessen auf dem Lande miteinzube-
ziehen“350. Polzin bezog sich dabei auf die in Angriff genommene vollständige 
Kollektivierung der Landwirtschaft. Auch die Studenten sollten ihren Beitrag 
dazu leisten. Aus diesem Grunde wurden eine Anzahl von Studenten ausge-
wählt, die in verschiedenen Dörfern in der Nähe von Rostock die Eingliede-
rung der letzten selbstständigen Landwirte in die LPGs propagandistisch be-
gleiten sollten. Die Studenten sollten die „Umwälzung“ in Zeitungsberichten 
verarbeiten.351 
Der Propagandaeinsatz betraf nur eine kleine Gruppe der Rostocker Ge-
schichtsstudenten, allerdings zeigt sich in dieser Maßnahme, dass die politische 
Erziehung der Studenten nicht, wie in den Auseinandersetzungen im Fakultäts-
rat zwei Jahre zuvor, mit der ideologisch einwandfreien Aufbereitung des Vor-
lesungsstoffes gleichgesetzt wurde. 
5.3.2. Erziehung als Thema im Fakultätsrat 
Gerade, wenn man die Bemühungen im Historischen Institut Ausmaß ver-
gleicht, in dem die politische Erziehung der Studenten im Rat der Philosophi-
schen Fakultät thematisiert wurde, fällt auf, dass die politische Erziehung der 
Studenten im Historischen Institut einen größeren Stellenwert als im Instituts-
rat besaß. Im Zeitraum von 1959 bis zum Anfang des Jahres 1961 wurde die 
Einflussnahme auf die Einstellungen und Überzeugungen der Studenten kaum 
im Fakultätsrat thematisiert.352  
Die Betreuung der Studenten durch die Hochschullehrer war bis zum Sep-
tember des Jahres 1961 noch nicht für alle Seminargruppen verbindlich. Eine 
Reihe von Seminargruppen wurde allerdings schon auf Eigeninitiative durch 
Hochschullehrer und Nachwuchswissenschaftlern betreut. Diese Tätigkeit 
wurde auch von Seiten der Fakultätsleitung forciert. So lud die damalige De-
kanin Hildegard Schumann fakultätsübergreifend die Betreuer von Seminar-
350 UAR 2.01.2, 88: Protokoll der Arbeitsberatung der Institutsleitung vom 30. März 1960. 
351 UAR 2.01.2, 124: Aktennotiz, 30.03.1960.  
352 Bis ungefähr zur Fakultätsratssitzung am 24.11.1960 als ein kurzfristig bestehende Kom-
mission für Erziehung gebildet wird. UAR 2.01.2, 4.3: Protokolle der Fakultätsratssitzun-
gen (1959–1961), Philosophische Fakultät.  
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gruppen seit dem Beginn des Jahres 1960 in regelmäßigen Abstand zum Erfah-
rungsaustausch über ihre Tätigkeit ein.353 
5.4.  Vom Mauerbau am 13. August 1961 bis zum 
2. Jugendkommuniqué der SED im Herbst 1963
Im Juni 1961 kam es zu einem Leitungswechsel im Historischen Institut. Mar-
tin Polzin wurde auf eigenen Wunsch von seiner kommissarisch wahrgenom-
menen Funktion als Institutsdirektor abberufen.354 Sein Nachfolger als kom-
missarischer Institutsdirektor und Fachrichtungsleiter wurde der Agrarhistori-
ker Gerhardt Heitz, der anderthalb Jahre zuvor an das Institut gekommen 
war.355 Auch im Studienjahr 1960/61 vergrößerte sich das Historische Institut 
weiter personell.356 Am 1.6.1961 wurde auch der Leipziger Historiker Johan-
nes Kalisch Teil des Lehrkörpers und übernahm in der Folgezeit die im Stu-
dienplan als obligatorisch festgeschriebene Lehre im Lehrbereich „Geschichte 
der UdSSR und europäischen Volksdemokratien“.357  
5.4.1.  Erziehung am Historischen Institut nach dem Mauerbau 
Einen tiefgreifenden Einschnitt in die Erziehungsarbeit am Historischen Insti-
tut der Universität Rostock stellte der Mauerbau am 13. August 1961 dar. Ei-
nerseits bekam die Aufgabe der politisch-ideologischen Beeinflussung der 
Studenten einen vorher unbekannten Stellenwert. Andererseits wurden nach 
dem Mauerbau strukturelle Eingriffe vorgenommen, welche von Dauer und die 
Grundlage für spätere Erziehungsbemühungen waren. Des Weiteren ist auch 
353 UAR 2.01.2, 78: Seminargruppenbetreuung (1960–1966), Philosophische Fakultät. 
354UAR 2.01.2, 82: Herder, Heinz: Schreiben an Rektor Rudolf Schick, 01.06.1961.  
355 Ebenda. 
356 Ans Institut kamen als wissenschaftliche Assistentinnen Hanne-Lore Knobloch, die in der 
Arbeitsgruppe Geschichte der FDJ mitarbeiten sollte und Ursula Tominski, die für den 
Bereich der deutschen Zeitgeschichte vorgesehen war. Neu an das Institut kamen auch 
Johanna Jawinsky, Ehefrau von Erich Jawinsky, und Sigrid Dillwitz als Aspirantinnen, die 
weniger Verpflichtungen in der Lehre hatten. Am 1.6.1961 wurde auch der Leipziger His-
toriker Johannes Kalisch Teil des Lehrkörpers und übernahm in der Folgezeit die im Stu-
dienplan als obligatorisch festgeschriebene Lehre im Lehrbereich „Geschichte der UdSSR 
und europäischen Volksdemokratien“. UAR 2.01.2, 90: Heitz, Gerhard: Jahresbericht des 
Historischen Instituts für das Studienjahr 1960/61. 
357 UAR 2.01.2, 90: Heitz, Gerhard: Jahresbericht des Historischen Instituts für das Studienjahr 
1960/61. Johannes Kalisch. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/1015286763 (25.08.2011) 
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eine Veränderung der Erziehungsorganisation festzustellen, in der Art, dass der 
Dekan der Philosophischen Fakultät und der Fakultätsrat immer stärker in die 
Erziehungsarbeit der Institute eingriffen, Vorgaben machten, ihre Einhaltung 
kontrollierten und Rechenschaftsablegung einforderten. Am 19.9.1961 fand im 
Institut eine Besprechung statt, die eine Aussprache mit Staatssekretär Girnus 
zum Gegenstand hatte.358 Alle Seminargruppen des Instituts sollten fortan 
einen Seminargruppenbetreuer bekommen.359 Die Betreuer rekrutierten sich 
dabei vornehmlich aus den Reihen des wissenschaftlichen Nachwuchses360 
Bemerkenswert ist, dass sowohl bei der Organisation des Ernteeinsatzes 
als auch bei der Einsetzung der Seminargruppenbetreuer die Initiative von der 
Parteileitung der Philosophischen Fakultät ausging und nicht von den Be-
schlüssen des Fakultätsrats oder den Anweisungen des Dekans. 361 Die Verän-
derung der Leitungsstruktur war dann auch das große Thema der Fakultätsrats-
sitzung am 29.9.1961.362 Der erst seit kurzem amtierende Dekan Professor 
Fritz Müller erläuterte den anwesenden Ratsmitgliedern die Ergebnisse eines 
„Forums“ mit Staatssekretär Wilhelm Girnuss.. Als Fazit aus den Reaktionen 
nach dem Mauerbau zog Girnus, dass die politische Erziehung verbessert wer-
den sollte. Die Institutsdirektoren seien für die Persönlichkeitsbildung der Stu-
denten nun im verstärkten Maß zuständig.363 
Der Prorektor für das gesellschaftliche Grundstudium, Günther Heidorn 
beließ es in seinem Redebeitrag nicht bei einem Appell an die Hochschul-
lehrer. Seiner Ansicht nach war die mangelnde Wahrnehmung der „gesell-
schaftlich/politischen Funktionen“364 durch Defizite in den Entscheidungs- und 
Anleitungsstrukturen der Fakultäten begründet. Staatssekretär Girnus, so er-
klärte Heidorn, lege besonderen Wert auf „Staatsdiziplin“365. Das hieße, dass 
alle Mitglieder des Rates den Dekan als ihren Vorgesetzten ansehen müssten. 
Heidorn forderte, dass das Prinzip des demokratischen Zentralismus nun auch 
in der Fakultät angewandt werden müsse, wenn dort die politische Erziehung 
verbessern werden sollte.366 Der Dekan erklärte die Konsequenzen des neuen 
358 UAR 2.01.2, 89: Protokoll der Institutsratssitzung am 19.09.1961.  
359 Ebenda. 
360 Ebenda. 
361 UAR 2.01.2, 23: Erziehung und Ausbildung (1946-1968). 
362 UAR 2.01.2, 4.3: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 29.09.1961. 
363 Ebenda. 
364 UAR 2.01.2, 4.3: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 29.09.1961. 
365 Ebenda. 
366 UAR 2.01.2, 4.3: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 29.09.1961. 
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Leitungsstils: Die Institute sollten nun in wöchentlichen Berichten Rechen-
schaft über die Arbeit im Institut ablegen.367 
In der Akte „Instituts- und Jahresberichte 1956-1963“ ist eine Vielzahl 
solcher Berichte gesammelt. Gerade in den Berichten des Herbstsemesters 
1961 wurde die Erziehungsarbeit in den Veranstaltungen des Instituts detail-
liert beschrieben. Dabei sind die Berichte allerdings sehr ungleich auf die 
Lehrveranstaltungen verteilt. Es sind ausschließlich die Spezialseminare Mar-
tin Polzins, über die die Informationsberichte Auskunft geben.368 Als erzieheri-
sches Mittel griff Polzin unter anderem auf einen „alten Parteiveteran“ zu-
rück.369  
So detaillierte Einblicke in das pädagogische Handeln der Hochschulleh-
rer gewährten die späteren Informationsberichte nicht mehr. Dass die Berichte 
zudem ausschließlich über die offenbar als pädagogisch besonders vorbildlich 
angesehene Seminarführung Polzins berichteten, lässt auf Ressentiments bei 
den anderen Hochschullehrern schließen, über ihre Lehrtätigkeit Rechenschaft 
abzulegen. Überhaupt blieb das erzieherische Handeln der Hochschullehrer in 
der bald einsetzenden Berichterstattung über die „politisch-ideologischen Situ-
ation“ der Studenten vielfach ausgespart, stattdessen gaben die Berichte abwei-
chende und zustimmende Meinungsäußerungen der Studenten wieder. Der 
Kontext, indem diese Meinungen geäußert wurden, blieb vielfach im Dunkeln.  
Die Untersuchung, darüber, in welchem Maße nicht nur über die poli-
tisch-ideologische Situation der Studenten nach „oben“ Bericht erstattet, son-
dern auch im Institut selbst beraten wurde, erschwert die sich verschlechternde 
Überlieferungssituation. Die Beschlussfindung verlagerte sich durch die Ver-
größerung des Instituts von den Institutsbesprechungen, an denen ein Großteil 
der Mitarbeiter teilnahmen, hin zu den Sitzungen des neugeschaffenen Gremi-
ums der Institutsleitung, der neben dem Direktor, die Abteilungsleiter und der 
Parteigruppenorganisator angehörten.370 Die Sitzungen dieses Gremiums wur-
den jedoch nur in kurzen Ergebnisprotokollen festgehalten. Seit Anfang 1962 
sind die Protokolle überdies nur in unregelmäßigen, mehrmonatigen Abständen 
zwischen den Sitzungen erhalten. Das Protokoll der Institutsleitungssitzung 
vom 09.3.1964 kündigt sogar an: „Mit Beginn des FS [Frühjahrssemesters] 
367 UAR 2.01.2, 4.3: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 29.09.1961. 
368 dazu: Personal- und Vorlesungsverzeichnis. Studienjahr 1961/62 - Herbstsemester. 
http://rosdok.uni-rostock.de/data/Preview-PuV/PDF/1961_WS_VV.pdf (23.08.2011) S. 
81–82. 
369 UAR 2.01.2, 90: Institutsbericht von Mitte Dezember 1961 bis Ende Januar des Jahres 
1962. 
370 UAR 2.01.2, 88: Protokoll der Institutsleitungssitzung am 19.01.1960. 
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1964 wird die Institutsleitung regelmäßig über die Arbeit beraten“371 Offen-
sichtlich hatten die Leitungssitzungen in der Vorzeit nicht mehr regelmäßig 
stattgefunden.  
Insgesamt lässt sich schlussfolgern, dass die politische Erziehung der Stu-
denten zwar verstärkt Eingang in die Arbeit des Instituts fand, dass die Initiati-
ve dabei jedoch eher von der Fakultätsleitung ausging und weniger vom Insti-
tut. In den Institutsleitungssitzungen war die Erziehung ein Thema von vielen. 
Wenn die politische Erziehung in der Institutsleitung Thema war, dann ging es 
um die Anfertigung von Berichten und Analysen für das Dekanat und nicht um 
die Planung eigenständiger Initiativen.372 Die politisch-ideologische Erziehung 
war, trotz der Bemühungen seit dem Mauerbau, noch eine Aufgabe des Insti-
tuts neben anderen. So wurde im Informationsbericht vom 24.10.1962 darge-
stellt, dass die Betreuung der Studenten im Ernteeinsatz leider nur mit „halber 
Kraft“ möglich gewesen sei, da die Betreuer zeitgleich mit der Auswertung des 
erschienen „Grundriss der deutschen Arbeiterbewegung“ beschäftigt gewesen 
seien.373 Zwar wurde in einer Institutsleitungssitzung im April des Jahres 1962 
angekündigt, dass die „Frage der Betreuung der Seminargruppen“ in Zukunft 
besprochen werden müsse und dass zu diesem Zweck, „Erzieherkollektive“ 
einmal im Semester zusammensitzen und ihre Arbeit auswerten sollten.374 
Jedoch ist kein Protokoll einer solchen Besprechung erhalten und es ist ziem-
lich wahrscheinlich, dass solche Besprechungen im Anschluss auch nicht statt-
gefunden haben.375 
Allgemein lässt sich behaupten, dass die politische Erziehung der Studen-
ten nach dem Wechsel der Institutsleitung einen geringeren Stellenwert im 
Gefüge der Aufgaben des Instituts einnahm. Der Verdacht erhärtet sich, wenn 
man die Akten der Abteilungen, die im Historischen Institut gegründet wurden, 
miteinbezieht. Generell lässt sich sagen, dass die Akte der von Polzin geleite-
ten Abteilung „Neuere und neueste Zeit“ am kontinuierlichsten und ausführ-
lichsten geführt wurde. Dadurch ist eine Reihe von Arbeitsprogrammen enthal-
ten. In den Arbeitsprogrammen 1961/62, 1963/64 und 1964/65 ist gleichlau-
tend vermerkt, dass die Assistenten „Seminartagebücher“ führen sollten, in 
371 UAR 2.01.2, 88: Protokoll der Institutsleitungssitzung am 09.03.1964. 
372 Z.B. in den Institutsleitungssitzungen am 28.02.1962 und am 09.11.1963.: UAR 2.01.2, 88: 
Protokoll der Institutsleitungssitzung am 28.02.1962; Protokoll der Institutsleitungssitzung 
am 09.11.1963. 
373 UAR 2.01.2, 90: Fabian, Gerda: Informationsbericht, 24.10.1962.  
374 UAR 2.01.2, 88: Protokoll der Institutsleitungssitzung am 16.04.1962. 
375 In der Studienjahresanalyse 1967/68 wird bemerkt, dass die Bildung von Erzieherkol-
lektiven immer noch nicht erfolgt ist. UAR 2.01.2, 146: Studienjahresanalyse 1967/68. 
 5. Geschichtslehreraubildung in Rostock 77 
 
denen die Seminarleistungen, Ergebnisse der Konsultationen und die gesamte 
Persönlichkeitsentwicklung jedes Studenten vermerkt sein sollte. Der Arbeits-
bericht sah für Polzin zweimal im Jahr eine Überprüfung der Seminartagebü-
cher vor.376 Eine ähnliche Regelung gab es für das gesamte Institut nie und 
auch in den anderen Abteilungen des Instituts wurden keine Anstalten ge-
macht, solche Unterlagen zu führen.377 Das unterstreicht ein weiteres Mal die 
großen erzieherischen Ambitionen Polzins im Gegensatz zur Institutsleitung. 
 
5.4.2  Bemühungen der Fakultätsleitung 
 
Während bis zum Herbstsemester 1961 die politische Erziehung der Studenten 
in den Besprechungen des Fakultätsrats keinen großen Umfang einnahm, wur-
de am Historischen Institut darüber beraten, wie auf Einstellungen und Über-
zeugungen der Studenten eingewirkt werden könne. Besonderen Stellenwert 
hatte dabei das Erziehungsmittel „Praxis“. Die Initiativen, die im Herbstsemes-
ter 1961 vom Dekan und dem Fakultätsrat ausgingen, zielten dagegen in eine 
andere Richtung. Dass von der Fakultätsleitung offenbar besonders die Semi-
nargruppenbetreuung als Mittel zur Verbesserung der Erziehungsarbeit ange-
sehen wurde, beweist auch die von Müller in Auftrag gegebene „Analyse des 
Standes der Erziehung und Ausbildung im 3. Studienjahr der Philosophischen 
Fakultät“.378 
 Mit der Durchführung der Analyse betraute der der Dekan den Hoch-
schulpädagogen. Roger erklärte in einem Schreiben an die Fachrichtungsleiter 
das Anliegen der Untersuchung. Es ginge „besonders darum, die besten Vo-
raussetzungen für die Möglichkeit des individuellen Einwirkens auf die Stu-
denten im Sinne der sozialistischen Erziehung zu ergründen“.379 Um die Er-
gebnisse verallgemeinern zu können, sollten die Institute der Einschätzung 
376 UAR 2.01.2, 110: Polzin, Martin: Arbeitsplan der Abteilung Geschichte der neuen und 
neuesten Zeit für das Studienjahr 1961/62; UAR 2.01.2, 110: Polzin, Martin: Arbeitsplan 
der Abteilung Geschichte der neuen und neuesten Zeit für das Studienjahr 1963/64; UAR 
2.01.2, 110: Polzin, Martin: Arbeitsplan der Abteilung Geschichte der neuen und neuesten 
Zeit für das Studienjahr 1964/65.  
377 Vgl. die Akte: UAR 2.01.2, 83: Abteilung Zeitgeschichte 1955–1977 und die Akte: UAR 
2.01.2, 149: FB Vorkapitalismus und Abteilung Mittelalter 1960–1969. 
378 UAR 2.01.2, 22: Roger, Gerhard: Schreiben an die Fachrichtungsleiter der Philosophischen 
Fakultät. Betrf: Analyse des Standes der Erziehung und Ausbildung im 3. Studienjahr der 
Philosophischen Fakultät, 15.11.1961.  
379 Ebenda. 
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ihrer Seminargruppen jeweils dieselben Fragen zugrunde legen. Roger selbst 
erklärte sich bereit, die Ergebnisse dann auszuwerten.380 
Die Analyse ist für die Dauer des Untersuchungszeitraums einzigartig. 
Das liegt weniger am Verfahren des Fragebogens, das in der darauffolgenden 
Zeit bei allen Analysen dieser Art angewandt wurde. Besonders ist an der im 
Herbst 1961 durchgeführten Analyse im Vergleich zu ähnlichen Analysen 
späterer Zeit, dass die Initiative von der Fakultätsleitung und nicht vom Staats-
sekretariat für Hochschulwesen ausging. Bei den seit 1965 vom Staatsekretari-
at eingeforderten Studienjahresanalysen auf der Basis eines vom Staatssekreta-
riat festgelegten Fragespiegels ist kein Rückfluss an Informationen festzustel-
len. Es bleibt also unklar, wie die erhaltenen Informationen durch das Staats-
sekretariat gewertet wurden. Im großen Unterschied dazu erfolgte die Auswer-
tung der Analyse des 3. Studienjahres im Fakultätsrat und beinhaltete eindeuti-
ge Schlussfolgerungen und Beschlussempfehlungen. Des Weiteren gab Roger 
auch genaue methodische Hinweise zur Organisation der Analysen in den Se-
minargruppen und legte fest, wer welche Fragen zu beantworten hat. So hatten 
die Seminarassistenten, die Seminargruppensekretäre, der Lehrkörper, die Mit-
arbeiter des Instituts für Marxismus-Leninismus, die Angehörigen des Pädago-
gischen Instituts und die Vertreter der FDJ- und Parteileitung Fragen zu be-
antworten.381 
Insgesamt wurden 20 Fragen wurden gestellt, unter anderem zur sozialen 
Zusammensetzung, zur schulischen Bildung, zum Verhältnis von den Semina-
rassistenten zur Seminargruppe, zur Arbeitsorganisation innerhalb der Semi-
nargruppe, zu den fachlichen Leistungen aber ebenso auch zum „Kern des 
Kollektivs“, ideologischen Auseinandersetzungen im Kollektiv, zu negativen 
Einflüssen innerhalb der Seminargruppe als auch zur „politischen, ideologi-
schen, moralischen Befähigung“ der einzelnen Studenten für den Lehrerbe-
ruf.382 
Die von Roger durchgeführte Analyse beabsichtigte nur zum Teil, die in 
den Seminargruppen geleistete Arbeit einzuschätzen. Rogers Untersuchung 
setzte hochschulpädagogische Prämissen voraus, die im Diskurs an der Philo-
sophischen Fakultät noch überhaupt keine Rolle spielten: „In dem wir davon 
380 UAR 2.01.2, 22: Roger, Gerhard: Schreiben an die Fachrichtungsleiter der Philosophischen 
Fakultät. Betrf: Analyse des Standes der Erziehung und Ausbildung im 3. Studienjahr der 
Philosophischen Fakultät, 15.11.1961. 
381 UAR 2.01.2, 22: Roger, Gerhard: Ergänzende Hinweise zur Analyse des 3. Studienjahres, 
15.11.1961. 
382 UAR 2.01.2, 22: Roger, Gerhard: Ergänzende Hinweise zur Analyse des III. Studienjahres, 
15.11.1961. 
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ausgehen, daß die Kollektiverziehung das entscheidende Mittel zur Heranbil-
dung sozialistischer Persönlichkeiten ist, stellen wir bewußt die Seminargrup-
pen in den Vordergrund der Fragestellung“. Weiter schrieb er: „Die Seminar-
gruppe ist die organisatorische Grundvoraussetzung für die Entwicklung eines 
pädagogischen Kollektivs“.383Die von Staatssekretär Girnus eingeforderte 
wesentliche Verbesserung der politischen Erziehung der Studenten, so wird aus 
den Initiativen der Fakultätsrat deutlich, sollte nicht allein aus offensiver Pro-
paganda bestehen. Stattdessen sollte sie durch die Intensivierung der Betreuung 
herrühren. Gerhard Roger führte mit seiner Analyse Anton Makarenkos päda-
gogisches Konzept der „Kollektiverziehung“ in die Diskussion über die Mittel 
der Erziehung an der Philosophischen Fakultät ein.384 
Das Manuskript der „Auswertung der Analyse des 3. Studienjahres“, die 
Gerhard Roger am 10.3.1962 dem Fakultätsrat präsentierte, hat eine Länge von 
insgesamt 66 Seiten.385 Kleinteilig untersucht Roger darin unter anderem Kor-
relationen zwischen der sozialen Zusammensetzung, dem sogenannten „Grup-
penaktiv“, den fachlichen Leistungen, der Existenz eines Arbeitsplans und den 
ideologischen Auseinandersetzungen innerhalb der Seminargruppen. Auf Basis 
des Vergleichs zwischen den Seminargruppen deckte Roger im letzten Drittel 
der Arbeit vermeintliche Bedingungszusammenhänge auf. Roger übte in der 
Auswertung auch süffisante Kritik an der notorisch positiven Berichterstattung 
innerhalb der sozialistischen Universität.386 Er fragte zum Beispiel, warum das 
produktionsgebundene Jahr, dem in den Auswertungen der Institute beste Er-
gebnisse bei der Persönlichkeitsbildung zugestanden wurden, in den Berichten 
aus dem Jahr 1961 überhaupt gar nicht mehr erwähnt werde. Rogers Bericht 
deckt auch auf, dass die Betreuung der Seminargruppen in der Philosophischen 
Fakultät zu diesem Zeitpunkt noch nicht flächendeckend und vielfach nicht 
383 UAR 2.01.2, 22: Roger, Gerhard: Ergänzende Hinweise zur Analyse des III. Studienjahres, 
15.11.1961. 
384 Ein kurzes Referat der pädagogischen Theorie Makarenkos bietet zum Beispiel: Stanelle, 
Helmut: Die Bedeutung des Lehrerkollektivs für die systematische Erziehungsarbeit. Berlin 
1955. 
385 UAR 2.01.2, 22: Roger, Gerhard: Auswertung der Analyse des 3. Studienjahres. 
386 Zu den Eigentümlichkeiten der bürokratischen DDR-Kommunikation: Jessen, Ralph: 
Diktatorische Herrschaft als kommunikative Praxis. Überlegungen zum Zusammenhang 
von "Bürokratie" und Sprachnormierung in der DDR-Geschichte. In: Lüdke, Alf; Becker, 
Peter (Hrsg.): Akten, Eingaben, Schaufenster: die DDR und ihre Texte. Erkundungen zu 
Herrschaft und Alltag 1998. S. 57–75.  
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kontinuierlich vorgenommen wurde. Manche Betreuungsverhältnisse begannen 
auch erst anlässlich der Befragung.387 
Roger empfahl zum Abschluss des Berichtes, dass alle Fachrichtungen 
einmal pro Studienjahr solche Analysen erstellen und auswerten sollten und die 
Fakultätsleitung in Zukunft die Anleitung und Kontrolle der Seminargruppen-
betreuer übernahm. Rogers Vorlage wurde Empfehlungen wurden jedoch nicht 
vom Fakultätsrat beschlossen.388 Roger selbst erwähnte in der Einleitung sei-
nes Manuskriptes die Widerstände der Hochschullehrer gegen die „zusätzliche 
Arbeit“ als möglichen Hinderungsgrund. Manche Hochschullehrer hätten den 
Eindruck, die Analyse würde nur dem „Sonderinteresse einzelner Personen“ 
ergo dem Forschungsabsichten Gerhard Rogers dienen.389 Auch ein drei Mona-
te später von Roger entworfener „Maßnahmenplan für die Verbesserung der 
Erziehungsarbeit im Studienjahr 1962/63“ kam im Fakultätsrat nicht zur Ab-
stimmung.390 Die Studienjahresanalyse des Herbstsemesters 1961 wurde nicht 
wiederholt. Die Seminargruppenbetreuung blieb in den nächsten Jahren weit-
gehend außerhalb des Fokus‘ der Leitungstätigkeit der Fakultät und der Institu-
te. Begründet war dies auch dadurch, dass das Thema politische Erziehung 
wieder von anderen Themen verdrängt wurde.391 Auch die Förderung des wis-
senschaftlichen Arbeitens der Studenten stand nach dem Brigadebesuch wieder 
stärker auf der Agenda.  
Allerdings wurde im Herbstsemester 1962 eine Kommission für Lehre 
und Erziehung gebildet. Ihr gehörten zunächst ein Pädagoge (Günter Hellfeldt), 
ein Psychologe (Karlheinz Otto), ein Sportwissenschaftler (Heinz Bäskau), ein 
Romanist, ein Historiker und als Vorsitzender Gerhard Roger an.392 Im Ar-
beitsplan war die Vorlage von Richtlinien für die Hospitation von Lehrveran-
staltungen zur Einschätzung ihres fachlichen und erzieherischen Niveaus vor-
gesehen. Ein weiteres Vorhaben stellte die Ausarbeitung von „Maßstäben hin-
387 UAR 2.01.2, 22: Roger: Auswertung der Analyse des 3. Studienjahres. 
388 UAR 2.01.2, 4.3: Protokolle der Fakultätsratssitzungen (1959–1961), Philosophische 
Fakultät. 
389 UAR 2.01.2, 22: Roger: Auswertung der Analyse des 3. Studienjahres. 
390 UAR 2.01.2, 22: Roger, Gerhard: Vorlage: Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildungs- 
und Erziehungsarbeit an der Philosophischen Fakultät (Vorbereitung des Studienjahres 
1962/63), 16.06.1962.  
391 So hatte Ende April eine „Informationsbrigade“ des Staatssekretariats die Fakultät besucht 
und nach der Kontrolle moniert, dass keine der hospitierten Vorlesungen „Begeisterung 
wecken“ würde. UAR 2.01.2, 4.3: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 09.05.1962. 
392 UAR 2.01.2, 23: Arbeitsplan der Kommission Lehre und Erziehung für das Frühjahrsemes-
ter 1963. 
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sichtlich einer gemeinsamer Einschätzung der Studenten am Ende Studienjah-
res“ dar. Für beide Vorhaben war wiederum Gerhard Roger verantwortlich. 
Karlheinz Otto arbeitete zudem Empfehlungen für die Förderung besonders 
begabter Studenten aus. 393 
Alle drei Vorlagen, die im Anschluss ausgearbeitet und der Kommission 
vorgestellt wurden, waren hochschulpädagogisch ausgesprochen ambitioniert. 
Rogers Hospitationsschema ging sehr detailliert auf einzelne Aspekte der Vor-
lesungen ein.394 In dem Papier „Maßstäbe und Maßnahmen für eine gemein-
same Einschätzung der Studenten am Ende des Studienjahres“ machten Roger 
ausführliche Angaben zu den wichtigen Schwerpunkten, Bezugsnormen und 
Organisationsmöglichkeiten der Studentenbewertungen.395 Otto fordert von 
den Hochschullehrern eine ausgedehnte Begabungsdiagnostik.396 Allen drei 
Konzepten ist das Schicksal gemein, dass sie nach ihrer Ausarbeitung nicht 
weiter beachtet wurden. Keines der Konzepte der Fakultätskommission wurde 
im Fakultätsrat diskutiert, geschweige denn zur Grundlage eines Beschlusses 
gemacht. Die Konzepte wurden offenbar auch nicht im größeren Maßstab ver-
vielfältigt und an die Institute weitergereicht. In der Akte „Ausbildung und 
Erziehung“ des Historischen Instituts finden sich von den drei Texten nur Ro-
gers Hospitationsrichtlinien.397 Wie bei Rogers Analyse des 3. Studienjahres ist 
auch bei den Arbeiten der Kommission ein Auseinandertreten zwischen Kon-
zeptionalisierung und tatsächlicher Durchführung hochschulpädagogischer 
Maßnahmen festzustellen. Die weitgehende Nichtbeachtung der Vorlagen 
wirkte sich wahrscheinlich auch auf die Arbeit der Kommission aus, die zum 
Studienjahr 1963/64 kaum noch Vorhaben in Angriff nahm.398 
393  UAR 2.01.2, 23: Arbeitsplan der Kommission Lehre und Erziehung für das Frühjahrsemes-
ter 1963. 
394 UAR 2.01.2, 23: Roger, Gerhard: Hinweise für Hospitationen in Hochschullehrveranstal-
tungen, 21.03.1963. 
395 UAR 2.01.2, 23: Roger, Gerhard: Maßstäbe und Maßnahmen für eine gemeinsame Ein-
schätzung der Studenten am Ende des Studienjahres. In: UAR: Philosophische Fakultät. 
Lehre und Erziehung 1962–1968  
396 UAR 2.01.2, 23: Otto, Karlheinz: Empfehlungen zur Förderung besonders begabter 
Studenten. 
397 UAR 2.01.2, 124: Historisches Institut. Erziehung und Ausbildung. 
398 So enthält der Arbeitsplan für das Studienjahr 1963/64 keine Zuständigkeiten und Termine 
mehr. UAR 2.01.2, 23: Arbeitsplan der Kommission Lehrer und Erziehung für das Studien-
jahr 1963/64.  
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5.5.  Die Auswirkungen des 2. Jugendkommuniqués auf die 
Erziehungsorganisation und -arbeit in der Fakultät und im 
Historischen Institut 
Ein Erklärungsansatz, warum die von der Kommission für Lehre und Erzie-
hung ausgearbeiteten Konzeptionen auf so wenig Resonanz in der Fakultät 
stießen, bietet die gewandelte hochschulpolitische Agenda. Verstärkt wurde 
diese, wenn nicht ideologiefreien, dann jedoch eher pragmatisch begründeten 
Versuche, die Methoden der Ausbildung zu verbessern, durch die Verabschie-
dung des 2. Jugendkommuniqués der SED vom 21.09.1963.399 Dieses trug den 
Untertitel „Der Jugend mehr Verantwortung“ und war der Startschuss für eine 
kurzwährende Liberalisierung der Jugendpolitik der SED. In der Fakultätsrats-
sitzung am 26.09.1963 wurde jedoch weniger die im Kommuniqué enthaltende 
Aufforderung, offener mit den Studenten zu diskutieren, besprochen, als die im 
selben Atemzug getätigte Aussage über das von den Studenten erwartete „auf-
opferungsvolle Studium“ im Sinne der schon vorher angelaufenen Diskussion 
über die Förderung des wissenschaftlichen Arbeitens interpretiert.400 Der De-
kan erklärte, dass sich die Bemühungen von nun an auf die „Verstärkung des 
Selbststudiums“ richten müssten. Zur Befähigung zum Selbststudium müssten 
die Hochschullehrer die Studenten erziehen. Die Dozenten sollten keine „mo-
ralischen Reden halten“, sondern konkrete Aufgabenstellungen geben. Die 
Herstellung eines Vertrauens zwischen Dozenten und Studenten sei notwen-
dig.401 Nach dem hochschulpolitischen Kurswechsel war Kritik an der von der 
Partei zugedachten Rolle Politikpropagandisten möglich.  
Die Frage nach der Verbesserung der Ausbildung im Sinne eines „schöp-
ferischen Studiums“ beherrschte den Fakultätsrat über das gesamte Jahr 1964. 
Verwirklicht werden sollte dieses Anliegen mit der Einrichtung von außerun-
terrichtlichen Studentenzirkeln zu wissenschaftlichen Themen, durch Studen-
tenwettbewerbe, auch dem Selbststudium sollte mehr Platz eingeräumt werden, 
sogar individuelle Studienpläne wurden diskutiert.402 
Die politisch-ideologische Erziehung rückte zu diesem Zeitpunkt im Fa-
kultätsrat in den Hintergrund. Wenn im Anschluss an das 2. Jugendkommuni-
399Der Jugend Vertrauen und Verantwortung. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkom-
mitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands zu Problemen der Jugend in der 
Deutschen Demokratischen Republik. In: Sozialistische Demokratie 7, 1963. S. 1–16. 
400 UAR 2.01.2, 4.4: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 26.09.1963. 
401 Ebenda. 
402 UAR 2.01.2, 4.5: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 03.12.1964. 
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qué von Erziehung die Rede war, meinten die Redner damit die Vermittlung 
von Fähigkeiten, wie in der damals gebräuchlichen Redewendung „Erziehung 
zum wissenschaftlichen Denken“403. Dazu passt, dass die Vorlage zu einem 
„Maßnahmenplan der Philosophischen Fakultät zur Förderung besonders be-
gabter befähigter Studenten“404, die der Psychologe Heinz Grassel405 der 
Kommission Lehre und Erziehung vorstellte, kurze Zeit später auch ohne Än-
derung durch den Fakultätsrat bestätigt und tatsächlich zur Arbeit der Institute 
wurde.406 
Zum Herbstsemester 1963 wurde die Abteilung Geschichtsmethodik, die 
zuvor im Institut für Pädagogik beheimatet war, in das Institut eingegliedert.407 
Damit kam ein weiterer Professor an das Institut, Friedrich Donath.408 Mit ihm 
wurden auch der Wahrnehmungsdozent Herbert Rüting, dessen Gebiet aller-
dings die Methodik des Staatsbürgerkundeunterrichts war,409 und die Assisten-
tin Helga Maaß Mitarbeiter des Instituts. 410 1964 wird das zudem das Amt des 
geschäftsführenden Oberassistenten neugeschaffen, das den Institutsdirektor 
entlasten soll.411 
5.5.1.  Erziehung im Historischen Institut 1963–1965 
Ein ähnlicher Kurswechsel, wie ihn der Fakultätsrat nach dem 2. Jugendkom-
muniqué durchführte, lässt sich für das Historische Institut zunächst nicht fest-
stellen. Zunächst zeigt sich sogar ein gegenteiliges Bild. Der erste Informati-
onsbericht aus dem Historischen Institut, der sich ausschließlich der Analyse 
der „politisch-ideologischen Situation unter den Studenten“ widmete, ist auf 
403 Kosmodemjanskij 1963. 
404 UAR 2.01.2, 23: Grassel, Heinz: Maßnahmenplan der Philosophischen Fakultät zur 
Förderung besonders begabter befähigter Studenten. 
405 UAR 2.01.2, 4.5: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 25.03.1964. 
406 UAR 2.01.2, 124: Heitz, Gerhard: Schreiben an Günther Hellfeld. Maßnahmen zur Begab-
tenförderung, 24.12.1964. 
407 UAR 2.01.2, 90: Heitz, Gerhard: Bericht über das Studienjahr 1963/64. 




409 UAR 2.01.2, 167: Arbeitsplan Methodik des Staatsbürgerkundeunterrichts, 20.07.1962. 
410 UAR 2.01.2, 146: Heitz: Bericht über das Studienjahr 1963/64. 
411 Ebenda. S. 26. 
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den 13.11.1963 datiert.412 In dem Schreiben wurde Bericht über die Diskussio-
nen der Studenten „über ihre Selbsttätigkeit“ erstattet.413 Obwohl der Instituts-
direktor Gerhard Heitz insgesamt ein positives Fazit ziehen konnte und über 
eine verbesserte Studienmoral berichtete, mahnte er die Gefahr von „Prakti-
zismus“414 an, der sich bei besonders bei den Studenten zeigte, die gerade ihr 
Schulpraktikum absolviert hatten. Nicht zum wenig bemerkenswerten Inhalt 
des Schreibens passt, dass Heitz abschließend ankündigt, dass die Institutslei-
tung beschlossen habe, „künftig in regelmäßigem Abstand die politisch-
ideologische Situation unter den Studierenden zu analysieren“.415  
Ein regelmäßiges Berichtswesen über die politisch-ideologische Einschät-
zung der Studenten entwickelte sich jedoch, eventuell aufgrund der veränder-
ten hochschulpolitischen Vorzeichen, nicht. Im Institut wurde eine solche Ein-
schätzung eines Studienjahres allerdings zumindest einmal vorgenommen wie 
ein handschriftliches Protokoll vom 21.12.1963 beweist.416 Tatsächlich ging es 
im Einschätzungsgespräch eher um die Gründe für die Leistungsunterschiede 
zwischen den Studenten als um politische Überzeugungen.417 Regelmäßig 
durchgeführt wurden solche Besprechungen mit großer Wahrscheinlichkeit 
nicht.418 
Über die weitere Arbeit der Institutsleitung und die Themen der Instituts-
sitzungen in den nächsten Jahren lassen sich keine direkten Aussagen machen, 
da die Überlieferung im Frühjahr 1964 abreißt419 und im Falle der Institutslei-
tungssitzungen erst im Herbst 1966 wieder einsetzt.420 Über die Entwicklung 
der Erziehungsarbeit geben in den Folgejahren nur die Jahresarbeitspläne und 
Jahres- und Informationsberichte Auskunft. 
412 UAR 2.01.2, 146: Heitz, Gerhard: Informationsbericht zur politisch-ideologischen Situation 
unter den Studierenden, 13.11.1963. 




416 UAR 2.01.2, 89: Protokoll der Institutsvollversammlung am 21.12.1963. 
417 Ebenda. 
418 Immerhin wird eine regelmäßige Auswertung der Erziehungsarbeit in den Seminargruppen 
noch als eine der „Hauptaufgaben“ für das Studienjahr 1967/68 bezeichnet. UAR 2.01.2, 
146: Studienjahresanalyse des Historischen Instituts 1966/67.  
419Die zuletzt protokollierte Institutsleitungssitzung war am 9.3.1964. Vgl. UAR 2.01.2, 88: 
Protokoll der Institutsleitungssitzung am 09.03.1963. 
420 UAR 2.01.2, 88: Arbeitsplan der Institutsratssitzungen für das HS 1967. 
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Das Arbeitsprogramm für das Studienjahr 1964/65 gibt, als Erziehungsin-
halte der Geschichtslehrerausbildung, ganz im Sinne des 2. Jugendkommuni-
qué die „Erziehung der Studenten zur schöpferischen wissenschaftlichen Ar-
beit, zum kritischen Denken und zur selbständigen Handhabung der For-
schungsmethodik und der Methode der Geschichtswissenschaft, zur Arbeit mit 
den fachwissenschaftlichen Informations- und Dokumentationsmitteln“421 an. 
Die Passage zeigt zweierlei: Einmal, dass die Erziehung der Studenten in die-
sem Dokument nicht vorrangig als politische oder ideologische Erziehung 
angesehen wurde. Ausgehend von der im ersten Kapitel gegebenen Definition 
würde diese Art Erziehung gar nicht in den Bereich dieser Untersuchung fal-
len.422 Zweitens lässt die Formulierung eines Ausbildungsziels im Arbeitsplan 
aber auch auf die Verschiebung der Organisationsziele hin. Die Studienjahres-
analyse 1964/65 betonte in eine ähnliche Richtung zielend besonders, dass die 
Einführungsveranstaltungen durch Professoren und Dozenten gehalten wur-
den.423 Zum Studienjahr1965/66 wurde sogar eine „Reformierung des Betreu-
ersystems angekündigt.424 Die Seminargruppenbetreuer sollten fortan auch 
Unterricht in der von ihnen betreuten Seminargruppe geben. Die Initiative für 
diese Maßnahme kam aus dem Institut, wie später betont wurde.425 
Auf die lange Dauer erweiterten sich die Betreuungsaufgaben des Insti-
tuts. Die Kampagne nach dem Mauerbau führte zu einer dauerhaften Etablie-
rung der Seminargruppenbetreuung und machte auch die Aufsicht über die 
herbstlichen Ernteeinsätze zu einer (ungeliebten) Aufgabe der Institutsmitar-
beiter.426 1963 kam noch durch einen Beschluss des Ministerrats die Durchfüh-
rung der Aufnahmegespräche als Pflicht hinzu.427 Fortan konnte das Institut 
selbständig über die Eignung der Studienbewerber befinden.  
421 UAR 2.01.2, 91: Arbeitsprogramm des Historischen Instituts und der Gewerkschaftsgruppe 
für das Studienjahr 1964/65.  
422 Vgl. Abschnitt 2.1. 
423 UAR 2.01.2, 146: Heitz: Studienjahresanalyse 1964/65. 
424 UAR 2.01.2, 91: Arbeitsprogramm des Historischen Instituts und der Gewerkschaftsgruppe 
für das Studienjahr 1965/66. 
425UAR 2.01.2, 146: Heitz, Gerhard: Schreiben an das Dekanat. Betr. Rundschreiben 7, 
1965/66, 24.01.1966. 
426 UAR 2.01.2, 89: Protokoll der Institutssitzung am 21.06.1963. dazu auch die Akte UAR 
2.01.2, 99: Ernteeinsätze (1961–1968), Historisches Institut. 
427 Beschluß über das Aufnahmeverfahren an den Universitäten, Hoch- und Fachschulen. In: 
Gesetzblatt der DDR 14, 1963. S. 1–2. Dazu auch die Auswertung der ersten Eignungsprü-
fungen im Fakultätsrat: UAR 2.01.2, 4.4: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 24.05.1963.  
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Im Gegensatz zu den Jahresplänen und -berichten änderten sich die die seit 
dem Frühjahrssemester 1963 für das Prorektorat für Studienangelegenheiten 
angefertigten Abschlussbeurteilungen der Absolventen des Geschichtslehrers-
studiums nicht.428 Das politisch-ideologische Bewusstsein, das den Studenten 
bescheinigt wurde, besaß nach wie vor den größten Stellenwert in diesen Beur-
teilungen.429 
5.6.  Vom 11. Plenum bis zur Sektionsgründung 
Der Großteil der Berichte über die Situation und den Studierenden wurden auf 
das Verlangen höherer Instanzen angefertigt. Daraus lässt sich schließen, dass 
die politisch-ideologische Erziehung von der Institutsleitung nicht als eigen-
ständig zu lösende Aufgabe, sondern eher als verordnete Pflicht behandelt 
wurde. Die Amtszeit Martin Polzins bewies aber, dass für eine hochschul-
pädagogisch ambitionierte Institutsleitung durchaus ein Spielraum für die 
Verwirklichung eigener Erziehungsambitionen bestand.  
In den Aufzeichnungen des Jahres 1967 stößt man jedoch unvermittelt auf 
einen sogenannten „Erziehungsprogramms des historischen Instituts für das 1. 
Studienjahr“430. Dieses Dokument erläuterte in seiner Präambel zunächst die 
Erziehungsziele, auf welche die Erziehungsbemühungen der Lehrkräfte ausge-
richtet sein sollten und präzisiert diese für das erste Studienjahr. Der Plan 
macht Aussagen über die Methoden, mit deren Hilfe die Hochschullehrer ihre 
Seminargruppen betreuen und durch die sie in den Lehrveranstaltungen auf die 
Studenten einwirken sollten. Die größte Besonderheit gegenüber den hoch-
schulpädagogischen Konzepten, die schon früher von der Fakultätskommission 
für Erziehung und Ausbildung erstellt wurden, war, dass im Erziehungsplan 
konkrete Zuständigkeiten und Termine genannt wurden. Wenn dieser Plan so 
umgesetzt wurde, dann war die Konzeptionalisierung, Planung und Organisati-
on der politischen Erziehung der Studenten innerhalb kürzester Zeit von einer 
lästigen Pflichtaufgabe zu einer Kernaufgabe der Institutsleitung geworden. 
Aus diesem Befund ergibt sich die Frage nach den Gründen für den Bedeu-
tungszuwachs der politischen Erziehung.  
428 Vergleiche die Akte: UAR 2.01.2, 104: Historisches Institut. Studentenangelegenheiten 
1958–1976. 
429 Ebenda. 
430 UAR 2.01.2, 124: Zweiter Entwurf eines staatlichen Erziehungsprogrammes des Histori-
schen Instituts der Universität Rostock für das 1. Studienjahr 1967. 
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5.6.1.  Die Reaktionen auf das 11. Plenum im Fakultätsrat 
und die Wiederbelebung der Kommission für 
Lehre und Erziehung 
Die Erstellung eines Erziehungsplans am Historischen Institut ist die Folge 
einer im Dezember 1965 beginnenden hochschulpolitischen Kampagne, die 
nach der Verbesserung der politisch-ideologischen Erziehung an den Universi-
täten strebte. Das 11. Plenum des ZK der SED vom 16.12.-18.12.1965 sollte 
sich eigentlich Wirtschaftsfragen widmen, die jedoch in den Besprechungen 
zur Nebensache gerieten. Stattdessen wurde die nach dem 2. Jugendkommuni-
qué eingeschlagene Jugend- und Kulturpolitik verworfen. Intellektuelle und 
Künstler, aber auch die Hochschullehrer wurden stark kritisiert.431 
Die Folgen, die dieses Plenum für die Universitäten nach sich zog, erläu-
terte der Dekan der Philosophischen Fakultät, Fritz Müller, den Anwesenden 
auf der Fakultätsratssitzung am 22.12.1965.432 Der Dekan hatte zuvor in einer 
Besprechung der Dekane der Philosophischen Fakultäten im Staatssekretariat 
für Hochschulwesen die neue hochschulpolitische Linie erläutert bekommen. 
Müller erklärte, dass von nun an von allen Hochschullehrern die bewusste 
Anerkennung ihrer Erziehungsaufgaben erwartet wurde. Er wiederholte damit 
im Grunde nur die Forderung, die bereits 1957 und 1961 erhoben wurden. Neu 
war jedoch war die Ankündigung, dass die erzieherische Arbeit von nun an 
„ausschlaggebend für die Berufung“ werden würde. Müller führte aus, dass 
eine „einheitliche Erzieherfront“ notwendig sei, um die politische Erziehung an 
der Universität spürbar zu verbessern. Dazu müssten Erzieherkollektive ge-
gründet werden. Auch damit wiederholte Müller lediglich einen Vorschlag, der 
schon früher formuliert worden, jedoch nicht zur Umsetzung gekommen war. 
Als neue Maßnahme forderte das Staatssekretariat jedoch die Aufstellung von 
„Erziehungsprogrammen“. Den anwesenden Hochschullehrern war aber offen-
bar unklar, was sich das Staatssekretariat unter einem solchen Erziehungspro-
gramm vorstellte. Selbst der Hochschulpädagoge Gerhard Roger äußerte, dass 
solch ein Erziehungsprogramm „schwer aufzustellen“ sei. Wichtiger sei es 
zunächst, dass der Lehrkörper politisch übereinstimmend auftrat. Er schlug 
vor, dass das Germanistische Institut eine Konzeption zur einheitlichen Bewer-
tung der Gedichte Wolf Biermanns ausarbeiten sollte.433 Im Gegensatz zum 
Mauerbau zeitigte das 11. Plenum des ZK keine kurzfristigen strukturellen 
431 Kloth 1991. S. 65.  
432 UAR 2.01.2, 4.5: Fakultätsratssitzung am 22.12.1965. 
433 UAR 2.01.2, 4.5: Fakultätsratssitzung am 22.12.1965. 
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Eingriffe. Die Erarbeitung von Konzepten sollte der praktischen Verbesserung 
der Erziehungsarbeit vorausgehen. Dabei konnte die Fakultätsleitung auf be-
stehende Einrichtungen zurückgreifen. Die seit 1962 existierende, in letzter 
Zeit aber träge gewordene Fakultätskommission für Lehre und Erziehung wur-
de wieder aktiviert und mit der Ausarbeitung eines Erziehungsprogramms 
beauftragt.434 Vorsitzender der Kommission war im Winter 1965/66 nicht mehr 
Gerhard Roger, sondern der Altphilologe Wolfgang Hering. Dieser hatte zu-
gleich das Amt des Prodekans für Ausbildung und Erziehung inne. In Folge 
einer Verfassungsdiskussion an der Universität435 wurde im Jahr 1965 die Zahl 
der Prodekane auf zwei erhöht, wobei einer der Stellvertreter für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs und der andere für die Ausbildung und Erziehung der 
Studenten zuständig war.436 Eine weitere Parallele zu der Erziehungskampagne 
1961/62 war, dass die Bemühungen um eine wirksamere Beeinflussung der 
Studenten mit der Forderung nach einer strafferen Fakultätsleitung einhergin-
gen. So berichtete der damalige Prodekan für wissenschaftlichen Nachwuchs, 
Harald Raab437 über eine weitere Tagung der Dekane der Philosophischen 
Fakultäten, in der festgelegt worden war, dass die „Leitungstätigkeit der Fak. 
[…] zu einheitlichem Handeln bei der Bewältigung der Aufgaben des 11. Ple-
nums führen“ sollte.438 
In der ersten Sitzung der neukonstituierten Kommission für Lehre und Er-
ziehung wurden die Ausarbeitung „einer Vorlage für die Veränderung des 
Betreuersystems“ und ein Plan zur „Erstellung eines Erziehungsprogramms für 
das erste Studienjahr“ beschlossen.439 Für das erste Vorhaben zeigte sich 
Gerhard Roger verantwortlich, der 1962 die aufwendige Analyse der Kollekti-
verziehung im I2. Studienjahr ausgewertet und dem Fakultätsrat im Anschluss 
eine Beschlussvorlage unterbreitet hatte. Den Auftrag, einen ersten Entwurf für 
das Erziehungsprogramm für das 1. Studienjahr anzufertigen, erhielt der Do-
zent für Körpererziehung Heinz Bäskau.440 Roger, der 1965 zum Thema der 
434 UAR 2.01.2, 4.5: Fakultätsratssitzung am 22.12.1965. 
435 vgl. die Akte: UAR 1.04.0, 126: Beratungen über den Entwurf eines neuen Statuts 1962–
1973. 
436 UAR 2.01.2, 4.5: Fakultätsratssitzung am 26.06.1966.  
437 Harald Raab. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/142674427 (27.08.2011). 
438 UAR 2.01.2, 4.5: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 27.01.1966.  
439 UAR 2.01.2, 23: Protokoll der Sitzung der Fakultätskommission für Lehre und Erziehung 
am 07.01.1966. 
440 Heinz Bäskau. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/140929282 (27.08.2011). 
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Kollektiverziehung an den Hochschulen habilitiert hatte,441 konnte der Kom-
mission schon am 24.01.1965 ein Thesenpapier vorlegen, das auch sogleich 
bestätigt wurde.442 In seinen „Thesen zu den Grundsätzen über Methoden und 
Inhalt des Betreuersystems“ spielten drei Aspekte eine besondere Rolle. Ein-
mal forderte Roger, dass die Seminargruppenbetreuung als Aufgabe von 
höchster Wichtigkeit eigentlich von den Hochschullehrern übernehmen werden 
müsste. Die derzeitige Praxis, dass die wissenschaftlichen Assistenten diese 
Tätigkeit ausübten, sei eine „Notlösung“ und nur der großen zeitlichen Belas-
tung der Professoren geschuldet.443 Zweitens wurde in dem Papier gefordert, 
dass die Seminargruppenbetreuer systematisch angeleitet werden sollten. Die 
„Erfahrung“ lehre, dass sonst der erzieherische Effekt der Maßnahme ausblie-
be.444 Roger plädierte also für eine bessere Erziehungsorganisation und eine 
stärkere Einbeziehung erzieherischer Fragen in die Leitungstätigkeit der Insti-
tutsdirektoren. Als drittes beschrieb Roger das Aufgabenprofil der Betreuer. Im 
Grunde ergibt sich aus der Auflistung kein anderes Bild als das, welches schon 
die Auswertung des 3. Studienjahres zeichnete: Der Seminargruppenbetreuer 
sollte einen Überblick über das über fachliches Leistungsvermögen und die 
„persönliche Schwierigkeiten“ jedes Studenten in der Seminargruppe besitzen. 
Er müsse die Stellung von jedem Studenten im Kollektiv kennen und den „po-
sitiven Kern“ der Seminargruppe stützen, Anregungen und Ratschläge geben, 
aber auch zu aktuellen politischen Fragen Stellung beziehen.445 Mit dem The-
senpapier war er eine Beschlussvorlage verbunden, die die Anleitungs- und 
Kontrollpflicht der Fachrichtungsleiter und der Fakultätsleitung festschreiben 
und regelmäßige Besprechungen zu diesem Thema anordnen sollte.446 
Am 27.04.1966 stellte Roger die „Thesen zu den Grundsätzen über Me-
thoden und Inhalt des Betreuersystems“ im Fakultätsrat vor. Für die Verhält-
nisse dieses Gremiums wurde die Vorlage stark diskutiert, Diskussionsthemen 
waren die Regelung der Zuständigkeiten bei der Anleitung der Seminargrup-
441Roger, Gerhard: Untersuchungen zur Kollektiverziehung an Hochschulen. Unter besonderer 
Berücksichtigung der studentischen Seminargruppen im Bereich der Lehrerbildung an der 
Universität Rostock. Habilitationsschrift. Rostock 1964. 
442 UAR 2.01.2, 23: Protokoll der Sitzung der Fakultätskommission für Lehre und Erziehung. 
24.01.1966. 
443UAR 2.01.2, 23: Roger, Gerhard: Thesen zu den Grundsätzen über Methoden und Inhalt des 
Betreuersystems. Entwurf. 24.01.1966. 
444 Ebenda. 
445UAR 2.01.2, 23: Roger, Gerhard: Thesen zu den Grundsätzen über Methoden und Inhalt des 
Betreuersystems. Entwurf. 24.01.1966. 
446 Ebenda. 
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penbetreuer und die Frage, wie stark die Professoren wirklich in die Semi-
nargruppenbetreuung einbezogen werden sollten.447 Das Thesenpapier wurde 
angenommen, allerdings unter dem Vorbehalt, dass Roger einige Passagen 
umänderte.448 Eine gewisse Wirkung hat der Beschluss offenbar im Anschluss 
entfaltet: In der Ausbildungsordnung des Germanistischen Instituts, die einen 
Monat später erlassen wurde, sind „alljährliche Konferenzen des Lehrkörpers 
über Seminargruppen, Auswertung der Entwicklungskarteien, genauso wie 
andere Beobachtungen“ festgeschrieben.449 Als allerdings die Kommission für 
Lehre und Erziehung, aus der Roger mittlerweile ausgeschieden war, fast ge-
nau ein Jahr später zwei Seminargruppenbetreuer einlud, um über die Umset-
zung der „Betreuerkonzeption“ zu berichten, konnten die Antworten der Be-
treuer offenbar nicht zufriedenstellen. Jedenfalls wurde resümiert, dass von nun 
an ein „erhöhtes Augenmerk auf Wirksamkeit der Seminargruppenbetreuung“ 
zu richten sei.450 
Weit weniger schnell passierte das Erziehungsprogramm Heinz Bäskaus 
den Fakultätsrat. Der Entwurf musste mehrmals überarbeitet werden, bis er 
schließlich verabschiedet wurde. Der erste Entwurf fiel im Fakultätsrat durch, 
unter anderem, weil der neue Rektor der Universität, Günther Heidorn, an ihm 
Anstoß genommen hatte.451 Im September dann wurde der Entwurf an die 
Institute der Fakultät mit der Bitte zur Stellungnahme versendet, danach sollten 
dann die Stellungnahmen ausgewertet und kritische Anmerkungen in den Ent-
wurf eingearbeitet werden.452 Auf diese Weise fand er auch Eingang in die 
Akte des Historischen Instituts. Der anschließend angefertigte zweite Entwurf 
des Erziehungsprogramms wurde jedoch erst im Frühjahr des Jahres 1967 im 
Fakultätsrat zur Abstimmung gestellt.453 
Warum sich die Verabschiedung dieses Dokuments solange verzögerte, 
wird weder aus den Fakultätsrats- und Kommissionsprotokollen noch durch 
den Inhalt des Programms ersichtlich. Der erste Entwurf des vieldiskutierten 
Erziehungsprogramms war in vier Teile gegliedert. In einer Präambel wurden 
die Aufgaben der Universität, das Erziehungsziel der Lehrerausbildung (staats-
447 UAR 2.01.2, 4.5: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 27.04.1966.  
448 UAR 2.01.2, 23: Protokoll der Sitzung der Fakultätskommission für Lehre und Erziehung. 
449 UAR 2.01.2, 23: Ausbildungsordnung des Germanistischen Instituts. 27.05.1966. 
450 UAR 2.01.2, 23: Protokoll der Sitzung der Fakultätskommission für Lehre und Erziehung 
am 24.04.1967. 
451 UAR 2.01.2, 23: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 27.05.1966. 
452 UAR 2.01.2, 23: Protokoll der Sitzung der Fakultätskommission für Lehre und Erziehung 
am 05.09.1.  
453 UAR 2.01.2, 4.5: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 03.05.1967. 
5. Geschichtslehreraubildung in Rostock 91 
bewusste Lehrer) und die Methoden, die in der Ausbildung zur Anwendung 
kommen sollten, erläutert.454 
Im zweiten Abschnitt wurde auf die „Spezifischen Bedingungen für die 
Bildungs- und Erziehungsarbeit im I. Studienjahr“ eingegangen und das Ziel 
des Erziehungsprogramms erläutert: den möglichst reibungslosen Übergang 
von schulischen zu hochschulgerechtem Lernen bei den Studenten.455 
Der dritte Abschnitt erläutert dann konkrete Maßnahmen, die dafür getrof-
fen werden sollten. Vor dem Studium sollte eine Studienberatung durchgeführt 
werden, im Anschluss sollten dann die Studenten, die sich ein Lehramtsstudi-
um bewarben, einem Eignungstest unterzogen werden. Größte Neuheit sollte 
die Einführung von mehrwöchigen Einführungslehrgängen sein, in der die 
Hochschullehrer die Studenten mit den „wichtigsten Problemen ihres Fachs“ 
vertraut machten.456 
Im anschließenden vierten Abschnitt wird ein weiteres Mal auf die „Er-
zieherische Aufgaben der Lehrkräfte und des wissenschaftlichen Nachwuchs‘“ 
eingegangen, im Vergleich zu Rogers Betreuerkonzeption lässt sich hier jedoch 
nicht viel Neues finden.457 
Es lässt sich nur vermuten, warum sich die Verabschiedung des Erzie-
hungsplans so verzögerte. Anstoß könnte eigentlich nur am dritten Abschnitt 
genommen worden sein, der konkrete und erweiterte Aufgaben der Dozenten 
bei der Betreuung der Studenten vor dem Studium machte.  
5.6.2.  Die Erziehungskonzeption des Senats 
In vielerlei Hinsicht ist der „Entwurf eines Erziehungsprogramms für das I. 
Studienjahr“ ein direkter Vorläufer des Programms, das im Historischen Insti-
tut verabschiedet wurde. Die Existenz einer Vorlage ist jedoch nicht der einzi-
ge Grund für eine zuvor nicht gekannte Aktivität in Erziehungsfragen am His-
torischen Institut. Das Ausmaß und die Intensität der Erziehungskampagne, die 
das 11. Plenum im Dezember 1965 lostrat, übertraf die Initiativen des Studien-
jahres 1961/62 bei weitem. Bei einer Fakultätsratssitzung, in der die gerade 
erschienenen „Prinzipien zur weiteren Entwicklung der Lehre und For-
454 UAR 2.01.2, 124: Entwurf eines Erziehungsprogramms für die Arbeit mit dem I. Studien-
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schung“ 458 besprochen wurde, war auch der neugewählte Rektor Günter 
Heidorn anwesend, der schon zu anderen Gelegenheiten die Aufgabe über-
nommen hatte, die Beschlüsse der Partei und des Staatssekretariats für die 
Fakultät auszulegen. Im März 1966 gab er vor, wie das strategische Papier des 
Staatssekretariats auszulegen sei: Als Anlass, um der Erziehung der Studenten 
mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Dafür müsse die „Scheu des Lehrkörpers 
und des wissenschaftlichen Nachwuchses“ überwunden, Kenntnisse in Mar-
xismus-Leninismus und Hochschulpädagogik vermittelt werden. Die Konse-
quenz sei daraus, dass die „erzieherische Seite bei Berufungen“ in Zukunft 
besonders beachtet werden würden.459  
Wie schon 1962 besuchte auch 1966 eine Abordnung des Staatssekretari-
ats für Hochschulwesen die philosophische Fakultät. Im Gegensatz zum Be-
such 1962 weckten die vorab bekannt gemachten Hospitationsschwerpunkte 
des Staatssekretariats nicht viel Hoffnung auf einen bevorstehenden Kurswech-
sel. Die Untersuchungsgegenstände „1. Die Analyse studentischer Leistungen: 
(auch ideologische und gesellschaftliche Haltung), 2. die Frage nach dem Aus-
schöpfen aller Potenzen erzieherischer Wirksamkeit, 3. erzieherische Wirk-
samkeit der Hochschullehrer. 4. Überprüfung der staatlichen Leitungstätig-
keit“460 sein.  
Auch die Hochschulleitung beschäftigte sich zusehends mit Erziehungs-
fragen. So wurde ein Beschluss des Senats „über die weitere Arbeit auf dem 
Gebiet politisch-ideologischer Erziehung“ vom 14. September 1966 auch in 
einer kleinen, zwölfseitigen Broschüre abgedruckt und den verschiedenen Ein-
richtungen der Universität zugestellt.461 
Der Neuigkeitswert dieser Publikation bestand darin, dass sogenannte 
„Erziehungsinhalte“ aufgezählt wurden, also die Überzeugungen und Einstel-
lungen, zu denen die Studenten erzogen werden sollte. Inhalte sollten zum 
Beispiel die „Ausprägung eines sozialistischen Staatsbewußtseins, und die 
„Ausprägung eines sozialistischen Berufsethos“, das sich besonders in einem 
disziplinierten, verantwortungsbewussten Studium zeigen sollte.462 
In der Fakultätssitzung am 29.09.1966 wurde der Beschluss des Senats im 
Fakultätsrat ausgewertet. Der kurz vorher zum neuen Dekan gewählte Martin 
458 Prinzipien 1966. 
459 UAR 2.01.2, 4.5: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 30.03.1966. 
460 UAR 2.01.2, 4.5: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 06.06.1966. 
461 UAR 2.01.2, 124: Beschluß des Senats der Universität Rostock vom 14. September 1966 
über die weitere Arbeit auf dem Gebiet politisch-ideologischer Erziehung. 
462 Ebenda. 
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Polzin erklärte, dass die Arbeit in den Kommissionen wiederbelebt werden 
müsste. Außerdem sei nun von den Instituten eigenständige Erziehungsarbeit 
gefordert.463 
5.6.3.  Die Organisation der politisch-ideologischen  
 Erziehung am Historischen Institut nach dem 
11. Plenum des ZK der SED
Gemessen an den Akten des Historischen Instituts scheint es der Kampagne 
tatsächlich gelungen zu sein, auf die Arbeitsweise der Institute einzuwirken. 
Das zeigt sich schon an einem langen, unbetitelten Bericht aus dem Histori-
schen Institut, der auf den 26.06.1966 datiert ist. Der Bericht ging zunächst auf 
die „politisch-ideologische Situation“ unter den Studenten und im Lehrkörper 
ein. Er zog ein ausgesprochen negatives Fazit über die Erziehungsarbeit der 
letzten Jahre. Nur wenige Parteimitglieder hätten geworben werden können, 
ein Großteil der Studenten beteilige sich nicht aktiv an politischen Veranstal-
tungen und äußere sich in Seminaren nur verhalten zu aktuellen politischen 
Fragen. Die Einschätzung ist jedoch nicht weiter besonders, sondern passte 
zum jugendpolitischen Kurswechsel nach dem 11. Plenum. 
Dafür zeigt der zweite Teil des Berichtes, dass sich im Historischen Insti-
tut nun intensiv mit dem Thema Erziehung befasst wurde. Der Abschnitt trägt 
den Titel „Die politisch-ideologische Erziehungsarbeit der Kollegen innerhalb 
und außerhalb der Lehrveranstaltungen“.464 Der Darstellung war eine Analyse 
vorausgegangen, in der die „Genossen Studenten“465 die politisch-ideologische 
Wirksamkeit ihrer Hochschullehrer eingeschätzt hatten. Vor der Auswertung 
der Ergebnisse wurde die Wichtigkeit der Lehrveranstaltungen für die politi-
sche Erziehung betont. Die „parteiliche Darbietung des Stoffes und die Aus-
schöpfung der politischen Potenzen des historischen Bildungsgutes“466 wurden 
als „wesentlichste Seiten“467 der Erziehungsarbeit im Studium aufgefasst. Die-
sen Kriterien entsprechend sollten die Parteimitglieder unter den Studenten die 
Vorlesungen und Seminare bewerten. Insgesamt stellten die Studenten ihren 
Hochschullehrern ein gutes Zeugnis in Parteilichkeit aus. 468 
463 UAR 2.01.2, 4.5: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 28.09.1966. 




468 UAR 2.01.2, 146: Bericht vom 26.06.1966. 
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Diese ausgesprochen gute Evaluation führte allerdings zu einem Problem. 
Wenn in den Lehrveranstaltungen tatsächlich, wie in dem Bericht behauptet, 
alle Möglichkeiten genutzt wurden, um Gegenwartsbezüge herzustellen und 
die Politik der Partei zu vertreten, warum schlug sich das nicht im Handeln der 
Studenten wieder? Woher kam die Diskrepanz zwischen dem parteilichen Ge-
halt und der tatsächlichen Wirksamkeit der politisch-ideologischen Erziehung 
der Studenten?469 An dieser Stelle offenbart sich eine Frage, die sich latent 
eigentlich während des gesamten Untersuchungszeitraums stellen musste: Ließ 
sich der Erfolg in der Bewusstseinsbeeinflussung tatsächlich planmäßig her-
stellen?  
Mit der „Erziehung außerhalb der Lehrveranstaltungen“ wurde schließlich 
ein weiterer Ansatzpunkt für die Persönlichkeitsbeeinflussung bei den Studen-
ten ausgemacht. Die Liste der Möglichkeiten war lang. Der Bericht nannte 
„Diskussionen in den Vorlesungspausen, häusliche Konsultationen, geselliges 
Beisammensein, größere Gespräche über politische Grundfragen, Teilnahme an 
Rundtischgesprächen, regelmäßige Beratung mit der FDJ-Fachschaftsleitung, 
Teilnahme an FDJ-Gruppenversammlungen, gemeinsame Ernteeinsätze, Prak-
tika in Archiven und gesellschaftlichen Einrichtungen, Auftreten auf Studen-
tenversammlungen und Aktivtagungen bis zur ständigen Betreuung der Semi-
nargruppen“. Bei genauerem Hinsehen, so kritisiert der Bericht, pflegten je-
doch nur die wenigsten der Dozenten und Nachwuchswissenschaftler diese 
Beziehungen470 
Aus der Analyse wurde folgendes Fazit gezogen: Die Institutsleitung 
müsse die Erziehungsarbeit stärker kontrollieren, Hospitationen zur Frage der 
erzieherischen Wirksamkeit sollten nun durchgeführt werden. Der Kontakt zu 
den Studenten solle intensiviert, dafür müsse die Betreuertätigkeit verbessert 
und außerhalb des Unterrichts systematischer auf die politischen Haltungen der 
Studenten eingewirkt werden, zum Beispiel auf Studentenversammlungen und 
im Wohnheim.471 
In dem Bericht des Historischen Instituts zeigt sich ein noch eher konven-
tionelles Erziehungsverständnis, das Erziehung vor allem durch politische 
Einschübe in den Vorlesungstext und außerunterrichtliche politische Belehrung 
verwirklicht sieht. Davon hoben sich die zuvor angefertigten Arbeiten Gerhard 
Rogers deutlich ab, der die Erziehung an den Universitäten eher als Kollekti-
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Ein halbes Jahr früher, kurz nach dem 11. Plenum, konnte der Institutsdi-
rektor noch nicht über viele Aktivitäten zur Verbesserung der politisch-
ideologischen Arbeit berichten.472 Im Hauptreferat der Fachrichtungsvollver-
sammlung am 20.12.1965 war es vor allem um pragmatische Fragen, z.B. um 
das verlängerte Schulpraktikum gegangen. Heitz erwähnt deshalb, dass erzie-
herische Fragen in der anschließenden Diskussion zur Sprache gekommen 
seien, z.B. die „Studienbummelei“ oder das „Abhören“ von Westsendern.473 
Allerdings wird in Heitz‘ Schreiben schon die Auswertung der politisch-
ideologischen Wirksamkeit der Lehrveranstaltungen angekündigt. Allerdings 
trugen diese Ankündigungen, wie oben dargestellt oft einen unverbindlichen 
Charakter.474 
Der neue Stellenwert der Erziehung als Aufgabe des Historischen Instituts 
dokumentierte auch das Arbeitsprogramm, das aller Wahrscheinlichkeit nach 
kurz nach dem Erziehungsbeschluss des Senats von der Institutsleitung ausge-
arbeitet worden war.475 In dem Arbeitsprogramm für das Studienjahr 1966/67 
wurde zum ersten Mal „Erziehung“ als eigener Gliederungspunkt ausgewiesen. 
Der so betitelte Abschnitt gibt zum zweiten Mal nach 1964/65 eine Zielbe-
stimmung für die Geschichtslehrerausbildung. Wurde jedoch 1964 vor allem 
die Fähigkeitenvermittlung zum Ziel gemacht, war nun ihre Aufgabe, das „po-
litisch-moralische Antlitz des sozialistischen Studenten als Leiter und Erzieher 
von Kollektiven an der sozialistischen Schule zu formen“476. Erziehungsinhalte 
waren „eine hohe Arbeitsmoral, eine vorbildliche Studiendisziplin, Parteilich-
keit in allen politischen Fragen und die bereitwillige Übernahme politischer 
Verantwortung“. Das Arbeitsprogramm nannte jedoch keine sofort wirksamen 
Maßnahmen, sondern kündigte nach Vorbild von Senat und Fakultät erstmal 
die Ausarbeitung eines Erziehungsprogramms für das 1. Studienjahr an.477 In 
der Studienjahresanalyse des Jahres 1966/67 werden die „Schaffung von Er-
zieherkollektiven“ und die „exakte Festlegung des Erziehungs- und Ausbil-
dungsprofils“ als Hauptaufgaben fürs nächste Studienjahr genannt.478 
472 UAR 2.01.2, 88: Heitz: Schreiben an das Dekanat. Betr. Rundschreiben 7, 1965/66. 
473 Ebenda. 
474 Ebenda. 
475 UAR 2.01.2, 91: Arbeitsprogramm des Historischen Instituts und Gewerkschaftsgruppe 
1966/67. 
476 UAR 2.01.2, 91: Arbeitsprogramm des Historischen Instituts und Gewerkschaftsgruppe 
1966/67. 
477 Ebenda. 
478 UAR 2.01.2, 146: Studienjahresanalyse des Historischen Instituts 1966/67. 
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Das angekündigte Erziehungsprogramm des Historischen Instituts wurde 
schließlich am 19.06.1967 nach einer öffentlichen Diskussion, zu der neben 
dem Prorektor für Ausbildung und Erziehung auch der Dekan der Fakultät, 
Martin Polzin eingeladen war, verabschiedet.479 Es sollte ab dem kommenden 
Studienjahr 1967/68 gültig sein. 
5.6.4.  Das Erziehungsprogramm des Historischen 
Instituts 
Das Erziehungsprogramm des Historischen Instituts für das 1. Studienjahr 
macht zwar Anleihen bei der Vorlage der Philosophischen Fakultät, unter-
scheidet sich jedoch aber im Ganzen gesehen beträchtlich von ihm.480 Das 
Dokument war in sieben Abschnitte gegliedert. Im ersten Abschnitt werden die 
Bezugspunkte des Programms erläutert, der Senatsbeschluss und das Erzie-
hungsprogramm der Fakultät. Im zweiten Abschnitt werden die Grundsätze des 
Programms genannt. Die „erzieherischen Ansatzpunkte“ des Programms waren 
die „bewusstsseinformende Bedeutung des historischen Gegenstand[s]“, die 
„Fremderziehung“ durch die Hochschullehrer und die „Selbsterziehung“ der 
Studenten, mit der allerdings die Erziehung der Studenten durch die FDJ ge-
meint wurde. Im Programm wurde explizit der Institutsdirektor für die Durch-
führung der angekündigten Maßnahmen verantwortlich gemacht. Neu war der 
gestiegene Stellenwert der FDJ-Leitungen, die in dem Dokument neben der 
Partei als gleichwertiger Partner bei der Erziehung erscheint.481  
Der dritte Abschnitt des Erziehungsprogramms ist dem Übergang zum 
Studium gewidmet. In diesem Teil wurden die Vorschläge des Erziehungs-
programms der Fakultät aufgegriffen, als konkrete Maßnahmen formuliert und 
Verantwortliche und Termine zur Erfüllung festgelegt. Der Aufwand, der um 
die neuimmatrikulierten Studenten betrieben werden sollte, war enorm. Nach 
den Auswahlgesprächen sollten die Beurteilungen aller angenommenen Be-
werber in eine Entwicklungskartei übertragen werden.482 In „enger Zusam-
menarbeit mit den Seminarbetreuer, FDJ-Vertretern und Prorektorat für Aus-
479 Ebenda. 
480 UAR 2.01.2, 124: Zweiter Entwurf eines staatlichen Erziehungsprogrammes des Histori-
schen Instituts der Universität Rostock für das 1. Studienjahr 1967. 
481 UAR 2.01.2, 124: Entwurf eines staatlichen Erziehungsprogrammes des Historischen 
Instituts. 
482 UAR 2.01.2, 124: Entwurf eines staatlichen Erziehungsprogrammes des Historischen 
Instituts. 
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bildung und Erziehung“ sollte die Institutsleitung auf der Basis der Analysen 
die Seminargruppen zusammenstellen. Die Ernteeinsätze im September des 
Jahres 1967 sollten dann die erste „Bewährungsprobe“ für die neuimmatriku-
lierten Studenten darstellen.483 Dafür hatte der Seminargruppenbetreuer kurz-
fristig „einen kontrollierbaren und konkreten Arbeitsplan für den Zeitraum“ 
aufzustellen, durch den unter anderem politische Diskussionen unter den Stu-
denten angeregt werden sollten. Ende Oktober sollten dann eine individuelle 
Auswertung der „Ergebnisse“ der Ernteeinsätze für jeden Studenten durch 
gemeinsame Sitzung von Instituts-, Partei und FDJ-Leitung vorgenommen 
werden.484  
Auch für den Zeitraum nach dem Beginn der Lehrveranstaltungen sah das 
Programm verschiedene Maßnahmen vor, die im vierten Abschnitt des Pro-
gramms dargelegt wurden. Alle Hochschullehrer hatten laut Plan die politisch-
ideologischen Potenzen ihrer Lehrveranstaltungen schriftlich zu fixieren. Ver-
antwortlich für die Kontrolle war der Institutsdirektor. Ausgehend von den 
Erziehungsinhalten, die im Senatsbeschluss festgelegt wurden, sollten die 
Hochschullehrer „Erziehungszielpräzisierungen“ für ihre Lehrveranstaltungen 
erstellen. Die Erziehungszielpräzisierungen von zwei Dozenten sollten an-
schließend im Institutsrat diskutiert werden. Im fünften Abschnitt wurden, wie 
schon im Senatsbeschluss, die Eigenschaften der „Hochschullehrerpersönlich-
keit“ vorgestellt. Auch inhaltlich lehnte sich das Programm an dieser Stelle an 
den Senatsbeschluss an. Der sechste Abschnitt, der den Titel „Selbsterziehung“ 
trug, erläutert, auf welche Weise der Seminargruppenbetreuer auf seine Semi-
nargruppe einwirken sollte. Seine Rolle war jedoch im Unterschied zu Rogers 
Betreuerkonzeption weniger beratend, als instruktiv. So war der Seminargrup-
penbetreuer für die Bildung von Lernkollektiven verantwortlich.485 
Im siebten und letzten Abschnitt des Programms wurden „Erziehungsor-
ganisatorische Festlegungen“ aufgelistet. Danach sollten Vertreter aller Semi-
nargruppen dem Institutsdirektor über den „Stand der politisch-ideologischen 
Erziehung und fachlichen Qualifizierung“ Bericht erstatten. Für jede Seminar-
gruppe sollte das mindestens einmal im Jahr geschehen, für die Seminargrup-
pen des 1. Studienjahres sogar drei Mal.486 Die Termine dafür wurden im Plan 
monats- und jahrgangsweise festgehalten. Am Ende jedes Semesters sollten im 
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penbetreuung abgehalten werden. Einmal im jeden Semester sollten auch die 
Erzieherkollektive aller Seminargruppen, „staatliche Betreuer“ (d.h. Semi-
nargruppenbetreuer), Vertreter des Instituts für Marxismus-Leninismus, der 
Parteiorganisator und die Seminargruppensekretäre“ über den „politisch-
ideologischen Entwicklungsstand“ der jeweiligen Seminargruppen beraten und 
die Studentenbeurteilungen festlegen. In einer Institutssitzung am Ende des 
Semesters sollte die „Wirksamkeit des Erziehungsplans umfassend einge-
schätzt“ und der Plan gegebenenfalls korrigiert werden.487  
Das Ausmaß, in dem die politisch-ideologische Erziehung der Studenten 
geplant und ausgewertet werden sollte, übertrifft alle vorherigen Dokumente. 
Der Befund ist umso schwerwiegender, da es sich bei dem Erziehungsplan 
nicht um eine vage Konzeption, sondern um einen konkreten Arbeitsplan han-
delte. Für eine Organisation, die es in den Vorjahren nicht geschafft hatte, 
regelmäßige Auswertungen zu Erziehungsfragen durchzuführen, geschweige 
denn, die Zusammenfassung aller an der Ausbildung einer Seminargruppe 
Beteiligten in einer Arbeitsgruppe zu organisieren, musste die Erfüllung des 
Erziehungsplans einen nie gekannten Aufwand bedeuten. 
Natürlich stellt sich auch beim Erziehungsprogramm des Historischen In-
stituts die Frage, in wie weit es tatsächlich umgesetzt worden ist. Im „Arbeits-
plan“ der Institutsratssitzungen für das Herbstsemester 1967/68 wurden für die 
erziehungsorganisatorischen Maßnahmen konkrete Termine festgelegt und 
Verantwortliche ausgewählt.488 Für die im Erziehungsplan festgelegten regel-
mäßigen Besprechungen mit den Seminargruppensekretären sind zwei Doku-
mente erhalten. Berücksichtigt man, dass zu dieser Zeit im Historischen Institut 
nicht mal Institutssitzungen oder -vollversammlungen protokolliert worden 
sind, deute die Existenz von zwei überlieferten Dokumenten auf eine gewisse 
Regelmäßigkeit dieser Besprechungen hin. Die Lektüre der für das Staatssekre-
tariat abgefassten Studienjahresanalyse 1967/68 lässt sich jedoch Zweifel an 
der gänzlichen Umsetzung der Studienjahresanalyse erwachsen.489 Der Bericht 
informiert darüber, dass „in allen Lehrveranstaltungen politische Grundfragen 
aufgeworfen“ seien und die „Wirksamkeit der Betreuer in den Seminargruppen 
erhöht worden sei“490. Auch für die Wirkung des Erziehungsprogramms hat die 
Analyse nur Lob übrig. Es habe dazu beigetragen, „die gesamte fachliche und 
487 UAR 2.01.2, 124: Entwurf eines staatlichen Erziehungsprogrammes des Historischen 
Instituts. 
488 UAR 2.01.2, 88: Arbeitsplan der Institutsratssitzungen für das HS 1967. 
489 UAR 2.01.2, 146: Studienjahresanalyse 1967/68.  
490 Ebenda. 
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politische Erziehungswirksamkeit auf eine qualitativ höhere Stufe zu stellen“. 
Der Berichtende lobt weiter, dass „an die Stelle der in der Vergangenheit häu-
fig noch sporadischen Erziehungsarbeit Systematik und Kontinuität getre-
ten“491 sei. Aber auf die konkrete Frage des Staatssekretariats, wie sich die 
Arbeit mit den Erzieherkollektiven ausgewirkt hätte, erwähnt der Bericht nur 
kurz, dass es „zur Bildung von Erzieherkollektiv[…]bisher noch nicht“ ge-
kommen sei. Das Programm hätte auch noch nicht zu voller Zufriedenheit 
erfüllt werden können, Grund sei die „Überbelastung des Lehrkörpers“.492 
Dass die im Plan festgehaltenen Besprechungen, Analysen und Konzeptionen 
eine große Mehrbelastung für Mitarbeiter und besonders die Leitungen dar-
stellten, ist unbestritten.  
Hinzukam, dass 1966 die Wehrerziehung für die männlichen Studieren-
den im großen Stil eingeführt wurde und auch diese Übungen von Hochschul-
lehrern betreut werden sollten.493 Auch das schränkte den Arbeitsfond beson-
ders der wissenschaftlichen Mitarbeiter weiter ein, die daneben auch schon mit 
der Betreuung der Schulpraktika, der Ernteeinsätze und Fachpraktika betraut 
waren 
5.7.  Erziehung nach der Sektionsgründung 1968–1970 
Am 08.11.1968 wurde die Sektion Geschichte gegründet. Zuvor hatte das Mi-
nisterium für Hoch- und Fachschulwesen die Gründung am 17.10.1968 ge-
nehmigt.494 Erster Direktor der Sektion wurde Gerhard Heitz, der schon zuvor 
sieben Jahre lang die Leitung des Historischen Instituts innegehabt hatte.495 
Parallel zur Konstitution der der Sektion wurden drei Gründungsdokumente 
erlassen: Eine Arbeitsordnung496, ein 41seitiger „Ausbildungsplan“497 und eine 
lediglich dreiseitige „Orientierung für die Forschungsarbeit der Sektion Ge-
schichte“498.  
491 UAR 2.01.2, 146: Studienjahresanalyse 1967/68. 
492 Ebenda. 
493 Vgl. die Akte: UAR 2.01.2, 100: Historisches Institut. Sozialistische Wehrerziehung 1966–
1970. 
494 UAR SGE 1: Heidorn, Günter: Schreiben an Martin Polzin, 08.11.1968.  
495 Ebenda. 
496 UAR SGE 20: Arbeitsordnung der Sektion Geschichte der Universität Rostock. 
497 UAR SGE 20: Ausbildungsplan der Sektion Geschichte.  
498 UAR SGE 20: Orientierung für die Forschungsarbeit der Sektion Geschichte.  
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5.7.1.  Die Aufgaben des Stellvertreters für Ausbildung und 
Erziehung 
Der allgemeine Aufbau der Sektion wurde schon im dritten Teil der Arbeit 
erklärt.499 Hier soll nun besonders auf das neugeschaffene Amt des stellvertre-
tenden Sektionsdirektors für Ausbildung und Erziehung eingegangen werden. 
In der „Arbeitsordnung der Sektion Geschichte“ wurden seine Aufgaben fol-
gendermaßen festgelegt: Er sollte Konzeptionen für die einzelnen Phasen der 
Ausbildung erarbeiten, die Verwirklichung des Ausbildungsplans kontrollie-
ren, die Ausbildungsgruppen und die „staatlichen Betreuer für die FDJ-
Gruppen“ anleiten und für eine Zusammenarbeit mit den anderen, an der Aus-
bildung beteiligten Institutionen sorgen. Der stellvertretende Sektionsdirektor 
für Erziehung wurde durch den Sektionsdirektor nach Abstimmung mit dem 
Sektionsrat ernannt.500 Der erste Stellvertreter für Ausbildung und Erziehung 
wurde der Geschichtsmethodiker Hans-Jürgen Fiala501, der schon an der Erstel-
lung des ersten Erziehungsprogramms federführend mitgewirkt hatte.  
Dem Stellvertreter für Ausbildung und Erziehung wurden sechs Beauf-
tragte unterstellt, die ihn in bestimmten Aufgabengebieten zu unterstützen 
hatten. Vorgesehen waren Beauftragte für das Vorlesungsverzeichnis und den 
Ablaufplan, für die „sozialistische Wehrerziehung“, für Exkursionen, für das 
Prüfungswesen und für das Schulpraktikum.502 In einem Strukturplan wurden 
die Arbeitsweise und Zuständigkeiten des Stellvertreters für Ausbildung und 
Erziehung sehr genau festgelegt.503 Der Stellvertreter für Erziehung wurde 
durch die Universitätsleitung und die Institutsleitung angeleitet. Dafür fand 
monatlich eine Besprechung beim Direktor für Ausbildung Erziehung und 
wöchentlich eine Dienstberatung beim Sektionsdirektor statt. Von beiden In-
stanzen erhielt der Stellvertreter wöchentliche (Sektionsdirektor) und monatli-
che Arbeitspläne (Direktor für Ausbildung und Erziehung).504  
Leitungsverantwortlich war der Stellvertreter für die Ausbildungs-
gruppenleiter, mit denen er monatlich Beratungen durchführen sollte und für 
die er den Arbeitsplan festlegte. Ebenfalls monatlich sollte er die Seminargrup-
penbetreuer anleiten und dort auf die Einhaltung des Erziehungsplans dringen. 
499 Abschnitt 3.2.4. 
500 UAR SGE 20: Arbeitsordnung der Sektion Geschichte der Universität Rostock. 
501 UAR SGE 1: Heidorn: Schreiben an Martin Polzin  
502 UAR SGE 1: Struktur nach Variante I.  
503 Ebenda. 
504 Ebenda. 
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Zweimonatlich hatte er Beratungen mit den FDJ-Sekretären durchzuführen. 
Die Beauftragten sollten weitgehend selbstständig arbeiten, der Stellvertreter 
für Ausbildung und Erziehung war nur mit der Kontrolle der individuellen 
Arbeitspläne betraut. Der Stellvertreter erhielt sogar mit dem ständigen Beauf-
tragten einen eigenen Mitarbeiter, der ihn in seinem Aufgabenbereich unter-
stützte. Diese Funktion wurde zuerst von Konrad Zimmermann ausgeübt.505  
 
5.7.2.  Strukturelle und personelle Veränderungen nach der 
  Sektionsgründung 
 
Die Arbeitsordnung legte die Einteilung der Sektion in Forschungs- und 
Ausbildungsgruppen und Wissenschaftsbereiche fest. Die Mitgliedschaft über-
schnitt sich personell, ein Hochschullehrer konnte das Mitglied jeweils einer 
Forschungsgruppe, eines Wissenschaftsbereichs und einer Ausbildungsgruppe 
sein. Die Ausbildungsgruppen bestanden aus an der Ausbildung der Studien-
richtung Geschichte beteiligten Hochschullehrern und wissenschaftlichen Mit-
arbeitern. Sie koordinierten die Lehr- und Erziehungstätigkeit und waren für 
die Durchführung des zentralen vom Staatssekretariat erlassenen Ausbildungs-
programms verantwortlich.506 In Rostock wurden drei Ausbildungsgruppen 
gebildet: Die Ausbildungsgruppe Grundprobleme der deutschen Arbeiterbewe-
gung und Einführung in das Studium der Geschichte, deren Leitung vom neu 
an das Institut gekommenen Dozenten Karl-Heinz Jahnke übernommen wurde, 
die Ausbildungsgruppe Grundstudium (2. – 4. Semester), die der Osteuropahis-
toriker Johannes Kalisch leitete und die Ausbildungsgruppe Fachstudium (5. – 
8. Semester), der Kurt Canis vorstand.507 
Kurze Zeit nach der Gründung der Sektion wurden die Institute für Alter-
tums- und Musikwissenschaften der Sektion angegliedert. 1969 existierten 
sechs Fachbereiche (FB): FB Geschichte der vorkapitalistischen Gesellschafts-
formation (Leitung: Karl Friedrich Olechnowitz), FB Geschichte der Neuzeit 
und Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung (Kurt Canis), FB Geschichte 
der neuesten Zeit und Geschichte der Arbeiterbewegung 1917-1945 (Martin 
Polzin), FB Zeitgeschichte und Geschichte der Arbeiterbewegung 1945 bis zur 
Gegenwart (Johannes Kalisch), FB Methodik des Geschichtsunterrichts (Hans 
Jürgen Fiala) und FB Musikwissenschaften (Leitung: Rudolf Eller).508 Die 
505 UAR SGE 1: Struktur nach Variante I. 
506 UAR SGE 20: Arbeitsordnung der Sektion Geschichte der Universität Rostock. 
507 Elsner, Heitz 1981. S. 20. 
508 Elsner, Heitz 1981. S. 20. 
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Fachbereiche wurden in der Arbeitsordnung als „Vereinigung von wissen-
schaftlichen Mitarbeitern eines oder mehrerer Fachgebiete zum Zwecke der 
Weiterentwicklung dieser Fachgebiete in der Lehre und Forschung“ beschrie-
ben.509  
5.7.3.  Der Ausbildungsplan des Historischen Instituts 
Der sehr umfangreiche Ausbildungsplan machte Festlegungen zu vier ver-
schiedenen Gebieten. Er widmete sich als erstes detailliert der Beschreibung 
des Berufsbilds des „Sozialistischen Lehrers“. Der zweite Abschnitt, der den 
Namen „Das System des Geschichtsstudiums“ trägt, stellt einen Ausbildungs-
plan im eigentlichen Sinne dar und listet obligatorische Lehrveranstaltungen 
und Praktika auf und erläutert die Funktion dieser Studienbestandteile. Im 
dritten Abschnitt wird das „System wissenschaftlich-produktiver Tätigkeiten“ 
erläutert, welches das gesamte Studium durchdringen sollte. Dritter Teil des 
Ausbildungsplans war ein Erziehungsplan für das erste und zweite Studienjahr.  
Als Hauptaufgaben des Geschichtslehrers wurden im ersten Abschnitt ge-
nannt: Die Geschichtslehrer sollten ihre Schüler mit einem marxistisch-
leninistischen Geschichtsbild ausstatten, sie sollten bei den Schülern die Aus-
prägung einer marxistisch-lenistischen Weltanschauung fördern und für die 
Ausformung eines „sozialistischen Geschichtsbewusstseins“ Sorge tragen. Die 
angehenden Geschichtslehrer sollten aber auch Bildungs- und Bewusst–
seinsprozesse steuern können. Die Geschichtslehrer mussten zur „moderner 
Unterrichtsgestaltung“ befähigt sein, wozu neben der „Organisierung eines 
zielorientierten Lernen als Stellen und Lösen von Aufgaben“, die Gestaltung 
der Lerntätigkeit des Schülers „in hoher Effektivität bei rationeller Ausnutzung 
der z.V. stehenden Zeit“ oder der „Individualisierung des Unterrichts-
prozesses“, auch die „Auslösung erzieherisch-wertvoller Emotionen“ und die 
weltanschauliche Durchdringung des Unterrichtsstoffes gehörte. Aber auch der 
Erwerb von grundlegenden Arbeitstechniken eines Historikers wurde ge-
wünscht.510  
Diese Fähigkeiten sollten die Studenten durch „wissenschaftlich-
produktive Tätigkeit“ erwerben. „Produktiv“ sollte das Studium auf drei ver-
schiedene Arten sein. Erstens sollten die Studenten in die Forschung miteinbe-
zogen werden, was durch die Mitarbeit in Studentenzirkeln, durch die Teil-
nahme an Spezialseminaren und durch die Teilnahme an Studenten-
509 UAR SGE 20: Arbeitsordnung der Sektion Geschichte der Universität Rostock. 
510 UAR SGE 20: Ausbildungsplan der Sektion Geschichte. 
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wettbewerben geschehen sollte. Zweitens sollten die Studenten als Geschichts-
propagandisten in der „Praxis“ tätig sein und bei Lehrerweiterbildungsveran-
staltungen oder bei der URANIA populärwissenschaftliche Vorträge halten. 
Drittens wurde angestrebt, dass die angehenden Geschichtslehrer schon vor 
dem Schulpraktikum im siebten Semester praktische Erfahrungen sammelten, 
im ersten Semester sollten sie an einer Schule als Leiter einer Pioniergruppe 
tätig sein und im dritten Semester an derselben Schule einen außerunterrichtli-
chen „Zirkel zur deutschen Arbeiterbewegung“ leiten. Für das Schulpraktikum 
waren kleine Propagandaaufträge vorgesehen. Bei der Realisierung der Pio-
nier- und Zirkelleitertätigkeit war eine wichtige Rolle der FDJ angedacht, die 
die Einsätze zu organisieren hatte.511  
Im Unterschied zu den früheren Praxiseinsätzen (Ernteeinsätze) sollten 
aus den wissenschaftlich-produktiven Tätigkeiten nicht bloß diffuse Einsichten 
in die „Notwendigkeiten des sozialistischen Aufbaus“ resultieren. Stattdessen 
hatten die Tätigkeiten, welche die Studenten übernehmen sollten, tatsächlich 
etwas mit ihrem späteren Berufsbild zu tun und dienten auch dem Erwerb der 
oben genannten Fähigkeiten. Einen Einfluss auf die Weltanschauung der Stu-
denten sollten diese Tätigkeiten natürlich auch haben. Das Besondere an dem 
„System“ der wissenschaftlich-produktiven Tätigkeiten war, dass sich Kom-
plexität und Umfang der Tätigkeit mit fortschreitendem Studium systematisch 
steigen sollten und die Aufgaben für alle Studenten obligatorisch im Ausbil-
dungsplan festgehalten waren.512  
Der anschließende Erziehungsplan war noch ausführlicher als sein Vor-
gänger ein Jahr zuvor. Er bezog das 2. Studienjahr in seine Regelungen ein. Im 
ersten Abschnitt wurde detailliert auf die „Zielstruktur“ der Erziehung einge-
gangen. Der zweite Abschnitt enthielt die Anforderungen an den Seminargrup-
penbetreuer, während der dritte Teil Kriterien für die Beurteilung der Studen-
ten nannte. Als viertes und letztes wurden erziehungsorganisatorische Maß-
nahmen getroffen.  
Als Erziehungsinhalte für die ersten Studienjahre wurden unter anderem 
das „Erkennen der gesellschaftlichen Funktionen des Geschichtslehrer“, die 
Aneignung ein „Standpunkts der Arbeiterklasse und ihrer Partei genannt“ aber 
auch das „Ausformen des Bedürfnisses nach dem systematischen Studium […] 
der Parteitagsbeschlüsse“513. Diese Zielstellung wurde noch ein weiteres Mal 
für die Studienjahre präzisiert. Neben dem schon im ersten Erziehungspro-
511 UAR SGE 20: Ausbildungsplan der Sektion Geschichte. 
512 Ebenda. 
513 UAR SGE 20: Ausbildungsplan der Sektion Geschichte. 
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gramm erläuterten Übergang zum Studium wurden im Zweiten Erziehungspro-
gramm weitere „spezifische Mittel zur Leitung des Erziehungsprozesses“ ge-
nannt und mit ähnlich umfassenden Maßnahmenprogrammen versehen. Dies 
betraf den „Kampf um den Titel „Sozialistisches Studentenkollektiv“, die Be-
gabtenförderung und das Verhindern von Leistungsversagen.514 
Die unter dem Punkt „Tätigkeiten des Seminargruppenbetreuers“ be-
schriebenen Aufgaben glichen denen, die schon in der Betreuerkonzeption 
Rogers genannt wurden. Neu war allerdings, dass sich die Intensität der Be-
treuung im zweiten Studienjahr bewusst verringern sollte, damit die Leitung 
der Seminargruppe diese Aufgaben übernehmen konnte.515  
Mit den im dritten Unterpunkt genannten Kriterien wurde versucht, die 
„Ermittlung der Erziehungsresultate“ zu standardisieren und an „objektive“ 
Maßstäbe zu knüpfen. Kriterien sollten der Leistungsstand als „Resultat der 
Erziehung“ und das „politisch-ideologische Bewußtsein“, das sich in der Teil-
nahme an politischen Diskussionen und die Übernahme von Aufgaben in der 
FDJ-Gruppe ausdrücken sollte. Weitere Kriterien sollte die Fähigkeit zur „par-
teilichen Darlegung fachspezifischer Probleme“ sein, die sich in der Zirkellei-
tertätigkeit zeige, und die Einstellung zum Studium sein, die sich in der „Studi-
endisziplin“ ausdrückte.516 In diesem Unterpunkt zeigte sich, wie weit „wirk-
same Erziehung“ im pädagogischen Denken der Zeitgenossen von Organisati-
on abhängig gemacht wurde.  
Die im vierten Punkt angegebenen Maßnahmen sind schon aus der Stel-
lenbeschreibung des Stellvertreters für Ausbildung und Erziehung bekannt. 
Noch detaillierter wird das Verhältnis des Stellvertreters zu den Seminargrup-
penleitern beschrieben: „Für die Auswahl, Anleitung und Kontrolle der Semi-
nargruppenbetreuer ist der stellv. Sektionsvorsitzende für Ausbildung und 
Erziehung zuständig“. Zudem sollte sich jährlich eine Sektionsvollversamm-
lung Erziehungs- und Ausbildungsfragen widmen.517 
5.7.4.  Erziehung in der Sektion Geschichte zwischen 1969–1970 
Wie oben beschrieben, ist bei der Frage, ob die weitreichenden Bestimmungen 
tatsächlich umgesetzt wurden, Skepsis angebracht. Doch die gestiegenen Be-
mühungen um eine Organisation der Erziehung zeigen sich schon am Umfang 
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der ersten Akte „Erziehung und Ausbildung“ der Sektion Geschichte, die auf 
die Jahre 1969/1970 datiert ist.518 Sie hat ungefähr den gleichen Umfang wie 
ihre Vorgängerakte aus dem Historischen Institut. Sie ist besonders aussage-
kräftig über das Wirken des Stellvertreters für Erziehung, der die Akte eventu-
ell selbst geführt.  
Zum ersten Mal seit dem Beginn der Reformdebatte gleicht sich der Um-
fang der Aufzeichnungen des Ist-Zustandes einigermaßen mit den Konzeptio-
nen des Sollzustandes mithalten. Für das Studienjahr 1968/69 sind zwölf Se-
minargruppenbeurteilungen erhalten, die den „politisch-ideologischen Stand“ 
der Seminargruppen festhalten.519 Solche Analysen waren schon seit 1962 
gefordert worden. Die erhaltenen Seminargruppenanalysen sind alle nach dem-
selben Schema aufgebaut. Die Betreuer bewerteten in gesonderten Absätzen 
die fachlichen Leistungen, die „aktive Mitarbeit bei der Hochschulreform“, den 
Mitgliederanteil in der SED und den „gesellschaftlichen Organisationen“, und 
als letztes, die Teilnahme an politischen Auseinandersetzungen. Das Bild, was 
sich für die einzelnen Seminargruppen ergab, war recht unterschiedlich.520 Die 
objektiven Kriterien, die im Ausbildungsplan bei der Gründung der Sektion 
aufgestellt wurden, wurden offensichtlich tatsächlich verwandt.  
Die Akte enthält verschiedene Protokolle, die es wahrscheinlich machen, 
dass der stellvertretende Direktor für Ausbildung die für ihn vorgesehen Lei-
tungsfunktion tatsächlich wahrgenommen hat. So fand am 02.09.1969 eine 
durch den Stellvertreter geleitete Betreuerversammlung statt.521 Im Mittelpunkt 
dieser Versammlung standen allerdings nicht weitreichende ideologische Fra-
gen, sondern die Studiendisziplin. Fiala berichtete, dass die Studenten auf einer 
Studentenvollversammlung eine selbstständige Kontrolle der Anwesenheits-
pflicht beschlossen hätten. Die Seminargruppenbetreuer sollten sich dabei 
zurückhalten, allerdings während der Kontrolle dabei sein. Fiala wies seine 
Seminargruppensekretäre an: „Mit Bummelanten ist ein Gespräch zu führen 
mit dem Hinweis, daß eine Verwarnung, Eintragung in die Entwicklungskartei 
möglich ist“522. Die Episode zeigt auch, dass sich die Arbeit mit der Entwick-
lungskartei inzwischen wirklich verstetigt haben musste.  
518 UAR SGE 26: Erziehung und Ausbildung (1969–1970) . 
519 Als Beispiel sei genannt: UAR SGE 26: Fiala, Hans-Joachim: Schreiben an die Semi-
nargruppenbetreuer des 2. Studienjahres. Betr. umgehende Wiederaufnahme der politisch-
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Eine große Änderung gegenüber der Vorzeit ist in der Kommunikation 
mit den übergeordneten Instanzen festzustellen. Der Prorektor für Gesell-
schaftswissenschaften, Adalbert Dessau523 wies in einem Schreiben an den 
Direktor Gerhard Heitz eine „rasche Aktivierung politisch-ideologischer Dis-
kussionen unter den Studenten“ an524. Die Studenten sollten in den Heimen 
besucht und mit ihnen über folgende Probleme „diskutiert“ werden: Der „Brief 
des Vorsitzenden des Staatsrates an den westdeutschen Bundespräsidenten“ 
und die „Probleme des 12. Plenums des ZK der SED und ihre Anwendung auf 
die Weiterführung der 3. Hochschulreform“525.  
Dieser Vorgang verdeutlicht zwei Dinge. Als erstes, dass die Sektionen 
im weitaus stärkerem Ausmaß als das Institut Empfänger von befehlsähnlichen 
Anweisungen war und dass diese auch wirklich kontrolliert wurden. Vorher 
konnte es noch sein, dass die Institute von den auf Fakultätsebene erlassenen 
Beschlüssen kaum Notiz nahmen. Offensichtlich konnte die dritte Hochschul-
reform tatsächlich den Zugriff der Leitung erhöhen.  
Als zweites verdeutlichen die beiden Dokumente wie unsichtbar das Pro-
rektorat für Studienangelegenheiten, das ja eigentlich für die politisch-
ideologische Erziehung der Studenten verantwortlich war, all die Jahre vorher 
gewesen war. Briefverkehr zwischen dem Historischen Institut und dem Pro-
rektorat für Studentenangelegenheiten bestand eigentlich nur in Form von An-
trägen auf die Bewilligung von Leistungsprämien für „Beststudenten“.526 Seine 
Aufgabe, die „politisch-ideologische und moralische Erziehung der Studenten“ 
anzuleiten, nahm das Prorektorat also nicht wirklich wahr. Einzig bei der Or-
ganisation der Ernteeinsätze nach dem Mauerbau wurde ein Schreiben des 
Prorektors als Richtlinie genommen. Weder bei der Konzeptionalisierung als 
auch bei dem Erlass konkreter Maßnahmen leistete das Prorektorat irgendeinen 
besonderen Beitrag. Diese These bestätigt sich bei der Durchsicht der Akte 
„Leitung der Erziehung und Ausbildung der Studenten“, in der sich die „Lei-
tung“ auf die Vorarbeit für Senatsbeschlüsse beschränkt.527 
523  Adalbert Dessau. http://cpr.uni-rostock.de/gnd/142361143 (30.08.2011) 
524 UAR SGE 26: Dessau, Adalbert: Schreiben an Gerhard Heitz, 08.01.1970. 
525 Ebenda. 
526 Z.B. UAR 2.01.2, 124: Historisches Institut: Schreiben an Prorektorat für Studienangele-
genheiten. Betr. Antrag auf Ausstellung von Stipendien. 
527 UAR 1.04.0, 1018: Leitung der Erziehung und Ausbildung der Studenten. 
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Im ersten Teil wurde ein Erziehungsbegriff vorgestellt und auf das Erzie-
hungsverständnis der SED-Führung eingegangen. Daraus ergab sich der An-
satz, den Schwerpunkt weniger das direkte Verhältnis von Hochschullehrer-
schaft und Studenten, sondern eher die auf die Wege und Methoden zu legen, 
mit denen sichergestellt werden sollte, dass die Universitäten tatsächlich Stät-
ten einer politischen Erziehung im Sinne des SED-Staats waren. Wie die Aus-
wertung der Akten nahelegt, bestanden die Schwierigkeiten für die Bildungs-
politiker und Wissenschaftsfunktionäre weniger darin, dass die Hochschulleh-
rer die Rolle als Erzieher der Studenten gänzlich ablehnen.528 Viel eher war es 
so, dass nicht der Erziehungsauftrag, sondern die Stellung, die ihm seit dem 
Beginn der 1960er Jahre im Gefüge der individuellen und kollektiven Aufga-
ben von Hochschullehrern und wissenschaftlichen Einrichtungen zugedacht 
wurde, zwangsläufig zu Unzufriedenheit führen musste.529 Denn die Organisa-
tion und Umsetzung solcher ambitionierten Projekte wie dem schon 1967 be-
schlossenen Erziehungsprogramm für das erste Studienjahr band einen nicht 
beträchtlichen Teil der zur Verfügung stehenden Ressourcen. Diese Konflikte 
wurden allerdings nicht offen ausgetragen, er zeigt sich viel eher darin, dass in 
den oberen Gremien gefasste Beschlüsse einfach nicht umgesetzt wurden. Dies 
war zum Beispiel der Fall bei den Bemühungen um die Schaffung von Erzie-
herkollektiven. Am konkreten Fall der Erziehung der Studenten zeigt sich, dass 
zwischen dem Macht- und Gestaltungsanspruch der Wissenschaftsfunktionäre 
in der Leitung der Fakultät und den realen Eingriffsmöglichkeiten in die Arbeit 
der Institute noch große Diskrepanzen bestanden. Unter diesem Gesichtspunkt 
darf das Anliegen der 3. Hochschulreform, auch an den Universitäten, den 
Demokratischen Zentralismus einzuführen, nicht unterschätzt werden. 
 Im Vergleich der Amtszeiten von Martin Polzin und Gerhard Heitz zeigt 
sich, dass die Institutsdirektoren in den Fünfziger und Sechziger Jahren noch 
einen relativ großen Spielraum bei der Erfüllung der erzieherischen Aufgaben 
gab. War Polzin durchaus ambitioniert in Erziehungsfragen, entfaltete das 
Historische Institut unter der Leitung von Gerhard Heitz bis 1966 keinen gro-
ßen Eifer in diesem Gebiet. 
Die Gliederung des Zeitraums von 1949 - 1970 in verschiedene Phasen 
sollte zeigen, dass das Thema Erziehung an den Universitäten über den gesam-
ten Zeitraum einen eminent politischen Charakter trug. Es waren die Kurs-
wechsel der Partei, die die Intensität und das Ausmaß der erziehungsorganisa-
528 Jessen 1999. S. 247f. 
529 Ebenda. S. 254. 
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torischen Bemühungen, maßgeblich prägten. Nicht nur Inhalte und Ziele, son-
dern auch bestimmte Erziehungsmethoden wurden vom Staatssekretariat vor-
gegeben. Es war letztlich die Großwetterlage der Politik, aus der sich die Be-
wertung der konkreten Erziehungsresultate speiste.  
Das Thema „Universitäre Erziehung“ lässt sich jedoch nicht auf einen 
Ausdruck innerfakultärer Machtkämpfe und als das Ergebnis politischer Kam-
pagnen reduzieren. Wie die Welle von Konzeptionen, Plänen und Programmen 
am Ende der 1960er zeigt, war die Erziehung der Studenten auch ein Thema 
das wissenschaftlich interessierte und mithilfe wissenschaftlicher und auf ver-
schiedene Weise durchdacht, geplant und umgesetzt wurde. Dem Erziehungs-
programm des Historischen Instituts liest man an, dass es nicht nur der Ver-
wirklichung weitergeleiteter Aufgaben diente. Offensichtlich war die Hoch-
schulpädagogik zu einem prestigereichen Gegenstand geworden.  
Ich habe mich im zweiten Teil dieser Arbeit vor allem auf die Bemühun-
gen der Instituts- und Fakultätsleitung konzentriert, die politisch-ideologische 
Erziehung in der alltäglichen Arbeit des Historischen Instituts zu verankern. 
Dabei habe ich die Motive für die Reformbemühungen dargestellt, Zusammen-
hänge und Diskrepanzen zwischen den verschiedenen Ebenen der Universität 
aufzeigen wollen. Damit ist jedoch nur ein Teil des Themenkomplexes „Erzie-
hung in der Universität“ abgedeckt.  
In Hinsicht auf die Wirkung der Erziehung ließe sich fragen, welche spe-
zielle Wirkung die weitreichende Planung und Kontrolle des erzieherischen 
Handelns ausgeübt hat. 
Gerhard Kluchert hat die These aufgestellt, dass das „immanent-
technizistische Erziehungsverständnis“ der marxistisch-leninistischen Erzie-
hung ihrer Wirksamkeit eher geschadet als genützt hätte. 530Von Anfang sei die 
Erziehungswissenschaft in der DDR vom Glaube an die Planbarkeit der Erzie-
hungsprozesse durchdrungen gewesen. Doch die genaue Festlegung von Erzie-
hungszielen, die Festlegung von Zuständigkeiten und Kriterien zur Überprü-
fung der Zielerfüllung hätten zu eher zur „Veräußerlichung“ und zu „Lippen-
bekenntnissen“ geführt. Statt der Ideologie der Ideologie hätten die Heran-
wachsenden ein „instrumentelles Umgehen mit Erwartungen“ gelernt. Der 
Prozess der Technisierung und Durchorganisation des Studiums hatten, mit 
einiger Verspätung zu den Schulen, erst Ende der 1960er Jahre begonnen.531 
530 Kluchert, Gerhard: Erziehung durch Einheit zur Einheit. Das schulische Erziehungsfeld in 
der SBZ/DDR. In: Leschinsky, Achim; Gruner, Petra; Kluchert, Gerhard (Hrsg.): Die Schu-
le als moralische Anstalt. Erziehung in der Schule: Allgemeines und der "Fall DDR". 
Weinheim 1999. S. 116.  
531 Kluchert 1999. S. 117. 
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Lässt sich das vernichtende Urteil, dass Kluchert über die Erziehungsorganisa-
tion in der DDR-Zeit fällt, auch in Universitäten bestätigen? So könnte eine der 
weiter führenden Fragen lauten.  
Entstehung und Entwicklung des Instituts für  Hochschulpädagogik 
(1961–1969) 
1. Gründe, sich mit der Hochschulpädagogik zu
beschäftigen
Das Institut für Hochschulpädagogik der Universität Rostock bestand neun 
Jahre, von 1961 bis 1969. Am Institut arbeiteten insgesamt vier Wissenschaft-
ler, die ungefähr drei Dutzend wissenschaftliche Arbeiten veröffentlichten. 
Grenzt es angesichts dieser übersichtlichen Bilanz also an Liebhaberei sich im 
Rahmen einer Seminararbeit mit der seinerzeit kleinsten Einrichtung der Philo-
sophischen Fakultät auseinanderzusetzen? War das Institut für Hochschulpäda-
gogik nur eine ebenso kurze wie bedeutungslose Episode der beinahe sechs-
hundertjährigen Rostocker Universitätsgeschichte?  
Das Institut wurde zwar 1969 wie alle anderen bestehenden Einrichtungen 
der Universität mit Ausnahme der Medizinischen Fakultät aufgelöst, allerdings 
wurde die Beschäftigung mit der hochschulpädagogischen Themen in der Sek-
tion Pädagogik mit bemerkenswerter personeller Kontinuität weitergeführt.532 
Die Frage nach der Relevanz der Rostocker Hochschulpädagogik ist weniger 
prägnant zu beantworten, weil sie einen Maßstab voraussetzt, an dem die Be-
deutung der Einrichtung gemessen werden kann.  
Auch nach der Jahrtausendwende und nach einem umfassenden System-
wechsel ist die fünfzig Jahre zuvor aufgeworfene Frage nach einer pädagogi-
schen Ausbildung der Hochschullehrerschaft aktuell. In der Rostocker Studen-
tenzeitschrift „heuler“ wurde im Oktober 2011 eine Pro- und Kontradiskussion 
zum Thema über die Notwendigkeit einer didaktischen Ausbildung für Hoch-
schullehrkräfte geführt.533 „Frontalunterricht auf die eine oder andere Art, 
wirklich hilfreich für das Lernen ist das auf keinen Fall und würde so sicherlich 
kaum in einer Didaktikausbildung für Lehrkräfte vermittelt werden, in der es ja 
gerade um die Theorie und Praxis des Lehrens gehen würde.“534 Diesem Vor-
schlag wird von einer anderen Autorin entgegengehalten: „Wohin Didaktik-
532 Roger, Gerhard; Knöchel, Wolfram: Hoch- und Fachschulpädagogik. Entwicklung des 
Wissenschaftsbereichs. In: Hellfeld; Günther; Rackow, Heinz Gerd (Hrsg.): 40 Jahre neue 
Lehrerbildung an der Universität Rostock. Rostock 1986. S. 51. 
533 Herrmann, Anna; Römer, Gesa: Didaktik-Kurse für Dozenten. Sollen Lehrende das Lehren 
lernen? Oder muss der Student eben nehmen was kommt? In: Der Heuler–das Studenten-
magazin 2011. S. 17. 
534 Ebenda. 
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Ausbildungen bei Dozenten führen können, sehen wir wohl am besten bei un-
seren Dozenten für Didaktik. Nur die wenigsten gestalten ihren eigenen Unter-
richt attraktiv. Ob sie das nicht wollen oder können sei dahingestellt […] Auf 
jeden Fall wäre ein Lehrunterricht für Lehrende vermutlich eine weitere Ver-
schwendung von Geldern, denn die meisten würden die Ausbildung ohnehin 
nicht zu Herzen nehmen und in ihrem gewohnten Trott weitearbeiten.“535 
Umgekehrt könnte diese Einschätzung der didaktischen Kenntnisse der 
Hochschullehrer noch heute Gültigkeit beanspruchen, „Verabsolutierung der 
persönlichen Erfahrung – Subjektivismus - kein systematisches Herangehen 
[…] Verallgemeinernde Urteile über die Situation unter den Studenten ohne 
zureichende Faktenkenntnis (Idealisierung früherer Zeiten) […] Festhalten an 
konservativen Auffassungen über Lehrmethoden usw. […] Praxis des Selbst-
laufes, der Spontanität – Selbständigkeit soll durch Verzicht auf pädagogische 
Führung erreicht werden“. 536 
Die Befürworterin der Hochschuldidaktik war sich mit großer Sicherheit 
nicht bewusst, dass sie keine neue Forderung stellte. Das ist jedoch nicht ver-
wunderlich: Die vom Institut für Hochschulpädagogik erarbeiteten Theorien 
und Lehrbücher sind heute ebenso in Vergessenheit geraten wie das Wissen 
über die Institutionalisierung der Auseinandersetzung mit der Hochschulbil-
dung überhaupt. 
Ebenfalls in Vergessenheit geraten ist, dass die Angehörigen des Instituts 
während der Universitätsreformen der sechziger Jahre an der Universität 
Rostock eine wichtige Rolle als Stichwortgeber, Berater und Protagonisten der 
Universitätsreformen spielten. Gemessen am Einfluss und der ihm zukommen-
de Aufmerksamkeit übertraf das Vier-Personen-Institut ganze Fakultäten. Um 
die These zuzuspitzen: Ohne die Kenntnis der zeitgenössischen hochschulpä-
dagogischen Fragestellungen und Konzepte bleibt die Stoßrichtung der 3. 
Hochschulreform in der DDR zumindest zu einem Teil unverstanden.537  
535 Herrmann, Römer 2011. S. 17. 
536 UAR 2.01.2, 431: Roger, Gerhard, Einleitung zu einer Aussprache über Probleme der HP–
8.7.1964 anläßlich der Ostseewoche, 08.07.1967.  
537 zu sehen zum Beispiel an der Art und Weise, wie an der Universität Rostock auf die 1966 
vom Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen herausgegebenen „Prinzipien zur 
weiteren Entwicklung des Hochschulwesens“ reagiert wurde. Prinzipien zur weiteren Ent-
wicklung der Lehre und Forschung an den Hochschulen der Deutschen Demokratischen 
Republik. In: Rühle, Otto (Hrsg.): Idee und Gestalt der deutschen Universität. Tradition und 
Aufgabe. Berlin 1966. S. 313–317. Vgl. für die Diskussionen an der Universität Rostock 
stellvertretend für andere Texte: Höhne, Horst: Ideologische Arbeit planen? Diskussion zu 
den "Prinzipien". In: Die neue Universität 7, 1966. S. 3. 
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Die Untersuchung des Instituts für Hochschulpädagogik kann unter verschie-
denen Gesichtspunkten geschehen. Am Institut lässt sich nachvollziehen, mit 
welchen Mitteln die staatspädagogischen Indoktrinationsbemühungen des 
SED-Staates in konkretes politisches und wissenschaftliches Handeln übersetzt 
wurden und welche Schwierigkeiten einem solchen Vorhaben in der Praxis 
entgegenstanden.538 Das Rostocker Institut für Hochschulpädagogik war eine 
Neugründung unter den spezifischen Bedingungen des DDR-
Wissenschaftssystems. Sowohl die Motivation für die Institutionalisierung des 
Diskurses über Hochschulbildung als auch die Theorienbildung der entstehen-
den Wissenschaftsdisziplin und ihre Organisationsformen sind nur unter die-
sem Gesichtspunkt zu verstehen. Für die Verantwortlichen im Staatssekretariat 
für Hochschulwesen galt die Hochschulpädagogik als ein Instrument zur 
Durchsetzung ihrer Hochschulpolitik. Im Vergleich zu den ideologischen 
Kampagnen der 1950er Jahre, deren Höhepunkt die 3. Hochschulkonferenz der 
SED 1958539 darstellte, stand die Hochschulpädagogik für die Wahl neuer, 
leiserer politischer Mittel auf dem Gebiet des Hochschulwesens. Die Hoch-
schulpädagogik ist damit ganz typisch für die von Zukunftsoptimismus und 
einem ungebrochenen Glauben an die Gestaltbarkeit der Welt geprägte späte 
Ulbricht-Ära.540 Gleichwohl blieb die Hochschulpädagogik, und das belegt das 
Rostocker Institut eindrucksvoll, keineswegs bloßes Werkzeug der Hochschul-
politik, sondern entwickelten durchaus institutionellen „Eigen-Sinn“.541 Das 
Rostocker Beispiel ist auch gerade deswegen der Untersuchung wert, weil es 
nicht exemplarisch ist. Stattdessen war die Rostocker Hochschulpädagogik 
während seines Bestehens die einzige hochschulpädagogische Einrichtung in 
538 Vgl. die dazu von Achim Leschinsky und Gerhard Kluchert formulierten Thesen zu den 
Folgen der „Technisierung der Erziehung“ in der DDR: Leschinsky, Achim; Kluchert, 
Gerhard: Die erzieherische Funktion der Schule. Schultheoretische und schulhistorische 
Überlegungen. In: Leschinsky, Achim; Gruner, Petra; Kluchert, Gerhard (Hrsg.): Die Schu-
le als moralische Anstalt. Erziehung in der Schule: Allgemeines und der "Fall DDR". 
Weinheim 1999. S. 15–42. Und im weiteren Sinne zu den „Grenzen der Erziehung“ vgl. 
Dudek, Peter: Grenzen der Erziehung im 20. Jahrhundert. Bad Heilbrunn/Obb 1999. 
539 Über die Aufgaben der Universitäten und Hochschulen beim Aufbau des Sozialismus in der 
Deutschen Demokratischen Republik. Entschließung der 3. Hochschulkonferenz der SED. 
In: Das Hochschulwesen 6, 1958. S. 101–122. 
540 Zur geistigen Atmosphäre dieser Zeit vgl. die Kulturgeschichte der 1960er Jahre von Stefan 
Wolle: Wolle, Stefan: Aufbruch nach Utopia : Alltag und Herrschaft in der DDR 1961–
1971. Berlin 2011. 
541 Vgl. zum Forschungskonzept des „institutionellen Eigen-Sinns“: Lindenberger, Thomas 
(Hrsg.): Herrschaft und Eigen-Sinn in der Diktatur. Studien zur Gesellschaftsgeschichte der 
DDR. Köln 1999. 
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der DDR, die in der traditionellen Form eines Instituts organisiert war. Es 
nahm zeitweise die Funktion eines „Leitinstituts“ ein und beschäftigte ein Drit-
tel aller Wissenschaftler in der DDR, die in diesem Themenbereich lehrten und 
forschten.542 Dieser Umstand resultierte daher, dass der Direktor des Instituts, 
Gerhard Roger, ein maßgeblicher Akteur der Institutionalisierung der jungen 
Wissenschaftsdisziplin war. Gleichwohl und das darf nicht vergessen werden, 
ist die DDR-Hochschulpädagogik ein wichtiger Teilnehmer des zeitgenössi-
schen Diskurses über das, was eigentlich die „Idee“ der Universität im Allge-
meinen und spezifisch der DDR-Universitäten ausmachte.543 
542 UAR 2.01.2, 431: Roger, Referat über Aufgaben und Arbeitsergebnisse in Lehre und 
Forschung des Instituts für Hochschulpädagogik, Protokoll der Sitzung des Fakultätsrats 
am 24.04.1965. 
543 Vgl. die Auseinandersetzung zwischen den beiden Hochschulpädagogen Gerhard Roger 
und Heinrich Deiters in der Zeitschrift „Das Hochschulwesen“: Deiters, Heinrich: Gedan-
ken über Bildung und Erziehung an Hochschulen. In: Das Hochschulwesen 8, 1960. 667-
673; Roger, Gerhard: Pädagogische Aufgabe der Hochschule klarer formulieren. In: Das 
Hochschulwesen 10, 1962. S. 337–341. 
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Das Institut für Hochschulpädagogik wurde am 01.09.1961 gegründet.544 
Schon im Jahr 1960 hatte das Staatssekretariat für Hochschulwesen die Grün-
dung angewiesen,545 die Realisierung verzögerte sich allerdings durch die 
Schwierigkeiten, im überbelegten Fakultätsgebäude Arbeitsräume für das neue 
Institut frei zu machen.546 Kommissarischer Direktor des neugeschaffenen 
Instituts wurde der Pädagoge Gerhard Roger, der zuvor das Amt des Prorektors 
für Studienangelegenheiten bekleidet hatte.547  
Das Institut nahm mit drei Mitarbeitern im Herbst 1961 seine Arbeit auf. 
Neben dem schon promovierten Roger (Jg. 1930) gehörten der Physiklehrer 
und ehemalige ABF-Dozent Hans Joachim Martin (Jg. 1932) und der ehemali-
ge Neulehrer Heinz Weiden (Jg. 1915) dem Institut an.548 Dieser Personal-
stamm blieb bis 1970 erhalten, 1964 kam Kriemhild Hildebrand als wissen-
schaftliche Aspirantin hinzu.549 Roger wurde nach Aufforderung durch das 
Staatssekretariat für seine Tätigkeit vom Posten des Prorektors freigestellt550, 
die übrigen Mitarbeiter wurden auf Vorschlag des kommissarischen Direktors 
eingestellt.551 Wichtigstes Einstellungskriterium war neben einer pädagogi-
schen Ausbildung Lehrerfahrungen an der Universität. 
Es liegt nahe, mit einem Überblick über die Forschungsarbeiten, Veröf-
fentlichungen und Lehrveranstaltungen fortzufahren. Diesem Vorgehen liegt 
jedoch die Annahme zugrunde, dass Lehre und Forschung „naturgemäß“ zu 
den Aufgaben einer Universitätseinrichtung gehören. In der Gründungszeit des 
Instituts für Hochschulpädagogik war diese Aufgabenzuschreibung offenbar 
aber nicht so sicher, wie sich am Schriftwechsel über die passende Benennung 
544 Das Institut trug zunächst den Zusatz „im Aufbau“. UAR 2.01.2, 430: Rektor an Roger, 
1.9.1961. 
545 UAR 2.01.2, 430: Dahlem, stellvertretender Staatssekretär, an Rektor, Beschluß zur 
Einrichtung hochschulpädagogischer Arbeitszentren, 30.06.1960. 
546 UAR 2.01.2, 430: Roger an Rektor, Fragen der Errichtung eines hochschulpädagogischen 
Arbeitszentrums an Rektor, 29.12.1960. 
547 UAR 2.01.2, 430: Dahlem an Rektor, 30.06.1960.  
548 UAR 2.01.2, 430: Roger an Dekanin, 14.02.1964. 
549 UAR 2.01.2, 430: Roger, Beantwortung einer Umfrage zu den Problemen des wissenschaft-
lichen Nachwuchses, 29.12.1961. Hildebrand wurde allerdings weder im Vorlesungsver-
zeichnis noch im Stellenplan der Fakultät als Mitarbeiterin geführt, offensichtlich weil die 
außerplanmäßigen Aspiranten, zu den Hildebrandt gehörte, nicht aus den Mitteln der Fakul-
tät bezahlt wurden. 
550 UAR, 2.01.2, 430: Roger an Dekanin, 14.02.1962. 
551 Ebenda. 
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für die neue Einrichtung ablesen lässt. Zunächst war nämlich durch das Staats-
sekretariat die Bezeichnung „Hochschulpädagogisches Arbeitszentrum“ vorge-
sehen. Von den versammelten Prorektoren wurde die Bezeichnung als „nicht 
zweckmäßig“552 angesehen, offenbar, weil sie offen lässt, welcher Art die dort 
verrichtete Arbeit ist.553 Die Prorektoren schlugen stattdessen die Bezeichnung 
„Arbeitsgruppe“ vor.554 Das Institut für Pädagogik lehnte jedoch eine Anglie-
derung der Hochschulpädagogik ab, da es schon über sechs Abteilungen ver-
fügte.555 Der vorgesehene Leiter des „Arbeitszentrums“ war darüber nicht 
unglücklich. Roger schlug vor, ein eigenständiges „Institut für Hochschulpäda-
gogik“ innerhalb der Philosophischen Fakultät zu gründen, das vorläufig den 
Beisatz „im Aufbau“ tragen sollte.556 Als Begründung für die Bezeichnung als 
„Institut“ und nicht als „Arbeitszentrum“ führte Roger an, dass die neugegrün-
dete Einrichtung einen „universitätsweiten Wirkungskreis“ haben sollte.557 
Diese Erklärung leuchtet allerdings weniger ein, als jene Argumente, die Roger 
später vorbrachte: Die Institutionalisierung in der traditionellen wissenschaftli-
chen Organisationsform „Institut“ sollte den disziplinären Status des neuen 
Zweigs der Erziehungswissenschaft verdeutlichen558 und der Rostocker Hoch-
schulpädagogik als Alleinstellungsmerkmal einen Führungsanspruch innerhalb 
der Disziplin sichern.559 Gleichzeitig sollten sie durch die Separierung von der 
Pädagogik vor Umprofilierungen, wie sie im weitaus größeren Institut für Pä-
552 UAR 2.01.2, 430: Auszug aus einem Protokoll der Prorektorenbesprechung, 01.11.1960. 
553 vgl. z.B. die Wortbildung „Rechenzentrum“ oder das zeitgenössische Projekt der Profilie-
rung der Philosophischen Fakultät als „politisch-ideologisches Zentrum“ der Universität. 
554 Ebenda. 
555 UAR 2.01.2, 430: Roger an Schumann, Dekanin d. Phil. Fak, Bitte um Hilfe bei der 
Einrichtung eines hochschulpädagogischen Arbeitszentrums, 25.10.1960. 
556UAR 2.01.2, 430: Roger an Rektor, Fragen der Errichtung eines hochschulpädagogischen 
Arbeitszentrums, 29.12.1960. 
557 Ebenda. 
558 Ralph Jessen weist darauf hin, dass in der deutschen Bildungstradition–im Gegensatz zur 
angelsächsischen–die Anerkennung einer Wissenschaft an ihre institutionelle Verankerung 
an der Universität gebunden ist. Jessen, Ralph: Akademische Elite und kommunistische 
Diktatur. Die ostdeutsche Hochschullehrerschaft in der Ulbricht-Ära. Göttingen 1999. S. 
39. 
559 Roger verweist in der Anfangszeit immer wieder auf den besonderen Stellenwert der 
Rostocker Einrichtung als eine Art „Leitinstitut“ UAR 2.01.2, 431: Einleitung zu einer 
Aussprache über Probleme der Hochschulpädagogik anläßlich der Ostseewoche, 
08.07.1964. 
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dagogik an der Tagesordnung waren, schützen.560 Der Rektor leitete den Vor-
schlag Rogers mit dem Hinweis an das Staatssekretariat weiter, dass „die Be-
zeichnung gerechtfertigt sei, weil wie in anderen Fachgebieten, Forschungs- 
und Lehraufgaben durchgeführt werden“.561 Unter der Bedingung, dass mit der 
Bezeichnung keine materiellen Ansprüche verbunden sein durften, gab das 
Staatssekretariat der Gründung eines eigenständigen Instituts statt. Im konstitu-
ierenden Schreiben nannte der Rektor die „Erforschung der Probleme der 
Hochschulpädagogik“ und das „Vertrautmachen der Angehörigen des wissen-
schaftlichen Nachwuchses mit den Methoden der Stoffvermittlung“ als Aufga-
ben des Instituts.562 Damit ist aber nur ein Teil des Aufgabengebietes umrissen, 
das in einer Art Manifest vor der Institutionalisierung der Hochschulpädagogik 
im Jahr 1960 festgehalten wurden. „Die Aufgabe der Hochschulpädagogik“ 
bestünde nicht nur darin „den Unterrichts- und Erziehungsprozeß an der Hoch-
schule zu analysieren, die aus der Analyse hervorgehenden Erkenntnisse zu 
systematisieren und wissenschaftlich zu verallgemeinern“ heißt es dort. Statt-
dessen sollte auch darauf eingewirkt werden, dass „mit Hilfe der pädagogisch-
wissenschaftlichen Erkenntnisse […] die pädagogischen Prozesse im Hoch-
schulleben zielstrebiger und effektiver“ gestaltet würden.563 Die Ausbildung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses war, auf diese Aufgabenstellung, bezo-
gen, nur ein Teilaspekt. Von Anfang an, so schrieb Roger in der Rückschau 
1986, war die Forschungsarbeit mit „operativen“, also hochschulpolitischen 
Tätigkeiten verbunden.564 Zum Selbstverständnis der Hochschulpädagogen 
gehörte es daher auch immer, Agent der „sozialistischen Umgestaltung“ der 
Universitäten zu sein und ihren Einfluss dafür in den Gremien und Ämtern der 
Universität geltend zu machen. Dieser dritte Aufgabenbereich, neben For-
schung und Lehre, schlug sich in der ursprünglich vom Staatssekretariat bevor-
zugten Bezeichnung „Arbeits–zentrum“ nieder. In den beiden ersten Jahren 
forschten die Mitarbeiter des Instituts außerhalb der klassischen wissenschaft-
lichen Organisationsformen. Erst 1963 wurden Qualifizierungsvorhaben in 
Angriff genommen. 
560 UAR 2.01.2, 432: Perspektivplanvorschlag des Instituts für Hochschulpädagogik 1965-
1970. Vgl. auch die Schließung der Abteilung Polytechnische Erziehung nach 1965: UAR 
2.1.2, 456: Anlage zum Perspektivplan, 22.01.1965. 
561 UAR 2.01.2, 430: Rektor an Dahlem, 14.02.1961. 
562 UAR 2.01.2, 430: Rektor an Roger, 01.09.1961. 
563 Roger, Gerhard: Gegenstand und Aufgabe der sozialistischen Hochschulpädagogik. In: Das 
Hochschulwesen 8, 1960. S. 411. 
564 Roger, Knöchel 1986. S. 47. 
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Im Folgenden sollen kurz die drei Aufgabenbereiche Forschung, Lehre 
und „operative Tätigkeit“ anhand einiger Eckdaten vorgestellt werden. Auf sie 
wird unter spezifischen Fragestellungen dann ausführlicher in separaten Kapi-
teln eingegangen.  
Die Mitarbeiter des Instituts veröffentlichten über 30 Artikel in sechs ver-
schiedenen Zeitschriften.565 Der Schwerpunkt der Publikationstätigkeit fiel 
dabei auf die ersten beiden Jahre nach der Gründung des Instituts. Die Angehö-
rigen des Instituts veröffentlichten keine Monografien. Im Jahr 1969 erschien 
ein Tagungsband im Verlag des Instituts für Hochschulbildung566 Die Qualifi-
kationsarbeiten finden sich allerdings als Hochschulschriften im Bestand der 
Universitätsbibliothek Rostock.567  
Die Mitarbeiter des Instituts verfassten im Zeitraum bis 1970 vier Quali-
fikationsarbeiten, Gerhard Roger habilitierte, Joachim Martin, Heinz Weiden 
und Kriemhild Hildebrand wurden promoviert.568 Angesichts der Tatsache, 
dass viele wissenschaftliche Nachwuchskräfte zu dieser Zeit durch Lehr- und 
Verwaltungsaufgaben und Weiterbildungsverpflichtungen über–belastet waren, 
verlief die Qualifikation der Mitarbeiter im Institut relativ erfolgreich und zü-
gig.569 Die Qualifizierungsarbeiten thematisierten die Ausbildungsorganisation 
in bestimmten Studiengängen (Martin, Weiden), die Ausbildung der Nach-
wuchswissenschaftler zu Hochschullehrern (Hildebrand) aber auch die „Kol-
lektiverziehung an den Hochschulen“ (Roger). Eindeutig der SED-Ideologie 
verpflichtet ist nur die Habilitationsschrift Gerhard Rogers, aber auch die Fra-
gestellungen der anderen Arbeiten gewinnen ihre Spezifik erst vor dem Hinter-
565 Der größte Anteil stammt dabei von Gerhard Roger, vgl. sein Schriftenverzeichnis im 
Catalogus Professorum Rostochiensis. Roger, Gerhard: Schriftenverzeichnis, 2012. 
http://cpr.uni-rostock.de/file/cpr_derivate_00002296/roger_gerhard_bib.pdf (27.08.2013) 
566 Roger, Gerhard (Hrsg.): Der Beitrag der sozialistischen Hochschulpädagogik zur Entwick-
lung neuer Ausbildungsmethoden. Materialien des Hochschulpädagogischen Symposions in 
Rostock vom 25.-30.8.1969. Berlin 1969. 
567 Hildebrand, Kriemhild: Einige Bedingungen der Heranbildung eines sozialistischen 
wissenschaftlichen Nachwuchses. Rostock 1969; Martin, Hans Joachim: Der Beitrag pro-
duktionsverbundener Studienabschnitte zur Erziehung sozialistischer Diplomlandwirte. 
Dissertation 1966; Roger, Gerhard: Untersuchungen zur Kollektiverziehung an Hochschu-
len. Unter besonderer Berücksichtigung der studentischen Seminargruppen im Bereich der 
Lehrerbildung an der Universität Rostock. Habilitationsschrift. Rostock 1964; Weiden, 
Heinz: Untersuchungen zur Neugestaltung des technischen Studiums unter besonderer Be-
rücksichtigung des Ingenieurpraktikums. Dissertation. Rostock 1967. 
568 UAR 2.01.2, 67: Promotionsverzeichnis (1954–1969), Philosophische Fakultät. 
569 Vgl. zum Beispiel: Becherer, Gerhard: Viele haben zu wenig Zeit. In: Die neue Universität 
6, 1965. 
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grund der sozialistischen Hochschulpolitik. Gerhard Roger wurde 1965 erster 
Professor für Hochschulpädagogik in der DDR.570 
Schon vor der Gründung des Instituts führte der spätere Direktor Gerhard 
Roger in seiner Funktion als Prorektor für Studienangelegenheiten „Hoch-
schulpädagogische Kolloquien“ durch.571 Im ersten Halbjahr nahmen 1958/59 
ungefähr 25 Teilnehmer in zwei Gruppen an den vierzehntägig stattfindenden, 
zweistündigen Veranstaltungen teil.572 Zum Studienjahr 1961/62 wies der 
Staatssekretär für Hoch- und Fachschulwesen persönlich die Durchführung 
„fakultativer hochschulpädagogischer Lehrveranstaltungen“ an.573 Durch die 
Anweisung des Staatssekretariats wurde der Teilnehmerkreis, der sich zuvor 
vorwiegend auf die Assistenten und Oberassistenten der Mathematisch-
Naturwissenschaftlichen Fakultät beschränkte, erheblich erweitert: An knapp 
der Hälfte aller Fakultäten wurden im Frühjahrsemester 1962 hochschulpäda-
gogische Lehrveranstaltungen durchgeführt.574 Bis zur Mitte der Sechziger 
sank die Zahl Lehrveranstaltungen allerdings wieder stark ab575, um seit 1967 
wieder sprunghaft anzusteigen.576  
Für das dritte Aufgabenfeld, die Beratung und Beeinflussung der Hoch-
schulpolitik verfügte das Institut durch seinen Direktor, Gerhard Roger, über 
günstige Voraussetzungen. Roger saß in den wichtigsten Gremien der akade-
mischen Selbstverwaltung. Schon in seiner Studentenzeit gehörte Roger der 
SED an.577 Nach seiner Promotion war er zwei Jahre Vorsitzender der „Ge-
werkschaft Wissenschaft“ an der Universität und danach von 1957-1961 Pro-
rektor für Studienangelegenheiten.578 In dieser Funktion war Roger auch Mit-
glied des Senats, das er während des gesamten Untersuchungszeitraums 
570 Roger, Knöchel 1986. S. 47. 
571 UAR 2.01.2, 433: Roger an Heidorn, Prorektor für wiss.Nachw, 12.09.1958. 
572 UAR 2.01.2, 433: Roger an Prorektor für wiss.Nachw., Teilnehmer am Colloquium für 
Hochschulpädagogik, 09.02.1959. 
573 UAR 2.01.2, 433: Girnus, Staatsekretär f. Hoch- und Fachschulwesen an Rektor, Hoch-
schulpädagogische Ausbildung des Nachwuchses, 08.08.1961 
574 UAR 2.01.2, 433: Roger, Durchführung hochschulpädagogischer Lehrveranstaltungen im 
Studienjahr 1962/63, 02.07.1961. 
575 Im Arbeitsplan des Studienjahres 1964/65 ist nur noch eine hochschulpädagogische 
Lehrveranstaltung vermerkt. UAR 2.01.2, 432: Jahresarbeitsplan 1964/65 des Instituts für 
Hochschulpädagogik, 15.09.1964. 
576 Konkrete Daten und Hintergründe dazu im dritten Kapitel der Arbeit. 
577 Hartwig, Wolfgang: Skizze über einen Parteisekretär. In: Die neue Universität 9, 1966. 
578 Roger, Gerhard: Tabellarischer Lebenslauf, 2006. http://cpr.uni-
rostock.de/file/cpr_derivate_000000002295/roger_gerhard_cv.pdf (28.03.2012). 
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blieb.579 In seiner Eigenschaft als Institutsdirektor war Roger Mitglied des Rats 
der Philosophischen Fakultät und übernahm als Vorsitzender der Kommission 
„Lehre und Erziehung“ die Aufgabe, Konzepte auszuarbeiten, auf welche Wei-
se sich das Studium an der Fakultät im Sinne der SED-Politik verbessern lie-
ße.580 Anfang des Jahres 1967 wurde Roger Sekretär der Universitätsparteilei-
tung und nahm damit das höchste Parteiamt an der Universität wahr.581 Bis 
1970 gestaltete Roger in diesem Amt die Umsetzung der 3. Hochschulreform 
an der Universität Rostock maßgeblich mit. Auch die anderen Institutsmitglie-
der nahmen zum Teil einflussreiche Ämter wahr.582 In meiner Staatsexamens-
arbeit habe ich dargestellt, dass es den Mitgliedern des Instituts an verschiede-
nen Stellen und zu unterschiedlichen Gelegenheiten gelang, die „Pädagogisie-
rung der Universitäten“ voranzutreiben. Jedoch kann man auch hier nicht von 
einer bruchlosen Entwicklung sprechen.583 
579 Roger war nicht nur bis 1961 Mitglied des Senats, wie es im Lebenslauf vom Februar 2006 
steht. Vgl. UAR 2.01.2, 432: Jahresarbeitsplan des Instituts für Hochschulpädagogik für das 
Studienjahr 1965/66. 
580 UAR 2.01.2, 4.4.: Protokoll der Fakultätsratssitzung vom28.11.1962.  
581 Roger 2006. 
582 Martin arbeitete als sogenannter „Dekansassistent“, eine Art Geschäftsführer, in der 
Leitung der Philosophischen Fakultät, Hildebrand war Mitglied der Universitätsparteilei-
tung. Vgl. UAR 2.01.2, 432: Jahresarbeitsplan des Instituts für Hochschulpädagogik für das 
Studienjahr 1965/66. 
583 Rohrmann, Henning: Der Erziehungsauftrag der DDR-Universitäten am Beispiel der 
Geschichtslehrerausbildung in Rostock bis 1970. Staatsexamenarbeit. Rostock 2011. 
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schulpädagogik
Bisher wurden Eckdaten genannt und die Entwicklungslinien des Instituts grob 
nachgezeichnet. Damit wurde dem Leser eine grundsätzliche Orientierung über 
die Aktivitäten des Instituts vermittelt. Für einen solchen Zweck ist die hausei-
gene Institutsgeschichte aus dem Jahr 1971 jedoch völlig ausreichend.584  
Allerdings ist diese Institutsgeschichte nicht nur eine Darstellung, sondern 
auch eine Quelle. Die Kenntnis der ideologischen, hochschulpolitischen und 
wissenschaftssystemischen Rahmenbedingungen, vor deren Hintergrund sich 
die Gründung und Entwicklung des Rostocker Instituts vollzog, wird beim 
Leser vorausgesetzt. Der kurze Aufsatz erfüllt eine auch kommunikative Funk-
tionen: Er ist eine Art Rechenschaftsbericht, der das Fortbestehen des Instituts 
durch eine Auflistung seiner Leistungen für die Zukunft legitimieren soll.585 In 
der „Wissenschaftlichen Zeitschrift“ der Universität Rostock veröffentlicht, 
richtet sich der Aufsatz vornehmlich an einen Leserkreis, der die Institutionali-
sierung der Hochschulpädagogik selbst miterlebte oder mit beeinflusste. Kritik 
an den Protagonisten der Universitätspolitik wird daher verständlicher Weise 
nicht geübt. Im Artikel herrscht eine Atmosphäre lakonisch-unaufgeregter 
„Normalwissenschaft“586. 
Einen anderen Eindruck erzeugt das Schreiben, das Gerhard Roger 1965 
an das Dekanat der Philosophischen Fakultät richtete. „Bei Nichtgewährung 
zusätzlicher Planstellen“ so Roger, könnten die Aufgaben des Instituts nur zu 
„einem bescheidenen Anteil erfüllt werden“. Es sei dann „unmöglich, […] ein 
Ausbildungssystem für alle Nachwuchskräfte einzurichten.“587 In einer Reihe 
weiterer Schreiben drückt Roger seine Frustration über die Perspektiven seines 
Instituts aus.588 Die Entwicklung verlief nicht so glatt, wie der Artikel aus dem 
Jahr 1971 glauben machen möchte. 
584 Roger, Gerhard: Zehn Jahre Aufbau und Entwicklung des Wissenschaftsgebietes Hoch-
schulpädagogik. in: Wissenschaftliche Zeitschrift der Universität Rostock 20 (1951) G3/4. 
S. 165–171.
585 Ebenda. S. 169. 
586 Der Begriff der „Normalwissenschaft“ entstammt der Wissenschaftstheorie Thomas S. 
Kuhns und bezeichnet die durch konsens- und ergebnisorientiere Arbeitsweise der Wissen-
schaftler außerhalb wissenschaftlicher Revolutionen. Vgl. Kuhn, Thomas S.: Die Struktur 
wissenschaftlicher Revolutionen. 2. Aufl. Frankfurt am Main 2011. S. 39f. 
587 UAR 2.01.2, 430: Roger an Dekanat, Stellungnahme zur weiteren Tätigkeit des Instituts für 
Hochschulpädagogik bei Nichtgenehmigung einer Planstellenerweiterung, 25.01.1965. 
588 Z.B. UAR 2.01.2, 433: Roger an Prorektor für wissenschaftlichen Nachwuchs oder UAR 
2.01.2, 430: Vorstellungen des Instituts für Hochschulpädagogik. 
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Zuerst soll die Frage nach dem Erfolg der Institutsgründung beantwortet 
werden. Das eröffnet aber wiederum das Problem, einen Maßstab für diese 
Bewertung zu finden. Maßstab der Bewertung einer Institution müssen immer 
die ihr gestellten Aufgaben und ihre selbst formulierten Ziele sein.589 Danach 
soll zweitens die Frage analysiert werden, auf welche hochschulpolitischen 
Probleme die Institutionalisierung der Hochschulpädagogik antworten sollte 
oder anders ausgedrückt, in was für einem Wissenschaftsdiskurs die Institutio-
nalisierung der Hochschulpädagogik plausibel erschien. 
3.1 Erfolge und zwischenzeitliche Frustration bei der Verankerung 
der Hochschulpädagogik in der  Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses 
Als Aufgaben gab der Rektor der Universität, Rudolf Schick, dem Institut für 
Hochschulpädagogik in seinem Gründungsschreiben vom 01.09.1961 die „Er-
forschung der Probleme der Hochschulpädagogik“ und das „Vertrautmachen 
der Angehörigen des wissenschaftlichen Nachwuchses mit den Methoden der 
Stoffvermittlung“ mit auf den Weg.590 Man kann davon ausgehen, dass Schick 
eine pädagogische Ausbildung für den gesamten wissenschaftlichen Nach-
wuchs vorschwebte. Dieses Ziel wurde ansatzweise nur am Anfang und am 
Ende der Sechziger Jahre erreicht.591 Zwischen dem Herbst 1962 und dem 
Frühjahr 1967 genoss nur ein Bruchteil der Nachwuchswissenschaftler die 
angestrebte hochschulpädagogische Ausbildung. In der Zwischenzeit wurden 
zwar hochschulpädagogische Lehrveranstaltungen abgehalten, allerdings je-
589 Abraham, Martin; Büschges, Günter: Einführung in die Organisationssoziologie. 3. Aufl. 
Wiesbaden 2004. S. 21–22. 
590 UAR 2.01.2, 430: Rektor an Roger, 01.09.1961. 
591 Die Rekonstruktion der gehaltenen Veranstaltungen fällt, deshalb schwer, weil in den 
jeweiligen Vorlesungsverzeichnissen die Veranstaltungen nicht in den Fakultäten, für deren 
wissenschaftlichen Nachwuchs sie gedacht waren, eingetragen wurden, sondern unspezi-
fisch unter dem Institut für Hochschulpädagogik einsortiert sind, z.B. Baudisch, Markus: 
VERS–Verband Ehemaliger Rostocker Studenten. Aufgaben und Ziele, 2003. 
http://www.vers-online.org/aufgaben.html (21.08.2011). Als Behelf musste daher auf die 
Berichte an den Prorektor für wissenschaftlichen Nachwuchs sowie die Jahrespläne des 
Instituts für Hochschulpädagogik zurückgegriffen werden, die leider unvollständig sind. 
Die Akte „Assistentenseminare“ aus dem Bestand des Prorektorats enthält leider ebenfalls 
nur Berichte über die Marxistisch-Leninistische Weiterbildung. Vgl. UAR1.04.0, 22: Assis-
tentenseminare (1963–1967), Prorektor für den wissenschaftlichen Nachwuchs. 
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weils auf eine einzige Fakultät beschränkt.592 Was hinderte die Hochschulpä-
dagogen in der Zwischenzeit an der Durchführung ihrer vom Rektor gegebenen 
Aufgabe? 
Umgekehrt ist es jedoch auch so, dass die Konjunkturen der frühen und 
späten Sechziger Jahre direkt auf hochschulpolitische Weisungen zurückgin-
gen. Im Jahr 1961 war das ein persönliches Schreiben des damaligen Staatssek-
retärs für Hochschulwesen, Wilhelm Girnus, Auslöser für den sprunghaften 
Anstieg der Lehrveranstaltungen593 und 1967 ging die Bemühungen der Fakul-
täten um eine hochschulpädagogische Ausbildung ihres wissenschaftlichen 
Nachwuchses auf einen Senatsbeschluss zurück.594 Die Aussage von Johannes 
Heil, dass die hochschulpädagogische Ausbildung mit der Einführung der Fa-
cultas docendi als Lehrvoraussetzung für alle Nachwuchswissenschaftler ver-
pflichtend gemacht wurde, stimmt so nicht ganz.595 
Schon im Herbst 1962 klagte Gerhard Roger in einem Schreiben an den 
damaligen Prorektor für wissenschaftlichen Nachwuchs über die Unzuläng-
lichkeiten der bisher durchgeführten Lehrveranstaltungen. Hervorstechendster 
Mangel sei die „Fluktuation“ der Teilnehmer. Da sich die Inhalte aufgrund der 
geringen Anzahl von Veranstaltungen auf ein unerlässliches Minimum be-
schränkten, wäre eine kontinuierliche Teilnahme „unbedingt notwendig“.596 
Roger unterbreitete dem Prorektor für wissenschaftlichen Nachwuchs, Vor-
schläge, wie dieser Mangel zu beheben sei. Die Teilnahme sollte nach dem 
Willen Rogers zwar weiterhin freiwillig sein, die Teilnehmer müssten aber 
durch ihre Fakultäten „delegiert“ werden. Roger bat darum, selbst nach dem 
Ende der jeweiligen Veranstaltungsreihe eine offiziell anerkannte Teilnahme-
bestätigung ausgeben zu können.597 Die Vorschläge fanden jedoch im Prorek-
592 UAR 2.01.2, 432: Jahresarbeitsarbeitsplan 1964/65 des Instituts für Hochschulpädagogik, 
15.09.1964; Jahresarbeitsplan des Instituts für Hochschulpädagogik für das Studienjahr 
1965/66, 02.09.1965. 
593 UAR 2.01.2, 433: Staatssekretär für Hochschulwesen an Rektor, Hochschulpädagogische 
Ausbildung des Nachwuchs, 08.08.1961. 
594 UAR 2.01.2, 433: Rektor an Dekan techn. Fak., 26.05.1967. 
595 Jedenfalls enthält die entsprechende Anordnung des Staatssekretariats für Hochschulwesens 
vom 1. Dezember 1968 nur den Passus, dass die Fakultät des wissenschaftlichen Rats „zur 
weiteren Prüfung der wissenschaftlichen Fähigkeiten und Kenntnisse ein Kolloquium zu 
den Bildungs- und Erziehungsaufgaben der Hochschullehrer und gegebenenfalls eine Lehr-
probe“ festlegen kann. Anordnung über die Erteilung und Entzug der Facultas docendi 
(Lehrbefähigung). In: Gesetzblatt der DDR Teil II Nr. 127, 13.12.1968, §2,1 
596 UAR, 2.01.2, 433: Roger an Prorektor f. wiss. Nachw., 14.09.1962. 
597 Ebenda. 
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torat kein Gehör.598 Frustriert urteilte Roger ein Jahr später, dass „unter der 
Voraussetzung, daß eine derartige sinnvolle Regelung für die systematische 
pädagogische Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchs nicht besteht, die 
Durchführung zusammenhängender Vorlesungsreihen für die Veranstalter 
nicht rationell genug“ erscheine.599 Für das Herbstsemester 1963/64 zog Roger 
daraus die Konsequenz, stattdessen „[…]in einigen Fachrichtungen mit einem 
kleineren Kreis von interessierten Assistenten und Oberassistenten gemeinsam 
Hospitationen in Lehrveranstaltungen durchzuführen.“600 Das Institut für 
Hochschulpädagogik ist also für den Einbruch der Lehrveranstaltungen in der 
Mitte der Sechziger Jahre teilweise selbst verantwortlich. Bestand das Ziel 
einer hochschulpädagogischen Ausbildung aller Nachwuchswissenschaftler nur 
noch auf dem Papier, fragwürdig geworden durch die ernüchternde Lehrreali-
tät?  
In seiner Studienjahresanalyse von 1962/63 erteilt Roger nicht nur den 
bisherigen Lehrformen eine Absage, sondern formuliert auch ein neues Fern-
ziel: Die Einrichtung eines sogenannten „pädagogischen Zusatzexamens“ für 
die Nachwuchswissenschaftler der Universität.601 Dabei betrat das Institut 
verschlungene und für das staatsdirigistische Wissenschaftssystem der DDR 
sehr eigenständige Wege. Im Herbst 1965 begann das Institut mit der Durch-
führung eines „organisierten Externenstudiums“, das sich an Fach- und Partei-
schullehrer richtete. Das Studium erstreckte sich über drei Semester und 
schloss mit der „Erlangung eines pädagogischen Zusatzexamens“ ab. Größten-
teils sollten die Teilnehmer mithilfe von Lehrbriefen ein Selbststudium betrei-
ben, während sich die Präsenzlehre auf wenige Termine im Semester reduzier-
te. Das Besondere an der Einrichtung dieses Studienganges war, dass Roger 
die Verantwortlichen im Staatssekretariat lediglich „in Kenntnis setzte“.602 
Vom Staatssekretariat wurde der Vorgang allerdings zunächst an den Rektor 
der Universität zurückgesandt, der Roger zur Stellungnahme aufforderte. Ro-
ger bewarb sein Vorhaben gegenüber dem Rektor nicht nur dadurch, dass keine 
„materiellen Forderungen an die Universität daraus resultieren würden“ son-
dern auch damit, dass über das Externenstudium der „Weg ausprobiert werden“ 
598 UAR 2.01.2, 433: Prorektor f. wiss. Nachw. an Roger, 26.09.1962. 
599 UAR 2.01.2, 433: Roger, Durchführung hochschulpädagogischer Lehrveranstaltungen im 
Studienjahr 1962/63, 02.07.1963 
600 Ebenda. 
601 Ebenda. 
602 UAR 2.01.2, 433: Erste vorläufige Ausbildungskonzeption für das organisierte Externen-
studium zur Erlangung eines Zusatzexamens in Erwachsenenpädagogik, 03.09.1965. 
124 Entstehung, Entwicklung des Instituts für Hochschulpädagogik 
könne, die „Vermittlung von hochschulpädagogischer Ausbildung ohne Unter-
brechung der eigenen Tätigkeit anzubieten.“603 Der neugewählte Rektor unter-
stützte das Vorhaben und mit der Verzögerung von einem halben Jahr geneh-
migte der neue Staatssekretär Joachim Gießmann den neuen Studiengang per-
sönlich.604 Dem Schreiben angefügt war eine vom Staatssekretariat herausge-
gebene Mitteilung zur Eröffnung des Studiengangs, wahrscheinlich auch um 
gegenüber dem eigenmächtig handelnden Roger den eigentlichen, geordneten 
Gang der Dinge zu verdeutlichen. Das Externenstudium wurde dann tatsäch-
lich zum direkten inhaltlichen und organisatorischen Vorläufer des zwei Se-
mester dauernden „Pädagogischen Lehrgangs“, der mit Nachwuchswissen-
schaftlern einzelner Fakultäten ab 1967 durchgeführt wurde.605 
3.2.  Abschluss der Forschungsvorhaben und personelle Stagnation 
seit der Mitte der sechziger Jahre 
Ob das Institut für Hochschulpädagogik seine Forschungsaufgaben erfolgreich 
wahrnahm, ist dagegen schwieriger zu bewerten. Es fällt schwer einen Maßstab 
zu bestimmen, an dem sich Erfolg oder Misserfolg messen lassen. Im Grün-
dungsschreiben nannte der Rektor nur sehr allgemein die „Erforschung der 
Probleme der Hochschulpädagogik“ als Aufgabe des Instituts. Der ein Jahr 
zuvor parallel zur Gründung der Zentralen Kommission für Hochschulpädago-
gik erschienene Aufsatz listete 14 Forschungsthemen auf, denen sich die Wis-
senschaftler in den nächsten Jahren annehmen sollten.606 Die Forschungsarbei-
603 UAR 2.01.2, 433: Roger an Rektor, 26.11.1965. 
604 UAR 2.01.2, 433: Staatssekretär an Rektor, 24.05.1966. 
605 UAR 2.01.2, 433: Pädagogischer Lehrgang für Angehörige der Medizinischen Fakultät, 
21.03.1967. 
606 Roger 1960.  
„Aufgaben des Lehrkörpers bei der soz. Ausbildung und Erziehung der Studierenden 
- Rolle der FDJ im Erziehungsprozess
- Zusammenwirken von Lehrkörper, FDJ: soz. Betrieben und Elternhaus im Prozeß der
Ausbildung und Erziehung
- Bedeutung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit von Lehrkörpern und Assistenten bei
der Ausbildungs- und Erziehungsarbeit (Erfahrungen der Erzieherkollektive)
- hochschulpädagogische Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses
- Die Verwirklichung des Prinzips der Einheit von Theorie und Praxis in der Hochschulaus-
bildung
- Untersuchung über den Praxisbegriff für die verschiedenen Fachgebiete
- die Bedeutung der Ausbildungsabschnitte in der sozialistischen Praxis und der Einbezie-
hung von erfahrenen Praktikern in die Lehre für die Erziehung und Ausbildung
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ten des Instituts für Hochschulpädagogik waren eindeutig auf dieses Programm 
ausgerichtet. In das Thema seiner Habilitation, Kollektiverziehung an den 
Hochschulen, bezog Gerhard Roger gleich vier Forschungsdesiderate ein.607 
Auch die Dissertationen von Hans-Joachim Martin, Heinz Weiden und 
Kriemhild Hildebrand lassen sich einem oder mehreren Anstrichen des Pro-
gramms zuordnen – insgesamt beschäftigten sich die Rostocker Hochschulpä-
dagogen mit gut der Hälfte aller genannten Forschungsprobleme. Hatte das 
Institut damit nicht allen Grund seine Forschungsarbeit als erfolgreich anzuse-
hen? 
Es ist für die Wissenschaft geradezu grundlegend, dass Forschungsarbei-
ten selbst neue Forschungsprobleme formulieren.608 Deswegen kann es nicht 
verwundern, dass die Liste von Forschungsvorhaben im Perspektivplanvor-
schlag des Instituts aus dem Jahr 1964 erheblich länger ist, als die aus dem Jahr 
1960.609 Auch 1964 sah Gerhard Roger die Hochschulpädagogik noch am 
Anfang ihrer Entwicklung als wissenschaftliche Disziplin. Bis 1970 nannte er 
drei Forschungskomplexe, die die Hochschulpädagogen bearbeiteten müssten. 
Erstens sei es notwendig, mittels theoretischer Abhandlungen die Eigenstän-
digkeit der Hochschulpädagogik gegenüber der allgemeinen Pädagogik zu 
begründen. Zweitens müsste sich eine Art Hochschuldidaktik herausbilden, 
welche die Ziele, Grundprinzipien und Methoden der Hochschulbildung zum 
- Die Bedeutung der Bewegung Sozialistische Studentengruppen als Beitrag der Studieren-
den zur sozialistischen Umgestaltung der Hochschulen
- Die Entwicklung einer Hochschuldidaktik und die Ausarbeitung der Hochschulmethodik
für die einzelnen Fachdisziplinen
- Ausarbeitung pädagogischer Grundforderungen an die Gestaltung der Studienpläne
- Die Bedingung der Arbeit im Hochschulfern- und Abendstudiums unter hochschulpädago-
gischen Gesichtspunkten (auch Hochschulbildung im Rahmen von Betriebs- und Dorfaka-
demien)
- Förderung der Arbeiter- und Bauernstudenten, Auswertung der bisherigen Erfahrungen,
Inhalt und Methoden
- Probleme des Übergangs zum Hochschulstudiums unter der Berücksichtigung unter
besonderer Berücksichtigung der neuen Wege zum Studium auf Grund des Schulgesetzes
(Übergang vom Lernen zum Studieren, Hinweise für die Studierenden über Technik der
geistigen Arbeit, organisierte Hilfe des Lehrkörpers für die Anfangssemester)“
607 Rolle der FDJ, Zusammenwirken von Lehrköper und FDJ, Sozialistische Studentengrup-
pen, Ausbildung des wiss. Nachw. 
608 Weingart, Peter; Carrier, Martin; Krohn, Wolfgang: Nachrichten aus der Wissensgesell-
schaft. Analysen zur Veränderung der Wissenschaft. Weilerswist 2007. S. 46-47. 
609 UAR 2.1.2, 432: Perspektivplanvorschlag des Instituts für Hochschulpädagogik 1965–
1970, 10.12.1964. 
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Gegenstand hat. Drittens sollten „empirische Untersuchungen der Hochschul-
wirklichkeit“ angestellt werden, um die bestehenden Organisationsformen in 
der Lehre zu optimieren.610  
Um diese Aufgaben bewältigen zu können, sah der Perspektivplanvor-
schlag eine massive Erweiterung des wissenschaftlichen Personals vor. Im Jahr 
1970 sollten nach den Vorstellungen des Instituts ein Professor, drei habilitier-
te Dozenten, sechs Assistenten und Oberassistenten und drei promovierte wis-
senschaftliche Mitarbeiter am Institut arbeiten. Die Anzahl der Mitarbeiter 
sollte sich demnach auf 16 vervierfachen.611 Die Pläne sahen vor, das Institut 
in eine gesellschaftswissenschaftliche, eine naturwissenschaftlich-
mathematische und eine Fernstudien-Abteilung zu untergliedern. Weder die 
Untergliederung des Instituts noch die massive Erweiterung des Personal-
stamms wurden in der Folgezeit realisiert.612  
Die Stellungnahmen der anderen Institute der Philosophischen Fakultät 
zeigen, dass Unterschiede zwischen gewünschten und genehmigten Personal-
bedarf die Regel darstellten.613 Der Dekan sprach in einer Fakultätsratssitzung 
allgemein von „illusorischen Zahlen“, die die Erstellung des Fakultätsplans 
erschwerten.614 Aber bei keinem Institut war das Auseinanderklaffen zwischen 
Soll- und Ist-Zustand größer.615 Es lässt sich nur vermuten, was die Beweg-
gründe für diese Differenz waren: Waren es die illusorischen Ansprüche des 
Institutsdirektors? Im Perspektivplanvorschlag verwies Roger auf einen über-
geordneten Plan, der von allen hochschulpädagogischen Einrichtungen ausge-
610 UAR 2.1.2, 432: Perspektivplanvorschlag des Instituts für Hochschulpädagogik 1965–
1970, 10.12.1964. 
611 Ebenda. 
612 UAR 2.1.2, 430: Vorstellung des Instituts für Hochschulpädagogik, 05.04.1966. 
613 So im slawistischen Institut: „Sollte 1967 die Einrichtung einer neuen Lektorenstelle nicht 
möglich sein, kann das Institut ab 1966 jährlich nur 40 und nicht, wie vorgesehen 53 […] 
immatrikulieren“. UAR 2.1.2, 26: Stellenplanentwurf 1965. Statistischer Nachtrag.  
614 UAR 2.01.2, 38: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 14.04.1965. 
615 UAR 2.01.2, 26: Stellenplanentwurf 1965. Statistischer Nachtrag. S. 11–13; im Institut für 
Pädagogik sollten die Anzahl der Fachkräfte von 29 auf 37, im Historischen Institut von 20 
auf 25, im Slawistischen Institut von 15 auf 20, im Institut für Kunstgeschichte von 4 auf 6, 
im Institut für Musikgeschichte von 6,5 auf 12, im Germanistischen Institut von 22 auf 23, 
im Anglistischen Institut auf 20 auf 23. UAR: 2.01.2, 225, 285, 330, 393, 453: Ermittlung 
der Arbeitskräfte, Anlage 2 zum Perspektivplan (1964–70); UAR 2.01.2, 85: Entwicklung 
des Bestandes an Hoch- und Fachschulkadern. Damit wurde im Institut für Hochschulpäda-
gogik relativ und absolut die größte Erweiterung angestrebt. 
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arbeitet worden war.616 Den dem Perspektivplan beigefügten Stellenplan, ver-
sah er mit dem Sternchen „in Abhängigkeit von den Entscheidungen des 
Staatssekretariats“617. Offenbar konnten die Pläne der Hochschulpädagogen die 
Verantwortlichen im Staatssekretariat also nicht von ihrer Wichtigkeit über-
zeugen, jedenfalls wurden von dieser Instanz keine neuen Planstellen geschaf-
fen. 
Im Perspektivplan machte Roger den Vorschlag, dass Institut als unab-
hängige Universitätseinrichtung dem Rektor direkt zu unterstellen, da es „in 
den verschiedenen Fakultäten“ zu wirken hätte.618 Das Dekanat der Philoso-
phischen Fakultät nahm dieses Argument auf, indessen aber, um zu begründen, 
warum das Institut an der Verteilung der neu bewilligten Planstellen der Fakul-
tät unberücksichtigt blieb.619 Offenbar hatte weder das Staatssekretariat noch 
die Philosophische Fakultät Interesse an einer Expansion der jungen Wissen-
schaftsdisziplin. 
Die Lösung der rasant ansteigenden Zahl neuer Aufgaben musste unter 
der Bedingung der personellen Stagnation unmöglich erscheinen. Äußere Ein-
flüsse hinderten das Institut an der Umsetzung des im Perspektivplan skizzier-
ten Forschungsprogramms, dementsprechend resignativ bewertete Roger in der 
zweiten Hälfte der Sechziger Jahre die Möglichkeiten des Instituts. So klagte 
Roger, dass „im Rahmen der gezogenen materiellen und personellen Grenzen“ 
die „Einrichtungen des Instituts abgeschlossen“620 sei, dass bisher nur „mini-
malste Arbeitsvoraussetzungen geschaffen worden“621 wären, das Institut 
616 UAR 2.1.2, 432: Perspektivplanvorschlag des Instituts für Hochschulpädagogik 1965–
1970, 10.12.1964. 
617 UAR 2.1.2, 432: Stellenplan des Instituts für Hochschulpädagogik 1965–1970. 
618 UAR 2.1.2, 432: Perspektivplanvorschlag des Instituts für Hochschulpädagogik 1965–
1970, 10.12.1964. 
619 UAR 2.1.2, 41: Müller, Fritz, Kaderprogramm der Philosophischen Fakultät, S.4. „Der 
Ausbau des Instituts für Hochschulpädagogik ist zu fördern, wobei jedoch die philosophi-
sche Fakultät keine eigenen Planstellen zur Verfügung hat […] die Bitte, aus dem Plan der 
Universität eine zusätzliche Planstelle […] zur Verfügung stellen, wird unterstützt, da die 
Arbeit des Instituts vor allem anderen Fakultäten als der Philosophischen zugute kommt.“ 
Dagegen wurden im Kaderprogramm neue Stellen für die Musikwissenschaft und zwei 
neue Planstellen für Sozial- und Arbeitspsychologie befürwortet. Vgl. Ebenda. S. 5. 
620 UAR 2.1.1, 430: Stellungnahme zur weiteren Tätigkeit des Instituts für Hochschulpädago-
gik bei Nichtgenehmigung einer Planstellenerweiterung, 25.01.1965. 
621 UAR 2.01.2, 430: Vorstellungen zur Kaderperspektive des Instituts für Hochschulpädago-
gik bis 1970, 02.11.1965. 
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dadurch „personell unterbesetzt“622 sei und die „ständig wachsenden Anforde-
rungen“623 nur zu einem „bescheidenen Anteil“624 zu bewältigen wären. 
3.3.  Verdeckte Ziele in der „operativen Tätigkeit“ 
Im dritten Arbeitsfeld, der „operativen Tätigkeit“ ist eine Bemessung des 
Erfolgs der Anstrengungen noch schwieriger, weil in dieser Hinsicht gar keine 
konkreten Ziele aufgestellt worden sind. Im Perspektivplan von 1964 steht 
zwar, dass die Forschungsergebnisse des Instituts durch „Mitarbeit im Senat, 
dem Fakultätsrat und den verschiedenen Kommissionen“ genutzt werden soll-
ten625, welche Fernziele die Institutsangehörigen dabei verfolgten, wurde aber 
nie offen proklamiert. 
622 UAR, 2.01.2, 430: Roger an Dekan, Umsetzung der Mitarbeiter der Agrarpädagogik in die 
Hochschulpädagogik, 04.03.1966. 
623 UAR 2.01.2, 430: Vorstellungen zur Kaderperspektive des Instituts für Hochschulpädago-
gik bis 1970, 02.11.1965. 
624 UAR 2.01.2, 430: Stellungnahme zur weiteren Tätigkeit des Instituts für Hochschulpädago-
gik bei Nichtgenehmigung einer Planstellenerweiterung, 25.01.1965. 
625 UAR 2.01.2, 432: Perspektivplanvorschlag des Instituts für Hochschulpädagogik 1965-
1970, 10.12.1964. 
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4.1.  Die Institutionalisierung der Hochschulpädagogik im  Kontext 
hochschulpolitischer Erfahrungen der fünfziger Jahre 
Aus der Perspektive des Staatssekretariats für Hochschulwesen antwortete die 
Einführung der Hochschulpädagogik auf die fortwährenden Schwierigkeiten, 
die sich bei der Ausbildung zukünftiger Funktionseliten zeigten. Die beständi-
ge Unzufriedenheit des Staatssekretariats mit den Ergebnissen der Ausbildung 
war in besonderem Maße durch die Forderungen begründet, welche die Politik 
schon vor der Gründung der DDR an die Universitäten herangetragen hatte.626 
Im Studium sollten danach nicht nur fachwissenschaftliche Kenntnisse erwor-
ben, sondern auch die Ideologie der herrschenden Partei verinnerlicht werden. 
Dieser „Erziehungsauftrag“ stand im Kontrast zum klassischen Hum-
boldt‘schen Universitätsideal627 und fand seine Begründung in den gesell-
schaftspolitischen Zielen der neuen Machthaber: „Die Entmachtung traditionel-
ler Führungsgruppen und die gezielte Heranbildung neuer Eliten sollte die 
Herrschaft der kommunistischen Spitzenfunktionäre durchsetzen.“628 Im Zuge 
des „Aufbaus des Sozialismus“ prognostizierte die SED-Führung einen großen 
Bedarf an wissenschaftlich ausgebildeten Spezialisten für die Industrie und die 
staatliche Bürokratie. Um diesen Bedarf zu entsprechen, sollten die Absolven-
tenzahlen der Universitäten stark erhöht werden.629 Die Verwandlung der Uni-
626 Zur Verankerung des sogenannten Erziehungsauftrags vgl. Straube, Peter-Paul: Zur 
Einführung eines Erziehungsauftrages an den Universitäten und Hochschulen in der DDR. 
In: Busch, Friedrich W; Rüther, Beate; Straube, Peter-Paul (Hrsg.): Universitäten im Um-
bruch. Zum Verhältnis von Hochschule, Studenten und Gesellschaft. Oldenburg 1992. S. 
29–61. 
627 Zum Humboldtschen Universitätsideal vgl. Benner, Dietrich: Wilhelm von Humboldts 
Bildungstheorie. 3. Aufl. Weinheim [u.a.] 2003. 
628 Bauerkämper, Arnd: Kaderdiktatur und Kadergesellschaft. Politische Herrschaft, Milieu-
bindungen und Wertetraditionalismus im Elitenwechsel in der SBZ/DDR von 1945 bis zu 
den sechziger Jahren. In: Hübner, Peter (Hrsg.): Eliten im Sozialismus. Beiträge zur Sozial-
geschichte der DDR. Köln [u.a.] 1999. S. 38. 
629 Jessen, Ralph: Zwischen Bildungsökonomie und zivilgesellschaftlicher Mobilisierung : Die 
doppelte deutsche Bildungsdebatte der sechziger Jahre. In: Haupt, Heinz-Gerhard (Hrsg.): 
Aufbruch in die Zukunft. Die 1960er Jahre zwischen Planungseuphorie und kulturellem 
Wandel. DDR, ČSSR und Bundesrepublik Deutschland im Vergleich. Weilerswist 2004. S. 
210.
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versitäten in „Kaderschmieden“ war eines der ältesten und wichtigsten Anlie-
gen der SED-Hochschulpolitik.630  
Dementsprechend bezogen sich auch die hochschulpolitischen Reformen 
auf dem Gebiet der DDR bis in die späten fünfziger Jahre hinein vor allem auf 
das Studium. Hauptinhalt der später so bezeichneten „ersten Hochschulreform“ 
1946 war die „Gegenprivilegierung“ von Studenten aus niederen Bevölke-
rungsschichten mithilfe eines Quotensystems und der Schaffung von Vorstudi-
enanstalten.631 Das war der Anstoß eines „Elitentausches, wie er jedenfalls in 
der modernen deutschen Geschichte keine Vorbilder findet“.632 In den Jahren 
1951/52 wurden nach sowjetischen Vorbild zentrale Studienpläne, mit dem 
„gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudium“ eine obligatorische und ab-
schlussrelevante Unterweisung in der Parteiideologie und die Zwangsintegrati-
on aller Studenten in FDJ-Studentengruppen eingeführt, die später mit dem 
Etikett der „zweiten Hochschulreform“ versehen wurde.633 Diese Reformen 
bewirkten eine „Verschulung des Lehrbetriebs“, eine „Ideologisierung des 
Studiums“ und die „politische Disziplinierung des Lehrkörpers“.634 Im Zuge 
der sogenannten „sozialistischen Umgestaltung“635 1957/58 wurde die poli-
630 Laitko, Hubert: Das Hochschulwesen der DDR als Gegenstand wissenschaftshistorischer 
Forschung. Fragen an die Geschichte der Humboldt-Universität zu Berlin. In: Girnus, 
Wolfgang (Hrsg.): Die Humboldt-Universität Unter den Linden 1945 bis 1990. Zeitzeugen, 
Einblicke, Analysen. Leipzig 2010. S. 37–58. Den Begriff der Kaderschmiede für die Uni-
versitäten habe ich übernommen von: Jordan, Carlo: Kaderschmiede Humboldt-Universität 
zu Berlin. Berlin 2001. 
631 Jessen 1999. S. 16. 
632 Kocka, Jürgen: Eine durchherrschte Gesellschaft. In: Kaelble, Hartmut; Kocka, Jürgen; 
Zwahr, Hartmut (Hrsg.): Sozialgeschichte der DDR. Stuttgart 1994.. S. 548. 
633 Dazu ausführlich: Müller, Marianne; Müller, Egon Erwin: "… stürmt die Festung Wissen-
schaft!". Die Sowjetisierung der mitteldeutschen Universitäten seit 1945. Repr. der Ausg. 
Berlin-Dahlem 1953. Berlin 1994. S. 211 ff. Das sowjetische Vorbild der Reformen wird 
besonders im propagandistisch gefärbten Bericht des damaligen Staatssekretärs Gerhard 
Harig deutlich: Harig, Gerhard: Das Hochschulwesen in der Sowjet-Union : Ergebnisse 
einer Delegationsreise. Berlin 1952. 
634 Erziehung im engeren Sinne. In: Laabs, Hans-Joachim (Hrsg.): Pädagogisches Wörterbuch. 
Berlin 1987.S. 190–191. 
635 Im Gegensatz zur zeitlichen Einteilung in drei Hochschulreform wurde die Bezeichnung 
der „sozialistischen Umgestaltung“ von den hochschulpolitischen Protagonisten selbst ver-
wendet: Verordnung über die Berufung und Stellung der Hochschullehrer an den wissen-
schaftlichen Hochschulen. Vom 6. November 1968. In: Gesetzblatt der DDR 20, 1968. S. 
997–1003. 
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tisch-ideologische Erziehung der Studenten im Berufsbild des wissenschaftli-
chen Nachwuchses verankert und die Rekrutierung der Nachwuchswissen-
schaftler von ihrer politischen Einschätzung abhängig gemacht.636 
Die Ergebnisse ihrer Hochschulpolitik bewerteten die Hochschulpolitiker 
des Staatssekretariats am Ausgang der fünfziger Jahre zweigeteilt. Ihnen war 
gelungen, die Anzahl der Hochschulabsolventen im Laufe der fünfziger Jahre 
stark zu steigern.637 Die Verantwortlichen waren jedoch mit der „Qualität“ der 
Ausbildung fortwährend unzufrieden. Durchgängig beanstandeten die Hoch-
schulpolitiker des Staatssekretariats die Wirksamkeit der ideologischen Unter-
weisung im „gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudium“638, am Ende der 
fünfziger Jahre gerieten auch die im Studium erworbenen, berufsbezogenen 
Fähigkeiten und Wissensbestände immer mehr in die Kritik.639  
Aus der Sicht des Staatsekretariats zeigte sich die mangelnde Wirksam-
keit der politisch-ideologischen Erziehung im Verhalten der Studenten. Die 
Studenten seien „unparteiisch […] skeptisch und leichtgläubig zu gleich […] 
verwöhnt […] unhöflich und undiszipliniert“ und zeigten eine „ungesunde 
Rentnerideologie“640. Harig zog aus den mangelhaften Erziehungsergebnissen 
den Schluss, dass sowohl die inhaltliche Qualität als auch didaktische Gestal-
tung des Ideologie-Unterrichts verbessert werden müsse. Allerdings zeigten 
sich die Studenten entgegen Harigs Darstellung nicht nur einfach desinteres-
siert, sondern vielfach regelrecht abweisend gegenüber dem neuen Studienbe-
standteil. Während der Proteste des Jahres 1956 an der HU Berlin und der TH 
Dresden gehörte die Abschaffung des ungeliebten „GeWi-Studiums“641 zu den 
Kernforderungen der Studenten.642 
636 Jessen 1999. S. 236. 
637 Jessen, Ralph: Massenausbildung, Unterfinanzierung und Stagnation. Ost - und Westdeut-
sche Universitäten in den siebziger und achtziger Jahren. In: Grüttner, Michael; Hacht-
mann, Rüdiger; Konrad H. Jarausch (Hrsg.): Gebrochene Wissenschaftskulturen. Universi-
tät und Politik im 20. Jahrhundert. Göttingen 2010. S. 264. 
638 Jessen 1999. S. 234. 
639 Dahlem, Franz: Neue Qualität in Erziehung und Ausbildung anstreben. In: Das Hochschul-
wesen 8, 1961. S. 391–395. 
640 Harig, Gerhard: Die Erziehung unserer Studierenden im gesellschaftswissenschaftlichen 
Grundstudium. In: Das Hochschulwesen 2, 1954. S. 13. 
641 Umgangssprachlich für das „gesellschaftswissenschaftliche Grundstudium“. 
642 Jessen 1999. S. 233. 
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Die Einschätzungen des Staatssekretariats speisten sich aus den Lagebe-
richten der Universitäten, welche die Prorektoren für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs monatlich nach Berlin sandten.643 Die Prorektoren berichteten 
nicht nur vom vermeintlichen politischen Desinteresse der Studenten, sondern 
auch von ihrer unübersehbaren Orientierung an den – vielfach der alten Bil-
dungselite angehörenden – Fachprofessoren. So fasste ein internes Planungs-
papier 1957 zusammen: „Es ist einleuchtend, daß sich viele Studenten leichter 
von parteilosen Wissenschaftlern beeinflussen lassen (auch wenn sie eine reak-
tionäre Weltanschauung haben) als von Dozenten, die sich auf ihrem Fachge-
biet weder durch Promotionen, noch sonst wie durch Publikationen ausgewie-
sen haben.“644 Ideologische Erzieher und fachwissenschaftliche „Ausbilder“ 
wirkten nicht arbeitsteilig, sondern standen in eindeutiger Statuskonkurrenz 
zueinander.  
In seiner für die Universitätsgeschichte wegweisenden Studie zur „Aka-
demische[n] Elite und kommunistische[n] Literatur“645 hat Ralph Jessen unter-
sucht, wie die institutionelle Eigenlogik der Wissenschaft zur „Grenze“ des 
totalitären Gestaltungsanspruchs der SED-Hochschulpolitik wurde.646 Die 
durch Schnellkurse qualifizierten jungen GeWi-Dozenten standen nicht nur im 
Widerspruch zu den „disziplinübergreifenden generellen professionellen Re-
geln“ des Hochschullehrerberufs und seinem „institutionellen Rahmen“ mit 
„Regeln über Qualifikationsvoraussetzungen, Prüfungen und Zugangsverfah-
ren“ und „berufsethische[n] Standards“647. Die GeWi-Dozenten gerieten mit 
ihrem staatsbürgerlichen Erziehungsversuchen zudem in die Deutungskonkur-
renz mit den Hochschullehrern als „soziale Elite“, die trotz leichter Öffnungs-
tendenzen in der Weimarer Republik und in der NS-Zeit immer noch eine „re-
lativ homogene Gruppe mit exklusiv bürgerlicher Rekrutierung, elitärem 
Selbstbild und hohem Prestige“ darstellte.648  
643 Für die Universität Rostock hat Karl Wockenfuß diese Berichte ausgewertet: Wockenfuß, 
Karl: Streng vertraulich. Die Berichte über die politische Lage und Stimmung an der Uni-
versität Rostock 1955 bis 1989. 2. Aufl. Rostock 2002. 
644 Jessen 1999. S. 234. 
645 Jessen 1999. 
646 Zur Einführung in das Forschungskonzept der „Grenzen der Diktatur“ vgl. Bessel, Richard; 
Jessen, Ralph: Die Grenzen der Diktatur. In: Bessel, Richard; Jessen, Ralph (Hrsg.): Die 
Grenzen der Diktatur. Staat und Gesellschaft in der DDR. Göttingen 1996. S. 7–24. 
647 Jessen 1999. S. 15. 
648 Ebenda. S. 16. 
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Die Hochschulpolitiker versuchten die Statusunterschiede zwischen den 
sogenannten „Gesellschaftswissenschaftlern“ und der Hochschullehrerschaft 
dadurch einzuebnen, dass sie die politisch-ideologischen Erziehungsaufgaben 
auf alle Hochschullehrer ausweiteten. Von allen Professoren wurde verlangt, 
ihre Vorlesungsinhalte mit öffentlichkeitswirksamen Bekenntnissen zur SED-
Politik zu verbinden.649 Politisch missliebige Professoren wurden im Rahmen 
von Fakultäts- und Senatssitzungen an den Pranger gestellt oder „zwangseme-
ritiert“.650 In den Geisteswissenschaften wurde die schon früh begonnene Ver-
drängung bürgerlicher Professoren aus den Universitäten in der zweiten Hälfte 
der fünfziger Jahre vollendet.651 In den natur- und technikwissenschaftlichen 
und den medizinischen Fakultäten dagegen hatte die SED mangels ausreichend 
qualifizierter kommunistischer Alternativen die bürgerlichen Ordinarien in 
ihren Ämtern belassen.652 Versuche, auch den Naturwissenschaften ähnlich 
den Geisteswissenschaften die „Grundlagen des Marxismus-Leninismus“ zu 
verordnen, scheiterten.653 Einen großen Anteil an der „Zweiteilung“ der Hoch-
schulpolitik in eine „harte Linie“ gegenüber den Geisteswissenschaften und der 
zwischen politischem Druck und wissenschaftlichen Freiräumen tingelnden 
Haltung gegenüber den Naturwissenschaften hatte eine weitere „Grenze der 
Diktatur“ – die offene Westgrenze und der durch sie ermöglichte deutsch-
deutsche Arbeitsmarkt.654 Ideologisierungskampagnen wie die nach den Hoch-
649 In aller Deutlichkeit ausgesprochen wurde diese Forderung im Hauptreferat des Staatssek-
retärs Gerhard Harig auf der 2. Hochschulkonferenz des Staatssekretariats 1955: Harig, 
Gerhard: Über die Verbesserung von Ausbildung und Erziehung unserer Studierenden. 
Rede auf der Zentralen Hochschulkonferenz. In: Das Hochschulwesen 3, 1955. S. 14–15. 
650 Jessen 1999. S. 365–371; Jessen, Ralph: Von den Vorzügen des Sozialismus und der 
deutschen Teilung. Kollaborationsverhältnisse im ostdeutschen Wissenschaftssystem der 
fünfziger Jahre. In: Weisbrod, Bernd (Hrsg.): Akademische Vergangenheitspolitik. Beiträge 
zur Wissenschaftskultur der Nachkriegszeit. Göttingen 2002. S. 39–52. 
651 Jessen 2002. S. 45–46. 
652 Jessen 1999. S. 309. 
653 Ash, Mitchell G.: Wissenschaft, Politik und Modernität in der DDR. Ansätze zu einer 
Neubetrachtung. In: Weisemann, Karin (Hrsg.): Wissenschaft und Politik, Genetik und 
Humangenetik in der DDR (1949–1989) Dokumentation zum Arbeitssymposium in Müns-
ter, 15.–18.03.1995. Münster 1997. S. 12.  Zum Versuch, den DDR-Biologen die pseudo-
wissenschaftliche Theorie Trofim Lyssenkos als verbindlich zu verordnen: Diesener, Ge-
rald: Lyssenkoismus in der DDR. Anmerkungen zum Verhältnis von Wissenschaft und 
Politik in der SBZ/DDR. In: Deutschland-Archiv : Zeitschrift für das vereinigte Deutsch-
land 32, 1999. S. 953–962. 
654 Jessen 1999. S. 43–45. 
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schulkonferenzen 1955 und 1958 führten zuverlässig zu Fluchtwellen unter 
Studenten und Professoren, die in der Bundesrepublik häufig schnell in neue 
Anstellungen kamen.655 Da naturwissenschaftliches Know-How aber als uner-
setzlich bei der Realisierung ihrer ehrgeizigen wirtschaftspolitischen Pläne 
angesehen wurde, entschied sich die SED-Spitze in mehreren Fällen gegen ihre 
kaderpolitischen Ziele und für einen pragmatischen Umgang mit der (natur-
)wissenschaftlichen Intelligenz.656 In diesem Sinne mahnte Walter Ulbricht auf 
dem 36. Plenum des ZK der SED im Juni 1958 zur Geduld: „An den Universi-
täten muß man also damit rechnen, daß ein Teil der bürgerlichen Fachleute in 
absehbarer Zeit vielleicht nicht dazu imstande sein wird, die bewußte sozialis-
tische Erziehung durchzuführen“.657 
Das Zugeständnis der Grenzen eigener Gestaltungsmacht gegenüber 
der akademischen Elite markierte eine Zäsur, bewirkte allerdings weniger eine 
Abkehr von den politisch-ideologischen Erziehungszielen als vielmehr einen 
Strategiewechsel. Im Zuge der „sozialistischen Umgestaltung“ nach dem 
Amtsantritt von Wilhelm Girnus gelang es dem Staatssekretariat die Rekrutie-
rung und Ausbildung unter die Kontrollmacht der durch das Staatssekretariat 
eingesetzten Prorektoren für den wissenschaftlichen Nachwuchs zu stellen.658 
Fortan wurde die Einstellung und Weiterbeschäftigung wissenschaftlicher 
Assistenten und Oberassistenten von der Einschätzung ihrer „politischen Qua-
lifikation“ abhängig gemacht und die Unterweisung in Marxismus-Leninismus 
auf die Phase der Assistenz ausgeweitet.659 Bei der nachwachsenden Wissen-
schaftlergeneration gelang, was gegenüber der Hochschullehrerschaft nicht 
durchsetzbar blieb, die rechtliche und strukturelle Verankerung eines politisch-
ideologisch verstandenen Erziehungsauftrags.660 
In der Rede auf dem 36. Plenum kritisierte Ulbricht auch das mangelnde 
Niveau der Veranstaltungen im gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudium. 
So sei zum Beispiel an der Martin-Luther Universität Halle/Wittenberge über 
die sowjetische Geschichte gelehrt worden, „daß die Revolution deshalb im 
Oktober stattfand, weil dann der meiste und dichteste Nebel ist“. Neben der 
655 Jessen 1999. S. 238. 
656 Jessen 2002. S. 47. 
657 Ulbricht, Walter: Zu einigen Fragen an den Hochschulen. Aus der Rede auf dem 36. 
Plenum des ZK der SED v. 10.–11.6.1958. In: Neues Deutschland, 1958. 
658 Jessen 1999. S. 86. 
659 Ebenda. S: 88. 
660 Ebenda. S. 236. 
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Kritik an der Wissenschaftlichkeit des in den Lehrveranstaltungen gelehrten 
Wissens machte Ulbricht auch darauf aufmerksam, „daß die Erfahrungen und 
Erkenntnisse der Hochschulpädagogik bis heute nicht theoretisch erarbeitet 
worden sind.“661 
Gerhard Roger präsentierte die zitierten Äußerungen in der Institutsge-
schichte von 1971 als Auslöser für die Entstehung der Disziplin.662 Tatsächlich 
spielte der Begriff „Hochschulpädagogik“ im Diskurs über die persönlichkeits-
bildende Funktion der Hochschulen vor Ulbrichts Rede keine Rolle. Roger 
begann 1958, im auf das 36. ZK-Plenum folgenden Herbstsemester, mit einer 
Durchführung eines „Hochschulpädagogischen Colloquiums“663. Anfang des 
Jahres 1958 war das Institut für Pädagogik im Rat der Philosophischen Fakul-
tät in starke Kritik geraten, die vorgeblich an der mangelnden „sozialistischen 
Erziehung“ im Institut Anstoß nahm.664 Institutsdirektor Fritz Müller geriet als 
vermeintlicher „Revisionist“ ins Kreuzfeuer der innerparteilichen Kritik und 
wurde zwischenzeitlich seines Amtes enthoben.665 Müller war Doktorvater 
Rogers, der 1955 zur „pädagogischen Bedeutung der proletarischen Jugendbe-
wegung“ promoviert hatte.666 Denkbar ist also, dass die Einrichtung hoch-
schulpädagogischer Lehrveranstaltungen ursprünglich von der Motivation 
getragen war, durch vorauseilenden Gehorsam politisches Kapitel zurückzu-
gewinnen. Für diese Deutung spricht, dass die Initiative für die Colloquien klar 
erkennbar nicht durch den damaligen Prorektor für Studentenangelegenheiten, 
Gerhard Roger, ausging, sondern von der Institutsleitung ausging. In seinem 
ersten, ankündigenden Schreiben erklärte Roger dem damaligen Prorektor für 
wissenschaftlichen Nachwuchs, Günter Heidorn, dass er die Lehrveranstaltun-
gen im „Auftrag des Instituts für Pädagogik“ durchzuführen habe.667  
661 Ebenda. S. 236. 
662 Roger, Gerhard: Zehn Jahre Aufbau und Entwicklung des Wissenschaftsgebietes Hoch-
schulpädagogik an der Universität Rostock. In: Wissenschaftliche Zeitschrift der Universi-
tät Rostock 20, 1971. S. 171. 
663 UAR 2.01.2, 433: Roger an Heidorn, 12.09.1958. 
664 UAR 2.01.2, 4.2: Protokoll der Fakultätsratssitzung vom 05.03.1958. 
665 vgl. dazu die Darstellung Wockenfuß‘: Deiters 1960. S. 61–63. 
666 Roger, Gerhard: Die pädagogische Bedeutung der proletarischen Jugendbewegung 
Deutschlands. Berlin 1956; Malycha, Andreas (Hrsg.): Geplante Wissenschaft. Eine Quel-
lenedition zur DDR-Wissenschaftsgeschichte 1945–1961. Leipzig 2003. 
667 UAR 2.01.2, 433: Roger an Heidorn, 12.09.1958. 
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4.2.  Die Hochschulpädagogik im Kontext der  
 Zukunftserwartungen der sechziger Jahre 
Bevor ich den weiteren Werdegang der Institutsgründung darstelle, möch-
te ich mich der Frage widmen, warum der Generalsekretär des ZK der SED 
plötzlich die theoretische Aufarbeitung der universitären Erziehung forderte. 
Ulbrichts Äußerungen sind natürlich einerseits als Eingeständnis in das vorläu-
fige Scheitern der hochschulpolitischen Strategien der Parteiführung zu sehen. 
Andererseits zeigt das Zitat, dass die Parteiführung um Ulbricht die Universitä-
ten vorrangig als Ausbildungs- und nicht als Forschungs- oder gar zweckent-
bundene Bildungsstätten sah.668 In ihrer Funktionsbestimmung derart verkürzt, 
lag es nahe, die Universitäten mit den Schulen zu vergleichen und pädagogi-
sche Konzepte und Berufsbilder aus dem Bereich des Schulwesens zu „impor-
tieren“. Pädagogik wurde als Ausbildungsbestandteil in der Lehrerbildung 
schon in der SBZ in den Studienplänen verankert und nahm im Vergleich zur 
Gegenwart einen größeren Anteil gegenüber dem Fach ein.669 Die Kenntnis 
pädagogischer Theorien wurde als notwendige Voraussetzung zum erfolgrei-
chen Lehrerhandeln angesehen. Allerdings wurde im gesamten vorherigen (und 
späteren) Diskurs über Hochschulbildung in der DDR die Orientierung am 
„Modell“ Schule bewusst vermieden. „Verschulung“ stellte auch in der DDR 
einen Kampfbegriff gegenüber weitreichenden Studienreformen dar und wurde 
sowohl von Hochschullehrern als auch -politikern nutzbar gemacht.670 Mit 
Blick auf die marxistisch-leninistische Pädagogik formulierte der damalige 
Staatssekretär für Hochschulwesen, Gerhard Harig, sogar einen Theoriever-
zicht für die pädagogischen Pflichten der Hochschullehrer: „Es wäre also 
falsch und würde uns vom Ziel abbringen, wenn wir Erziehung und Ausbil-
dung trennen wollten oder gar innerhalb der Erziehung charakterliche, wissen-
668 Malycha 2003. S. 37. 
669 Demantowsky, Marko: Die Geschichtsmethodik in der SBZ und DDR. Ihre konzeptuelle, 
institutionelle und personelle Konstituierung als akademische Disziplin 1945–1970. Idstein 
2003. S.61. 
670 In einer Fakultätsratssitzung wies der damalige Dekan der Fakultät Vorschläge der FDJ für 
eine stärkere Kontrolle des Selbststudium als „Verschulung“ zurück. UAR 2.01.2, 4.4: 
Protokoll der Fakultätsratssitzung am 29.01.1964. In einem Beitrag im „Hochschulwesen“ 
forderte der Nestor der DDR-Pädagogik, Heinrich Deiters, in diesem Sinne mehr Möglich-
keiten zum Selbststudium: Deiters 1960. 
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schaftliche und weltanschauliche Erziehung“.671 Erzieherisches Handeln an 
den Universitäten war vor 1958 zuallererst das ständig und öffentlich geübte 
Bekenntnis zur SED-Politik im Rahmen der Vorlesungen.672 Politisch-
ideologische Fortbildungskurse und nicht der Erwerb pädagogischer Hand-
lungskompetenzen sollten den wissenschaftlichen Nachwuchs zur Erziehung 
der ihnen anvertrauten Studenten befähigen.  
Die Formulierung eines „Erziehungsauftrages“ für die DDR-Universitäten 
ist damit einerseits als Teilprozess einer systemübergreifenden „Pädagogisie-
rung“ der Gesellschaft zu verstehen. Dieser Begriff bezeichnet den seit dem 
Ende des 19. Jahrhunderts zu beobachtenden Prozess der Ausweitung pädago-
gischer Handlungsmuster und individualpsychologischer (statt sozialer) Prob-
lemdiagnosen auf andere gesellschaftliche Institutionen wie die Jugendfürsorge 
oder den Strafvollzug. Peter Dudek spricht in diesem Zusammenhang von 
einer „Deprofessionalisierung pädagogisch-beruflichen Wissens“, das zu „ei-
nem Bestandteil alltäglicher, lebensweltlichen Deutungsmuster“ geworden 
ist.673  
Ulbricht strebte allerdings, in dem er die theoretische Erarbeitung der 
Hochschulpädagogik forderte, gegenläufig dazu die Professionalisierung päda-
gogisch-beruflichen Wissens an. Vielmehr als die „Alltäglichkeit“ pädagogi-
scher Deutungsmuster drückt sich in Ulbrichts Forderung der Glaube in die 
„Beschreibung der sozialen Welt und deren Probleme in einer Form, welche 
diese einer wissenschaftlichen Betrachtung und rationalen Problemlösungen 
zugänglich erscheinen lassen“674 Der Historiker Lutz Raphael hat diesen Pro-
zess mit dem Begriff „Verwissenschaftlichung des Sozialen“ beschrieben.675 
Das 36. Plenum diente unmittelbar der Vorbereitung des V. Parteitags der 
SED im Juli 1958, der neben dem gewohnt ehrgeizigen wirtschaftspolitischen 
671 Harig 1955. S. 15. 
672 Jessen 1999. S. 234. 
673 Dudek 1999. S. 15. 
674 Ash, Mitchell G.: Wissenschaft und Politik. Eine Beziehungsgeschichte im 20. Jahrhundert. 
In: Archiv für Sozialgeschichte 50, 2010. S. 11–46. S. 15. 
675 Raphael, Lutz: Die Verwissenschaftlichung des Sozialen als methodische und konzeptio-
nelle Herausforderung für eine Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts. In: Geschichte und 
Gesellschaft: Zeitschrift für historische Sozialwissenschaft 22, 1996. S. 165–193.Zit. nach 
Ash 2010. S. 15. 
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Zielen offen „social and soul engineering“ proklamierte.676 „Neue sozialisti-
sche Beziehungen“ sollten zwischen den Menschen Einzug halten, die auf der 
Grundlage einer neuen Moral standen, die Walter Ulbricht den Delegierten in 
der Werner-Seelenbinder-Halle in der Form von „10 Geboten der sozialisti-
schen Moral“ verkündete.677 Im Hauptreferat des Parteitages drückt sich ein 
„Fortschrittsglaube“ aus, der sich vor allem durch den Glauben in die „utopi-
sche Allmacht der Partei“ speiste, und durch den die umfassende Planbarkeit 
gesellschaftlicher Prozesse in den Bereich des Möglichen rückten.678 Wissen-
schaftliches Wissen und Methoden spielten im Referat Ulbrichts allerdings 
noch keine herausragende Rolle, was sich jedoch am Ausgang der fünfziger 
Jahre zunehmend ändern sollte. Die „Mobilisierung vormoderner Normen“ 
verbanden sich im Dienste einer „charismatisch-utopischen Ideologie“ mit 
„modernem Technizismus“.679 Ausgelöst durch die Einsicht in die Möglichkei-
ten einer zunehmenden Automatisierung der Produktionsvorgänge bekamen 
gerade die Technik- und Naturwissenschaften einen vorher nie gekannten Stel-
lenwert in den Planungen der Parteiführung.680 Die Nutzbarmachung ihrer 
Erkenntnisse galt als Schlüssel für die Umsetzung der volkswirtschaftlichen 
Pläne und leistete utopischem Denken Aufschub. Der zwischenzeitliche techni-
sche Vorsprung der Sowjetunion bei der „Eroberung des Weltraums“ schürte 
die Hoffnung bei den Parteiideologen, die vormals überlegenen kapitalistischen 
Volkswirtschaften mit den Mitteln der technischen Innovation „überholen“ zu 
676 die sehr passende Bezeichnung übernommen von: Gestwa, Klaus: Social und Soul Enginee-
ring bei Stalin und Chruschtow 1928–1964. In: Etzemüller, Thomas (Hrsg.): Die Ordnung 
der Moderne. Social Engineering im 20. Jahrhundert. Bielefeld 2009. S. 241–278. 
677 Ulbricht, Walter: Die zehn Gebote der sozialistischen Moral. In: Judt, Matthias (Hrsg.): 
DDR-Geschichte in Dokumenten. Beschlüsse, Berichte, interne Materialien und Alltags-
zeugnisse. Bonn 1998. S. 54–55. 
678 Sabrow, Martin: Zukunftspathos als Legitimationsressource. Zu Charakter und Wandel des 
Fortschrittsparadigmas in der DDR. In: Haupt, Heinz-Gerhard (Hrsg.): Aufbruch in die 
Zukunft. Die 1960er Jahre zwischen Planungseuphorie und kulturellem Wandel. DDR, 
ČSSR und Bundesrepublik Deutschland im Vergleich. Weilerswist 2004. S. 173. 
679 Ash 1997. S. 11, die Einschätzung der SED-Diktatur unter Ulbricht stammt allerdings von 
Sigrid Meuschel: Meuschel, Sigrid: Legitimation und Parteiherrschaft. Zum Paradox von 
Stabilität und Revolution in der DDR 1945–1989. Frankfurt am Main 1993. 
680 Laitko, Hubert: Wissenschaftlich-technische Revolution. Akzepte des Konzepts in Wissen-
schaft und Ideologie der DDR. In: Utopie kreativ, 1996. S. 33–50. 
http://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Utopie_kreativ/73-4/73_4_Laitko.pdf. S. 
36.
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können.681 Martin Sabrow beschreibt den dadurch ausgelösten Wandel im 
Fortschrittsdenken der Partei folgendermaßen: „Unmerklich verlor der Fort-
schritt seine utopische Kraft und wandelte sich in die wissenschaftlich beglau-
bigte Sicherheit einer gesetzlich voranschreitenden Entwicklung um“682. Die-
ses „prognostische Sicherheitsgefühl“683 wurde auch durch die „Kybernetik“ 
als „wissenschaftlich begründete Planungs- und Leitungstätigkeit“ gestärkt684, 
die seit dem Anfang der sechziger Jahre Einfluss auf das politische Denken der 
Parteiführung um Ulbricht gewann.685 Wirtschaft, Wissenschaft, Erziehung, 
Kultur und Politik wurden dabei als Teile eines hochkomplexen, aber (durch 
die Partei) steuerbaren Systems aufgefasst.686. „Durch die metaphorische Über-
tragung von Begriffen wie ‚Rückkopplung‘ ‚integrierte Netzwerke (oder 
Schaltkreise)‘ und vor allem ‚Information‘ und ‚System‘ schien es auf einmal 
möglich, der schon Ende der 50er Jahre in Umlauf gebrachten Parole ‚Wissen-
schaft als Produktivkraft‘ einen neuen Inhalt zu geben[…]“687 Waren die Er-
ziehungsziele der Universitäten vormals unspezifisch und leerformelhaft, wur-
den sie seit dem Ende der 1950er Jahre zunehmend von den volkswirtschaftli-
chen Anforderungen abgeleitet. Der stellvertretene Staatssekretär für Hoch-
schulwesen, Franz Dahlem, forderte 1961 von den Universitäten, dass ihre 
Absolventen „schöpferisch-wissenschaftlich handeln“ könnten, „um die auf sie 
zukommenden immer größeren Anforderungen der Praxis meistern zu kön-
nen.“688 Durchgängig richtete sich ein Teil der hochschulpolitischen Reform-
bemühungen der sechziger Jahre (wie zum Beispiel die Einrichtung sogenann-
ter Studentenzirkel oder die Ausweitung der Praktikumsphasen im Lehramts-
studium) auf die Verwirklichung eines „schöpferischen“ Studiums.689  
681 Wolle 2011. S. 102f. 
682 Sabrow 2004. S. 178. 
683 Ebenda. 
684 Art. Kybernetik. In: Wörterbuch der Ökonomie des Sozialismus. Hrsg. von Willi Eh-
lert(u.a.). Berlin(DDR) 1969. S. 473. zit. nach Wolle 2011. S. 163. 
685 Den Wissenschaftscharakter bestreitet Stefan Wolle, er bezeichnet die Kybernetik als neuen 
„Zauberspruch“ der Parteiführung. Vgl. Wolle 2011. S. 163–165. 
686 Wolle 2011. S 164. 
687 Ash 1997. S. 15. 
688 Dahlem 1961. S. 392. 
689 Diesem Grundgedanken liegt auch das „wissenschaftlich-produktive Studium“ zugrunde, 
das im Zuge der 3. Hochschulreform eingeführt werden sollte. Vgl. Gießmann, Ernst-
Joachim: Die Aufgaben der Universitäten und Hochschulen im einheitlichen Bildungssys-
tem der sozialistischen Gesellschaft. Referat auf der IV. Hochschulkonferenz. In: Die Auf-
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Das kybernetische Systemdenken der sechziger Jahre erhöhte nicht nur 
den Stellenwert der Technik- und Naturwissenschaften, sondern führte auch 
zur Aufwertung der Humanwissenschaften. Analog zur Nutzung wissenschaft-
licher Erkenntnisse in den Naturwissenschaften, sollte die instrumentelle Ver-
wendung von Pädagogik, Psychologie oder Soziologie bei „planmäßigen und 
kontinuierlichen“ Verwirklichung der gesellschaftspolitischen Ziele dienen.690 
Die dunkelste Seite dieser politisch instrumentalisierten „Verwissenschaftli-
chung des Sozialen“ war die systematische Anwendung psychologischer Er-
kenntnisse durch die Staatssicherheit und die Entstehung einer „Stasi-
Forschung“.691  
Die Pädagogik konnte sich auch deshalb als gangbares Instrument der 
Hochschulpolitik profilieren, weil sie in Folge verschiedener inner- und außer-
disziplinärer Kontroversen in starkem Ausmaß politisiert und ideologisiert 
wurde.692 „In dem sie die herrschende Ideologie hinsichtlich der Bildungs- und 
Erziehungsfragen ausgestaltete und daran arbeitete, den gesellschaftlichen 
Erziehungsprozeß parteilich und im Staatsinteresse zu analysieren und zu rich-
ten, gehörte die Erziehungswissenschaft mit allen ihren Disziplinen zum Herr-
schaftsinstrumentariums von Partei und Staat.“693 Die enge Bindung an die 
SED-Ideologie verschaffte der DDR-Pädagogik nicht nur eine weit über die 
Kinder- und Jugenderziehung hinausgehende Relevanz, sondern barg gleich-
zeitig immer auch ein Potential für die Deprofessionalisierung pädagogisch-
beruflichen Wissens: „Erzieherische Kompetenz war erstrangig staatsdoktrinär 
definiert, pädagogische Professionalität auf die Fähigkeit zur rationalen Wis-
sensvermittlung und an sie gebundene effiziente Verhaltensregulierung zu-
rückgestuft. Damit war es möglich geworden, jegliche Glieder des sozialen 
gaben der Universitäten und Hochschulen im einheitlichen Bildungssystem der sozialisti-
schen Gesellschaft. IV. Hochschulkonferenz 2. und 3. Februar 1967. Berlin 1967. S. 7–72. 
690 Roger, Knöchel 1986. S. 46. 
691 Ash 1997. S. 18. Vgl. dazu: Richter, Holger: Die operative Psychologie des Ministeriums 
für Staatssicherheit der DDR. Frankfurt am Main 2001. 
692 Vgl. dazu Benner, Dietrich; Sladek, Horst: Vergessene Theoriekontroversen in der Pädago-
gik der SBZ und DDR 1946–1961. Weinheim 1998; Lost, Christine: Sowjetpädagogik. 
Wandlungen, Wirkungen, Wertungen in der Bildungsgeschichte der DDR. Baltmannswei-
ler 2000. S. 88-91. 
693 Geißler, Gert; Wiegmann, Ulrich: "Das Sein verstimmt das Bewußtsein". Zur gesellschafts-
politischen Funktionalisierung der Erziehung. In: Benner, Dietrich; Schriewer, Jürgen; 
Tenorth, Heinz-Elmar (Hrsg.): Erziehungsstaaten. Historisch-vergleichende Analysen ihrer 
Denktraditionen und nationaler Gestalten. Weinheim 1998. S. 225–247. S. 242. 
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Organismus zu autorisieren.“694 Dafür sollten die Erziehungswissenschaften 
sich allerdings ebenfalls „verwissenschaftlichen“ In einer Direktive für die 
Perspektivplanerstellung heißt es: „An die Stelle oft lebensfremder normativer 
Feststellungen und Aussagen muß die durch die Forschung exakt begründete 
und wissenschaftlich abgesicherte Aussage treffen“695. Roger formulierte zur 
Situation Ende der fünfziger Jahre in der Rückschau gleichlautend: „Auch die 
Erziehungswissenschaft muß sich unter den Bedingungen der wissenschaftlich-
technischen Revolution den Kriterien stellen, die von der Rolle der Wissen-
schaft als Produktivkraft hergeleitet sind.696 Dies sollte besonders durch die 
Anwendung solcher Methoden geschehen, die nun mehr als besonders wissen-
schaftlich galten – „empirische Detailuntersuchungen“697 In der Entstehungs-
zeit der Hochschulpädagogik legitimierten sich also die fortschreitende „Politi-
sierung der Wissenschaft“ und Zukunftserwartungen in eine „Verwissenschaft-
lichung des Sozialen“ gegenseitig. 
4.3.  Etappen der Institutionalisierung 
Die Entstehung des Instituts für Hochschulpädagogik verlief nach der Ulbricht-
Rede in drei Schritten im Zeitraum von 1958–1961. Im Herbstsemester 
1958/59 begann Gerhard Roger fakultative „Hochschulpädagogische Colloqui-
en“ mit den Angehörigen des wissenschaftlichen Nachwuchs durchzuführen. 
Seine Eindrücke verfasste der damals 28 Jahre alte Seminarleiter in einem 
Artikel für das „Hochschulwesen“ zusammen.698 Im monatlich erscheinen 
Presse-Organ des Staatssekretariats wurden von Beginn an regelmäßig „Erfah-
rungen“ aus der universitären Erziehungspraxis veröffentlicht. In derselben 
Ausgabe im Juli 1959 berichteten Heidi Regenstein und Volker Hildebrand 
unter der dem Titel „Erziehungsfaktor Elternhaus“699 über ihre Erfahrungen 
694 Geißler, Wiegmann 1998. S.243. 
695 UAR 2.01.2, 456: Direktive für die Ausarbeitung eines Perspektivprogramms der pädagogi-
schen Forschung. S. 2. 
696 Roger, Knöchel 1986. S. 46. Das Konzept der „Politisierung der Wissenschaft“ und 
„Verwissenschaftlichung der Politik“ geht auf den Soziologen Peter Weingart zurück. Vgl. 
u.a.: Weingart, Carrier, Krohn 2007. S. 72–92.
697 Roger 1960. S. 11. 
698 Roger, Gerhard: Schaffung einer Hochschulpädagogik ist unaufschiebbar. In: Das Hoch-
schulwesen 7, 1959. S. 117–121. 
699 Regenstein, Heidi; Hildebrand, Volker: Erziehungsfaktor Elternhaus. In: Das Hochschul-
wesen 7, 1959. S. 348–353. 
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mit Elternabenden an der Pädagogischen Hochschule Potsdam, während Ek-
kehard Sachse einen besseren Umgang mit den Seminarsekretären forderte.700 
Ähnlich zu den beiden anderen fasste auch Rogers Beitrag im Wesentlichen die 
abgelaufenen Kolloquien zusammen und zog anschließend ein verhalten opti-
mistisches Fazit. In kursiver Schrift ist dem Haupttext ein Zusatz zugefügt, 
indem Roger berichtete, dass er vom Staatssekretariat gebeten worden war, aus 
seinen Erfahrungen Forderungen die Zukunft abzuleiten. Rogers Antwort wur-
de als Imperativ in den Titel des Beitrags gesetzt: „Schaffung einer Hochschul-
pädagogik ist unaufschiebbar!“. Die Formulierung einer offensiven Forderung 
durch einen Hochschullehrer ist ein Novum in der Zeitschrift des Staatssekreta-
riats. Zuvor war es einzig den hochschulpolitischen Amtsträgern im Staatssek-
retariat vorbehalten, Forderungen aufzustellen und Kurswechsel zu proklamie-
ren. Undenkbar, dass Rogers Artikel also ohne das Wissen und die Zustim-
mung der zuständigen Stellen entstanden ist. Seinen hochrangigen Unterstützer 
fand Roger in Franz Dahlem, seit 1957 stellvertretender Sekretär für Hoch- und 
Fachschulwesen und dort für die Sektoren „Studenten“ und „wissenschaftlicher 
Nachwuchs“ zuständig.701 Der ehemalige kommunistische Spitzenpolitiker 
Dahlem übernahm ab 1957 zu unterschiedlichen Gelegenheiten die Aufgabe, in 
Leitartikeln im „Hochschulwesen“ die hochschulpolitische Linie des Staatssek-
retärs zu erläutern.702 Im November 1959 bat Dahlem in einem Schreiben an 
den Rostocker Prorektor für wissenschaftlichen Nachwuchs, Herbert Luck, 
zwei Mitarbeiter des Instituts für Pädagogik für die Tätigkeit in Forschung und 
Lehre freizustellen. Die hochschulpädagogische Ausbildung des wissenschaft-
700 Sachse, Ekkehard: Stellung und Aufgaben des Seminargruppensekretärs. In: Das Hoch-
schulwesen 7, 1959. S. 330–332. 
701 Barth, Bernd-Reiner; Müller-Engbergs, Helmut: Franz Dahlem. In: Müller-Enbergs, 
Helmut; Wielgohs, Jan; Hoffmann, Dieter; Reimann, Olaf W. (Hrsg.): Wer war wer in der 
DDR? Ein biographisches Lexikon. Bonn 2001. 
702 Dahlem, Franz: Zur Fragen der sozialistischen Erziehung und der Verbundenheit der 
Studenten mit dem Kampf um den sozialistischen Aufbau in der DDR. Die gegenwärtigen 
Hauptaufgaben im Hochschulwesen. In: Das Hochschulwesen 5, 1957. S. 152–158; Dah-
lem, Franz: Was der sozialistische Staat vom wissenschaftlichen Nachwuchs fordert. In: 
Das Hochschulwesen 6, 1958. S. 35–36; Dahlem, Franz: Forschung, Lehre und Ausbildung 
der Kader aufs engste mit der Praxis des sozialistischen Aufbaus verbinden. In: Das Hoch-
schulwesen 6, 1958. S. 3.; Dahlem, Franz: Über einige neue und alte Kaderprobleme. In: 
Das Hochschulwesen 8, 1960. S. 391; Dahlem, Franz: Neue Qualität in Erziehung und 
Ausbildung anstreben. In: Das Hochschulwesen 8, 1961. S. 391–395.; Dahlem, Franz: Das 
14. Plenum der Partei und unsere Aufgaben in Erziehung und Ausbildung. In: Das Hoch-
schulwesen 10, 1962.
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lichen Nachwuchses bezeichnete er als „unaufschiebbare Aufgabe“. Am wich-
tigsten sei die „sozialistische Bewußtseinsbildung“.703 
Im Mai 1960 wurde beim Staatssekretariat für Hochschulwesen eine 
„Zentrale Kommission für Hochschulpädagogik“ gegründet.704 Der Kommissi-
on gehörten unter anderem Prof. Heinrich Deiters von der Pädagogischen Fa-
kultät der Humboldt-Universität Universität, Prof. Hans Lohmann vom Institut 
für Ingenieurpädagogik der TH Dresden, Dr. Anton Waldeyer vom Anatomi-
schen Institut der Humboldt-Universität und Prof. Ludwig Küttner von der 
Hochschule für Architektur und Bauwesen der Universität Weimar an.705 Das 
Forschungsprogramm der in der Kommission zusammengefassten Wissen-
schaftler und Einrichtungen wurde in einem Thesenpapier festgelegt und ge-
meinsam mit einem begleitenden Artikel im „Hochschulwesen“ publiziert.706 
Vorsitzender der Kommission wurde der Rostocker Prorektor für Studentenan-
gelegenheiten, Gerhard Roger. Im Gegensatz zu anderen Wissenschaftsdiszip-
linen, die in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre erst mühsam einer innerwis-
senschaftlichen Hierarchie unterworfen werden mussten, entsprach die Hoch-
schulpädagogik zu ihrem Beginn dem Idealbild einer zentral gesteuerten und 
anwendungsorientierten „sozialistischen“ Wissenschaftsdisziplin.707 Die zent-
rale Kommission für Hochschulpädagogik war ein hybrides Gremium708, das 
sowohl aus den Vertretern des Staatssekretariats, darunter auch der Staatssek-
retär selbst709, und Pädagogen verschiedener Teildisziplinen bestand. Die 
Themen der Kommissionssitzungen wurden durch eine Berichterstattung im 
„Hochschulwesen“ den Hochschullehrern öffentlich gemacht.710 Die Kommis-
sion bildete wiederum selbst Arbeitsgruppen, die unter anderem Empfehlungen 
703 UAR 2.01.2, 430: Dahlem an Prorektor f. wiss. Nachw., Entwicklung der sozialistischen 
Hochschulpädagogik, 06.11.1959. 
704 Roger 1960. S. 417. 
705 Ebenda.  
706 Roger 1960. S. 417. 
707 Jessen, Ralph: Wissenschaftsfreiheit und kommunistische Diktatur in der DDR. In: Müller, 
Rainer Albrecht; Schwinges, Christoph Rainer (Hrsg.): Wissenschaftsfreiheit in Vergan-
genheit und Gegenwart. Basel 2008. S. 203 
708 Den Begriff des „hybriden Gremiums“ habe ich übernommen von: Jessen 1999. S. 313. 
709 UAR 2.01.2, 433: Staatssekretär an Rektor, Hochschulpädagogische Ausbildung des 
Nachwuchses, 08.08.1961. 
710 Die Produktivität der Ausbildung erhöhen. Aus den Thesen des Staatssekretariats. In: Das 
Hochschulwesen 8, 1960. S. 418–419. 
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für die „Studienplangestaltung“ ausarbeiteten.711 Die Mitgliedschaft in diesen 
Arbeitsgruppen wurden wiederum den Amtsträgern in den Universitäten, zum 
Beispiel dem damaligen Prorektor für wissenschaftlichen Nachwuchs, Günter 
Heidorn, angetragen.712 Offenbar war die Zentrale Kommission über ihre enge-
re Funktion für die hochschulpädagogische Forschungsplanung ursprünglich 
als eine Ideenschmiede für zukünftige Hochschulreformen konzipiert. 713  
Die Gründung der Zentralen Kommission ging der Einrichtung hoch-
schulpädagogischer Arbeitszentren voraus. Bei der Gründung des Rostocker 
Instituts zeigte sich wieder das Engagement Franz Dahlems. Dahlem wies den 
Rektor zur Gründung eines „Hochschulpädagogischen Arbeitszentrums“ an 
und verfügte die Freistellung „erforderlicher Mittel und Arbeitskräfte“ – für die 
Leitung des Arbeitszentrums schlug er Gerhard Roger vor.714 Dahlem unter-
stütze Rogers Ansinnen, die Rostocker Hochschulpädagogik in der Form eines 
Instituts zu organisieren und stellte die junge Wissenschaftsdisziplin mit ande-
ren Wissenschaften gleich.715 Seit 1962 trat Dahlem als Hochschulpolitiker 
nicht mehr öffentlich hervor, ohne Berücksichtigung der Aktenbestände des 
Staatssekretariats lässt sich über die Gründe nur mutmaßen. Jedoch fällt Dah-
lems Rückzug aus der hochschulpolitischen Öffentlichkeit mit der Einsetzung 
von Hans-Joachim Gießmann als Nachfolger Wilhelm Girnus‘ als Staatssekre-
tär für Hochschulwesen zusammen.716 Generell lässt sich ab 1962 von einem 
zunehmenden Bedeutungsverlust der Hochschulpädagogik sprechen. Der Per-
spektivplan des Jahres 1964 macht den Bedeutungsverlust der Hochschulpäda-
gogik deutlich. Zu diesem Zeitpunkt wurde die Berichterstattung über die Zent-
711 UAR 2.01.2, 433: Sekretär der Zentralen Kommission für Hochschulpädagogik an Prorek-
tor f. wiss. Nachw., 12.04.1961. 
712 Ebenda. 
713 Kuhlmann, Werner: Kommission Hochschulpädagogik tagte in Berlin. In: Das Hochschul-
wesen 10, 1962. S. 66–69; Kuhlmann, Werner: Sitzung der Zentralen Kommission für 
Hochschulpädagogik. In: Das Hochschulwesen 10, 1962. S. 563–565; Kuhlmann, Werner: 
Kommission Hochschulpädagogik tagte in Berlin. In: Das Hochschulwesen 11, 1963. S. 66; 
Lehmann, Helmut: Hochschulpädagogen tagten in Weimar. In: Das Hochschulwesen 12, 
1964. S. 847–848. 
714 UAR 2.01.2, 430: Dahlem an Rektor, Beschluß zur Einrichtung hochschulpädagogischer 
Arbeitszentren, 30.06.1960. 
715 UAR 2.01.2, 430: Dahlem an Rektor, März 1961. 
716 Kant, Horst;Müller-Enbergs, Helmut: Gießmann, Ernst-Joachum. In: Wer war in der DDR? 
http://www.stiftung-aufarbeitung.de/wer-war-wer-in-der-ddr-%2363%3B-
1424.html?ID=992. 
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rale Kommission im „Hochschulwesen“ eingestellt.717 Gleichzeitig wurde ein 
„Instituts für Hochschulpolitik“ an der Humboldt-Universität Berlin gegründet, 
das fortan die Rolle als hochschulpolitischer „Think tank“ übernahm.718 In der 
Festschrift zum 15. Jubiläum des „Instituts für Hochschulbildung“ wird deut-
lich, dass die Gründung des Instituts zugleich als Kritik an der Hochschulpäda-
gogik zu verstehen ist. Die von den Hochschulpädagogen angefertigten Unter-
suchungen „umfaßten nur einige Seiten der Hochschulbildung, die unter dem 
speziellen Aspekt einer Wissenschaftsdisziplin beleuchtet wurden. Diese For-
schungen erfolgen zum Teil isoliert voneinander und ihrer Ergebnisse hatten 
häufig auch nur einen begrenzten Wirkungsradius. Das genügte angesichts der 
gewachsenen wissenschaftlichen Anforderungen an die Leitung und Planung 
des Hochschulwesens nicht mehr“.719 
717 vgl. die Inhaltsverzeichnisse des „Hochschulwesens“ von 1965–1970. 
718 vgl. dazu die programmatische Schrift Otto Rühles: Rühle, Otto (Hrsg.): Idee und Gestalt 
der deutschen Universität. Tradition und Aufgabe. Berlin 1966. 
719 Fischer, E; Nast, M; Schulz, H.-J: Das Institut für Hochschulbildung 1964 bis 1979. Berlin 
1979. 
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4.4.  „Subjektive Faktoren“ der Rostocker Institutsgründung 
„Daß gerade in Rostock die Gründung eines hochschulpädagogischen In-
stituts zustande kam, ist auch mit einer Reihe günstiger subjektiver Faktoren 
verbunden“ schrieb Gerhard Roger in der Geschichte des Wissenschaftsbe-
reichs Hoch- und Fachschulpädagogik 1986.720 Tatsächlich ist die Gründung 
des Rostocker Instituts sowohl auf den persönlichen Einsatz als auch auf die 
guten Beziehungen Gerhard Rogers zurückzuführen. Beides, Engagement und 
hochschulpolitisches Gewicht, nahmen in vielfältiger Weise auch auf die Ent-
wicklung des Instituts Einfluss.  
Gerhard Roger ist in vieler Hinsicht ein typischer Vertreter der als 
„ABF“- oder „Hitlerjugend-Generation“ benannten Generationeneinheit.721 
Roger wurde 1929 als Sohn einer Arbeiterin (Vater unbekannt) im westpreußi-
schen Marienburg geboren.722 Vor dem Ende des zweiten Weltkriegs stellten 
Studierende aus ärmeren sozialen Milieus noch eine verschwindende Minder-
heit unter den Studierenden dar.723 Der damals siebzehnjährige Gerhard Roger 
profitierte unmittelbar von den Möglichkeiten der sozialen Öffnung des Hoch-
schulzugangs, als er 1947 ein Studium an der Vorstudienanstalt der Universität 
Rostock aufnahm. Dem Teil der um 1930 geborenen, im Nationalsozialismus 
sozialisierten, Jugendlichen, die mithilfe der Sozialpolitik der SED aus ärmeren 
sozialen Milieus in die Funktionselite des zweiten deutschen Staates aufsteigen 
konnten, wird im Allgemeinen eine besondere Identifikation mit der SED-
Diktatur und ihrem Projekt eines Sozialismus auf deutschem Boden nachge-
sagt.724 Jedenfalls im Falle Gerhard Rogers ist dieser These zuzustimmen. 
Politik nahm in Rogers wissenschaftlicher Karriere einen ebenso großen Stel-
lenwert ein wie die Wissenschaft selbst. Schon während seines Lehramtsstudi-
ums in den Fächern Deutsch und Geschichte an der später geschlossenen Päda-
gogischen Fakultät der Universität Rostock von 1949-1952 engagierte sich 
720 Roger, Knöchel 1986. S. 47. 
721 Bauerkämper 1999. S. 58-59. Für die Gründe der Hinwendung dieses Teils der jungen 
Generation zum Kommunismus vgl. die Erinnerungen von Christa Wolf: Wolf, Christa: 
Über Schuldgefühle und Loyalität. In: Judt, Matthias (Hrsg.): DDR-Geschichte in Doku-
menten. Beschlüsse, Berichte, interne Materialien und Alltagszeugnisse. Bonn 1998. S. 59–
60. 
722 Roger 2006. 
723 Jessen 1999. S. 36. 
724 Bauerkämper 1999. S. 58–59. 
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Roger im Studentenrat für die SED.725 Im Jahr 1955, direkt nach seiner Promo-
tion, wurde Roger hauptamtlich zweiter Vorsitzender der Universitätsgewerk-
schaftsleitung.726 Obwohl die Gewerkschaften in der DDR formal unabhängig 
waren, unterstanden sie seit der Stalinisierung Ende der vierziger/Anfang der 
fünfziger Jahre der Kontrolle der SED. Als „Transmissionsriemen“ dienten sie 
dazu, Nichtparteimitglieder erfassen und auf die Politik der SED verpflichten 
zu können.727 Roger nahm damit also schon zu Beginn seiner Karriere als ge-
rade Sechsundzwanzigjähriger ein hohes politisches Amt ein, für dessen Beset-
zung die Zustimmung der übergeordneten SED-Leitungen notwendig war. 
Dass Roger das Vertrauen dieser Stellen genoss, wird auch daran deutlich, dass 
der junge Wissenschaftler 1957 nahtlos in das nächste politische Amt wechsel-
te. Nachdem das Prorektorat für Studentenangelegenheiten 1957 in ein Prorek-
torat für Studienangelegenheiten mit verstärktem Augenmerk auf die „sozialis-
tische Erziehung“ umgebildet wurde, erfolgte die Ernennung von Gerhard 
Roger zum neuen Prorektor.728 Hinter dem Rektor waren die vier Prorektoren 
diejenigen Amtsinhaber mit der größten Machtfülle innerhalb der Universität 
und wurden im Gegensatz zu diesem nicht durch den Senat gewählt, sondern 
durch das Staatssekretariat eingesetzt.729 Die Besetzung dieser Posten mit jun-
gen, parteiloyalen Nachwuchskräften gehörte zu den hochschulpolitischen 
Strategien des Staatssekretariats.730 Offenbar erschien der junge Pädagogikdo-
zent dem Staatsekretariats als der geeignete Mann für die Erfüllung der im 
Zuge der „sozialistischen Umgestaltung“ gestiegenen Anforderungen an das 
Prorektorat. Roger blieb bis kurz vor der Gründung des Instituts für Hoch-
schulpädagogik 1961 in dieser Stellung. Mit seiner Tätigkeit als Parteisekretär 
ab 1967 verbrachte Roger von den fünfzehn Jahren nach dem Abschluss seiner 
Dissertation bis zum Jahr 1970 neun Jahre in hauptamtlichen Positionen in der 
„Universitätsinnenpolitik“ in der Universität Rostock.731 Seine Identifikation 
725 Hartwig, Wolfgang: Skizze über einen Parteisekretär. In: Die neue Universität 9, 1966. 
726 Roger 2006. 
727 Jessen, Ralph: Partei, Staat und "Bündnispartner". Die Herrschaftsmechanismen der SED-
Diktatur. In: Judt, Matthias (Hrsg.): DDR-Geschichte in Dokumenten. Beschlüsse, Berich-
te, interne Materialien und Alltagszeugnisse. Bonn 1998. S. 39. 
728 Roger 2006; Dahlem 1957. 
729 Schulz, Tobias: "Sozialistische Wissenschaft". Die Berliner Humboldt-Universität (1960–
1975) Köln, Potsdam 2010. S. 63. 
730 Schulz 2010. S. 197. 
731 Roger 2006. 
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mit dem SED-Staat zeigte sich jedoch nicht nur in der Bereitschaft zur Über-
nahme politischer Ämter, sondern auch in Rogers politischen Engagement und 
Äußerungen. So engagierte sich der Institutsdirektor Mitte der sechziger Jahre 
für die Übertragung des zentralistischen, in der Planwirtschaft und der staatli-
chen Bürokratie angewandten Leitungsprinzips auf die Entscheidungsstruktu-
ren der Philosophischen Fakultät der Universität Rostock.732 In der „Wissen-
schaftlichen Zeitschrift“ der Universität und im „Hochschulwesen“ übernahm 
es Roger, die Geschichte des Hochschulwesens in der DDR propagandistisch 
als Erfolgsgeschichte zu deuten.733 Der anlässlich des Symposions „Universitä-
ten im Umbruch“ vom 06. bis zum 09.10.1990 in Oldenburg, durch Roger 
vorgenommener Rückblick auf die DDR-Hochschulpädagogik ist im Grunde 
frei von kritischen Tönen gegenüber dem untergegangenen politischen Sys-
tem.734 
Rogers Identifikation mit dem SED-Staat und seinem gesellschaftspoliti-
schen Projekt – dem „Aufbau des Sozialismus“ – machen es plausibel, dass er 
die Einflussnahme auf die Persönlichkeit der Studierenden als legitimes und 
wünschenswertes Anliegen ansah. Sein Einsatz für die „Pädagogisierung“735 
der Universitäten – also ihre dominierende Ausrichtung auf ihre Ausbildungs- 
und besonders ihre indoktrinierende Funktion – ging aber weit über Parteidis-
ziplin hinaus. Stattdessen verfolgte Roger seine Ziele – die Verankerung der 
Erziehungsfunktion im Berufsbild der Universitätsprofessoren und die pädago-
732 UAR 2.01.2, 432: Roger, Zur Verbesserung der Leitungstätigkeit an der Fakultät, undatiert. 
733 Roger, Gerhard: Der Siebenjahrplan. Die richtige Gesprächsgrundlage. In: Das Hochschul-
wesen 8, 1960. S. 120; Roger, Gerhard: Die Grundzüge in der Entwicklung der Hochschul-
politik unseres Arbeiter-und Bauernstaates. In: Wissenschaftliche Zeitschrift der Universi-
tät Rostock 10, 1961. S. 295–301; Roger, Gerhard; Deiters, Heinrich: Pädagogische Aufga-
ben der Hochschulen klarer formulieren. In: Das Hochschulwesen 10, 1962. S. 337. 
734 Roger, Gerhard: Der Hochschullehrer als Erzieher und gesellschaftliches Vorbild. In: 
Busch, Friedrich W; Rüther, Beate; Straube, Peter-Paul (Hrsg.): Universitäten im Umbruch. 
Zum Verhältnis von Hochschule, Studenten und Gesellschaft. Oldenburg 1992. S. 259. 
Jessen sprach von Rogers Beitrag im Tagesband sogar als „besonders drastisches Beispiel“ 
einer „Verschleierungstaktik“. Vgl. Benner, Dietrich; Schriewer, Jürgen; Tenorth, Heinz-
Elmar (Hrsg.): Erziehungsstaaten. Historisch-vergleichende Analysen ihrer Denktraditionen 
und nationaler Gestalten. Weinheim 1998. S. 375. 
735 Die Verwendung des Begriffs „Pädagogisierung“ im Kontext der Universitäten habe ich 
von Heinz-Elmar Tenorth übernommen: Tenorth, Heinz-Elmar: Selbstbehauptung einer 
Vision. Zur Einleitung. In: Tenorth, Heinz-Elmar; Vom Bruch, Rüdiger (Hrsg.): Geschichte 
der Universität unter den Linden. Bd. 6: Selbstbehauptung einer Vision. Berlin 2010. S. 16–
18.
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gische Ausbildung der angehenden Hochschullehrer – auch dann weiter, als 
andere Themen an die höchsten Stellen der hochschulpolitischen Agenda ge-
rückt waren. So strebte Roger jahrelang danach, am Rostocker Institut ein so-
genanntes „hochschulpädagogisches Zusatzexamen“ anzubieten.736 Um dieses 
Ziel zu verwirklichen, riskierte Roger sogar die Unterstützung des Staatssekre-
tariats durch die eigenmächtige Eröffnung eines Studienganges zu verlieren.737  
Sicherlich hatte Rogers hochschulpädagogisches Engagement zunächst 
auch existenzsichernde Funktion. Der junge Dozent hatte jahrelang nicht als 
Wissenschaftler gearbeitet, als er mit der Einrichtung der hochschulpädagogi-
schen Colloquien begann. Durch seine hauptamtlichen politischen Tätigkeiten 
hatte er im Gegensatz zu anderen Angehörigen der nachwachsenden SED-
loyalen akademischen Elite seine Habilitation noch nicht angefertigt oder be-
gonnen.738 Das aufkommende starke Interesse an der Hochschulpädagogik bot 
dem jungen Akademiker also seine eigene, Auskommen und Titel verspre-
chende, wissenschaftliche Nische.  
Zu den „günstigen subjektiven Faktoren“ der Institutsgründung gehörten 
auch die guten politischen und persönlichen Verbindungen des Institutsleiters. 
In Anlehnung von Mitchell G. Ashs Konzept von „Wissenschaft und Politik als 
Ressourcen füreinander“739 soll dabei aber berücksichtigt werden, dass es sich 
bei den Verbindungen Rogers nicht um einseitige Förderer-Günstling-
Beziehungen handelte. Stattdessen soll davon ausgegangen werden, dass so-
wohl Roger als auch seine zeitweiligen Verbündeten einen beidseitigen Vorteil 
in der Förderung seines hochschulpädagogischen Engagements sahen. Beson-
ders triftig ist dieser Gedanke im Falle Franz Dahlems. Dahlem war ungefähr 
gleichzeitig mit dem neuen Staatssekretär, Wilhelm Girnus, in das Amt des 
Stellvertreters aufgerückt. Nach dem durch die Massenflucht von Studenten 
und Dozenten erzwungenen Abebben der „sozialistischen Umgestaltung“ 1958 
war der stellvertretende Staatssekretär in der Not, dem politisch erzeugten 
Reformdruck auf anderem Wege Genüge zu tun. Der Rostocker Prorektor für 
Studentenangelegenheiten bot, indem er die pädagogische Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchs als Lösung für die nachwievor unbefriedigen-
736 UAR 2.2.1., 433: Roger an Heidorn, 26.11.1965. 
737 UAR 2.2.1.: Institut für Hochschulpädagogik, Erste vorläufige Ausbildungskonzeption für 
das organisierte Externenstudium zur Erlangung eines Zusatzexamens in Erwachsenenpä-
dagogik, 03.09.1965. 
738 Jessen 1999. S. 402. 
739 Ash 2010. S. 14. 
150 Entstehung,  Entwicklung des Instituts für Hochschulpädagogik 
den Erziehungsergebnisse darstellte, eine Alternative zu den aufsehenerregen-
den und polarisierenden politischen Kampagnen gegenüber einzelnen Wissen-
schaftlern.  
Das zweite persönliche Verhältnis, das in der Geschichte des Rostocker 
Instituts immer wieder hervortrat, war das zwischen Gerhard Roger und seinem 
Doktorvater Fritz Müller. Der „Senior der Pädagogen, Prof. Fritz Müller“ hatte 
sich „bereits früher mit dem Erziehungsgedanken der Universität theoretisch 
auseinandergesetzt und auf die hochschulpädagogischen Traditionen in 
Deutschland aufmerksam gemacht“.740 Müller hatte schon 1955 in Reaktion 
auf die 2. Hochschulkonferenz des Staatssekretariats gefordert, die „Assisten-
ten und Aspiranten im Ausbildungsgang wenigstens in großen Zügen mit den 
Gesetzen des Bildungsprozesses und der erzieherischen Maßnahmen vertraut 
zu machen“741. Im Artikel behauptet Müller, dass schon 1955 ein „erster, un-
systematischer Versuch“ mit den Assistenten und Aspiranten der wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät durchgeführt wurde.742 Tatsächlich war Müller 
jedoch nicht nur Ideengeber, sondern zu verschiedenen Zeitpunkten auch akti-
ver Förderer der Hochschulpädagogik an der Universität Rostock. Seit Sep-
tember des Jahres 1961 war Müller Dekan der Philosophischen Fakultät743, erst 
nach seinem Amtsantritt wurden Roger und seinen drei Mitarbeitern die not-
wendigen Arbeitsräume im Gebäude der Philosophischen Fakultät zur Verfü-
gung gestellt.744 Während die Förderung durch den Dekan bei der Gründung 
nur indirekt nachweisbar ist, half Müller dabei, das neugegründete Institut 
innerhalb der Fakultät bekannt zu machen. Nach dem Mauerbau und der des-
halb vom Staatssekretariat von den Fakultäten geforderten verstärkten Auf-
merksamkeit auf die „sozialistische Erziehung“ griff Müller auf die Ressourcen 
zurück, die ihm das neugegründete Institut für Hochschulpädagogik boten. Die 
„Analyse des 3. Studienjahres der Philosophischen Fakultät“745 erfüllte dabei 
mehrere Zwecke: Einerseits leistete sie eine Bestandaufnahme der vorher ge-
740 Roger, Knöchel 1986. S. 47. 
741 Müller, Fritz: Der Erziehungsgedanke der Universität. In: Wissenschaftliche Zeitschrift der 
Universität Rostock 5, 1955/56. S. 132. 
742Müller 1956. Der Wahrheitswert, obwohl er als hoch einzuschätzen ist, konnte noch nicht 
untersucht werden, da es an Aufzeichnungen über diesen Kurs mangelt. 
743 UAR 2.01.2, 1.2: Herder, stellv. Staatssekretär an Schuhmann, Dekanin der Phil. Fak., 
29.08.1961. 
744 UAR 2.01.2, 430: Rektor an Dekan, 11.09.1961. 
745 UAR 2.01.2, 22: Roger, Auswertung der Analyse des 3. Studienjahres, 15.11.1961. 
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leisteten Bemühung in der politischen Beeinflussung der Studenten. Anderer-
seits diente der an die Hochschullehrer und wissenschaftlichen Nachwuchs 
gerichtete Fragenspiegel dazu, das neue „pädagogische“ Anforderungsprofil 
gegenüber den Hochschullehrern überhaupt bekannt zu machen.746 Die öffent-
liche Auswertung der Analyse diente zudem der Einführung der politisch-
ideologischen Erziehung als Bewertungsmaßstab für die Arbeit der Institute 
und Hochschullehrer.747 Für Roger bot die Übernahme dieser Aufgabe gleich 
mehrere Chancen. Erstens stellte das gesammelte Material den Grundstock 
seiner schließlich drei Jahre später beendeten Habilitation dar.748 Zweitens bot 
Müller Roger damit die Möglichkeit, „operativ“ tätig zu werden und seine 
Vorstellungen umsetzen zu können. Die enge Verquickung von wissenschaftli-
cher Analyse und universitätsinternen Reformbestreben ist charakteristisch für 
die Arbeit des Instituts für Hochschulpädagogik in den frühen sechziger Jah-
ren. Teilweise wurde dabei kaum zwischen für Hochschulpädagogen Wün-
schenswertem und innerhalb der Fakultäten Durchsetzbarem getrennt. Dies 
zeigte sich auch im Wirken Rogers im Amt als Vorsitzender der Fakultäts-
kommission „Lehre und Erziehung“, das Roger mithilfe des Dekans besetzen 
konnte.749 Roger arbeitete Konzeptionen für die Durchführung von Hospitatio-
nen und Studentenbeurteilungen aus, die Maximalforderungen glichen, jedoch 
keinerlei Anknüpfungspunkte zu der zu diesem Zeitpunkt in den Instituten 
geübten Praxis hatten.750 Die weitgehende Wirkungslosigkeit Rogers in seiner 
„operativen Tätigkeit“ als Kommissionsvorsitzender zeigt aber auch, dass Mül-
ler vor allem in Phasen erhöhten politischen Drucks auf die Hilfe seines ehe-
maligen Doktoranden zurückgriff, aber dessen Ziele nicht gleichermaßen auf 
der Agenda des Dekans standen.751 In der zwischenzeitlichen Liberalisierung 
auch an den Universitäten in Folge des 2. Jugendkommuniqués stellte Roger 
746 UAR 2.01.2, 22: Roger an Fachrichtungsleiter, Analyse der Erziehung und Ausbildung im 
3.Studienjahr an der Philosophischen Fakultät, undatiert.
747 vgl. dazu UAR 2.01.2, 4.4: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 10.03.1962. 
748 Roger 1964. 
749 UAR 2.01.2, 4.4: Protokoll der Fakultätsratssitzung am 28.11.1962. 
750 Z.B. UAR 2.01.2, 23: Arbeitsplan der Kommission Lehre und Erziehung für das Früh-
jahrsemester 1963. 
751 So sagte Müller in der Fakultätsratssitzung am 26.09.1963 in der Auswertung des 2. 
Jugendkommuniqués, dass die „Dozenten keine allgemeinen moralischen Reden halten“ 
sollten, sondern lieber konkrete Aufgaben stellen sollten. UAR 2.01.2, 4.4: Protokoll der 
Fakultätsratssitzung am 26.09.1963. 
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seine operative Tätigkeit an der Philosophischen Fakultät nahezu ein und wich 
auf andere Fakultäten aus.752 
Eine ebenso folgenreiche, aber im Gesamten beständigere Unterstützung 
wurde Roger durch den langjährigen Prorektor Günther Heidorn zuteil. 
Heidorn und Roger studierten zur selben Zeit in Rostock, Heidorn ist jedoch 
kein typischer Vertreter der oben erwähnten „ABF-„ oder „Hitlerjugend-
Generation“. Der vier Jahre ältere Heidorn kam aus einem gegenüber der 
NSDAP oppositionellen Elternhaus, was sich auch darin ausdrückte, dass er 
niemals Mitglied einer NSDAP-Jugendorganisation war.753 Heidorn hatte 
schon in der NS-Zeit sein Abitur abgelegt und war danach in die Wehrmacht 
einberufen worden. Nach dem Kriegsende studierte Heidorn zunächst in Köln 
Jura, um dann 1947 an die neugegründete Sozialwissenschaftliche Fakultät an 
der Universität Rostock zu wechseln.754 Vor seiner Studienzeit in Rostock 
engagierte sich Heidorn in der FDP, trat jedoch nach einer kurzfristigen Inhaf-
tierung durch den NKWD 1949 in die SED ein. Für die Beweggründe von 
Heidorns schneller Entlassung aus der Haft existieren mehrere Versionen.755 
Schon während der zweiten Hochschulreform kamen Roger und Heidorn in der 
FDJ und der SED in engeren Kontakt: „Man schaue sich doch einmal um: Die 
damals in der ersten Reihe standen, sie gehören heute zu den profiliertesten 
Persönlichkeiten. Um nur im Bereich der Universität zu verbleiben, so sind 
eine Reihe unserer jüngsten Hochschullehrer wie zum Beispiel Prof. Heidorn, 
Prof. Krüger, Prof. Polzin, Dr. Vogel und Dr. Haiduk zu denen zählten, die in 
der Partei- oder FDJ-Arbeit bereits als Studenten hervorragend mitgewirkt 
haben.“756 In die Reihe dieser „profiliertesten Persönlichkeiten“ gehörte auch 
Roger selbst. Eng zusammengearbeitet haben müssen Gerhard Roger und Fritz 
Müller auch in der Universitätsgewerkschaftsleitung, in der Heidorn bis 1956 
erster und Gerhard Roger zweiter Vorsitzender war.757 Von Beginn an förderte 
Heidorn die Einrichtung der hochschulpädagogischen Colloquien, so leitete er 
752 Zum Beispiel in die Schiffbautechnische Fakultät. Vgl. UAR 2.01.2, 443,444. 
753Heidorn, Günter: Lebenslauf. http://cpr.uni-rostock.de/ fi-
le/cpr_derivate_000000001645/heidorn_guenter_cv.pdf (28.03.2012) S. 1. 
754 Ebenda. 
755 Heidorn, Günter: Zeitzeugenbericht von Prof. Dr. Günter Heidorn am 17. November 2006. 
In: Krüger, Kersten (Hrsg.): Die Universität Rostock zwischen Sozialismus und Hoch-
schulerneuerung. Zeitzeugen berichten. Band 1. Rostock 2007. S. 26; Deiters 1960. 
756 Roger, Gerhard: Hausherren von morgen. In: Die neue Universität 5, 1964. 
757 Personal- und Vorlesungsverzeichnis. Studienjahr 1956/57 - Herbstsemester. 
http://rosdok.uni-rostock.de/data/Preview-PuV/PDF/1956_WS_VV.pdf (25.08.2011) 
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die Ankündigungen der Veranstaltungsreihe an die Dekane weiter und forderte 
sie dazu auf, den wissenschaftlichen Nachwuchs ihrer Fakultäten darauf hin-
zuweisen.758 Heidorn forderte auch in der Folgezeit von Roger Informationen 
über den Erfolg der Veranstaltungen an, was für weitergehendes Interesse 
spricht.759 Seine Rolle als Förderer der Hochschulpädagogik wird dann erst 
wirklich deutlich, wenn man es mit dem Engagement und Interesse seiner 
Nachfolger vergleicht. In den Jahresberichten der späteren Prorektoren spielte 
die hochschulpädagogische Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
nur eine marginale Rolle.760 Der spätere Prorektor für wissenschaftlichen 
Nachwuchs, Herbert Luck, beantwortet einen Vorstoß Rogers für die Einfüh-
rung offizieller Teilnahmenachweise für seine Lehrveranstaltungen mit einer 
kurzen Note: „Ich fürchte, es wird nach und nach für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs zu viel!“761 Roger bat Heidorn auch, Werbung für die von ihm 
herausgegebene „Hochschulpädagogische Schriftenreihe“ zu machen.762 
Heidorns fördernder Einfluss wird zu einem zweiten Zeitpunkt deutlich. Im 
Herbst des Jahres 1965 wurde Heidorn zum Rektor der Universität Rostock 
gewählt.763 Heidorn unterstützte als Rektor nicht nur das Vorhaben Rogers, 
seinen eigenmächtig eingeführten Studiengang im Nachhinein zu legalisieren, 
sondern griff auf die rhetorischen Ressourcen des Hochschulpädagogen zu-
rück, als sich das kultur- und hochschulpolitische Klima nach der als „Kahl-
schlag-Plenum“ bekanntgewordenen 11. ZK-Tagung im Dezember 1965 ein 
weiteres Mal schlagartig veränderte. Heidorn initiierte im Herbst 1966 ein 
Konzil, das unter dem Zeichen der politisch-ideologischen Erziehung stand.764 
758 UAR 2.01.2, 433: Heidorn an Dekane der Fakultäten, Colloquium über Hochschulpädago-
gik, 16.09.1958. 
759 UAR 20.1.2, 433: Heidorn an Roger, 09.12.1958. 
760Die Jahresberichte der Prorektoren enthalten nur in einem Fall eine Erwähnung der hoch-
schulpädagogischen Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses, dagegen werden in 
beinahe allen Berichten die positiven Effekte der marxistisch-leninistischen Weiterbildung 
betont. UAR 1.04.0: 1191: Jahresbericht des Prorektorats für wissenschaftlichen Nach-
wuchs 1958/59, 1959/60, 1960/61; Die Lage im wissenschaftlichen Nachwuchs und weitere 
Aufgaben, undatiert, wa. 1962; Kurzbericht über die Entwicklung des Wissenschaftlichen 
Nachwuchs seit 1959. 
761 UAR 2.01.2, 433: Luck an Roger, 26.09.1962. 
762 UAR 2.01.2, 434: Roger an Heidorn, 16.09.1964. 
763 Heidorn. S. 2. 
764 Sozialistische Erziehung–eine Aufgabe von nationaler Bedeutung. Konzil der Universität 
zu Fragen der Persönlichkeitsbildung. In: Die neue Universität 7, 1966. 
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Das später als Druckschrift765 herausgegebene Hauptreferat auf der als „Erzie-
hungskonzil“766 bezeichneten Versammlung hielt Gerhard Roger. Die mehrma-
lige Zusammenarbeit zwischen Roger und Heidorn mag auch die Auswahl 
Rogers als Sekretär der Universitätsparteileitung positiv beeinflusst haben. 
Jedenfalls nahmen ab 1967 Heidorn und Roger die einflussreichsten Ämter in 
der Universität ein.767 Das neue Amt bewirkte für Rogers hochschulpädagogi-
sche Anliegen beides: Einfluss und Ablenkung. Einerseits war Roger in der 
besten Position, um sein Anliegen einer „Pädagogisierung“ der Universität in 
die Wege leiten zu können, andererseits, und das zeigen seine Beiträge in der 
SED-Zeitung „Die neue Universität“, war Roger in dieser Funktion auch 
gleichzeitig in der Pflicht, die Politik der Partei im weiteren Sinne zu vertre-
ten.768 Die Anzahl von Artikeln mit hochschulpädagogischen Themen in der 
Parteizeitung nahm jedenfalls nach einem Hoch im Anschluss an das soge-
nannte Erziehungskonzil 1966 unter seiner Leitung wieder deutlich ab. 
Die vierte folgenreiche persönliche Verbindung war die zwischen Roger 
und dem Rektor Rudolf Schick. Über die Umstände der Gründung urteilte 
Roger 25 Jahre später, dass auch „die Leitung der Universität Rostock sich 
durch besondere Aufgeschlossenheit für hochschulpädagogische Belange aus-
zeichnete“769 Diese These lässt sich weniger durch eine besonders ausgeprägte 
Korrespondenz zwischen Schick und Roger erhärten, als sich indirekt rekon-
struieren. Zum einen war Schick der einzige Rektor, der jemals in der 1962 
gegründeten „Hochschulpädagogischen Schriftenreihe“ einen Beitrag veröf-
fentlicht hat.770 Zum anderen verdeutlicht der Vergleich mit dem Handeln 
anderer Rektoren, dass Schick ein Förderer der Hochschulpädagogik war. Der 
Chemiker und ehemalige Jenenser Rektor Günther Drefahl gab im Zeitzeugen-
gespräch mit Matthias Steinbach noch 2005 zu Protokoll, dass die Hochschul-
765 UAR 2.01.2, 124: Beschluß des Senats der Universität Rostock vom 14. September 1966 
über die weitere Arbeit auf dem Gebiet politisch-ideologischer Erziehung. 
766 Berichte vom Erziehungskonzil unserer Universität. In: Die neue Universität 7, 1966. 
767 Roger 2006; Heidorn. 
768 z.B. Roger, Gerhard: Roger, Gerhard: Die nächsten Aufgaben unser Parteiorganisation. In: 
Die neue Universität 8, 1967. 
769 Roger, Knöchel 1986. S. 47. 
770 Schick, Rudolf: Einige Gedanken zu den Aufgaben unserer Universitäten und Hochschulen. 
In: Hochschulpädagogische Schriftenreihe 2, 1962. S. 113–116. 
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pädagogik „sein Lieblingsfeindgebiet“ gewesen sei.771 Drefahl machte seinen 
Einfluss offenbar dahingehend geltend, jedenfalls wurde an der Universität 
Jena im Gegensatz zu den meisten DDR-Universitäten keine Abteilung für 
Hochschulpädagogik gegründet.772 Und dass, obwohl die Jenaer Pädagogen 
Werner Dorst und Karl Schrader sich schon frühzeitig zu hochschulpädagogi-
schen Fragen zu Wort meldeten773 
771 Drefahl, Günther: "Man gab vor, Strukturen ändern zu wollen …". In: Steinbach, Matthias; 
Ploenus, Michael (Hrsg.): Universitätserfahrung Ost. DDR-Hochschullehrer im Gespräch. 
Jena 2005. S. 32. 
772 An der Universität Rostock, der Pädagogischen Hochschule Potsdam, der HU Berlin, der 
TU Dresden, der MLU Halle und KMU Leipzig bestanden 1967 hochschulpädagogische 
Einrichtungen. Vgl. Übersicht über die zur Zeit an den Universitäten der DDR bestehenden 
hochschulpädagogischen Einrichtungen. In: Hochschulpädagogische Schriftenreihe 7, 
1967. S. 59. 
773 Dorst, Werner; Schrader, Karl: Neue Hochschulpädagogik hilft Aufgaben der Wissenschaft 
lösen. In: Das Hochschulwesen 7, 1959. S. 397–403. 

5. Möglichkeiten für weitere Untersuchungen der Rostocker Hoch-
schulpädagogik
Im Fazit möchte ich auf die Thesen zurückkommen, die ich in der Einführung 
formuliert habe. Zweck der Einleitung war es, die Relevanz des Themas darzu-
legen. In dreierlei Weise sei die Beschäftigung mit dem Rostocker Institut für 
Hochschulpädagogik wichtig: Als vergessene Vorgeschichte und potentieller 
argumentativer Steinbruch gegenwärtiger Diskussionen über die Rolle pädago-
gisch-didaktischer Kompetenz bei Hochschullehrern, als Ausdruck einer neuen 
hochschulpolitischen Strategie der DDR-Führung beim Übergang von den 
fünfziger zu den sechziger Jahren und als „Schrittmacher“ der wohl radikalsten 
Universitätsreform auf deutschem Boden. Der Beleg dieser Thesen ist mir in 
der Arbeit nur teilweise gelungen. So habe ich die Erfahrungsräume und Er-
wartungshorizonte dargestellt, vor deren Hintergrund sich die Institutionalisie-
rung der Hochschulpädagogik vollzog.774 Dabei wurde erläutert, wie die Hoch-
schulpädagogik zunächst als Instrument der Hochschulpädagogik gefördert 
wurde, aber dann zunehmend einen institutionellen „Eigen-Sinn“ entwickel-
te.775 Ich habe einen jähen Bedeutungsverlust des Rostocker Instituts ab 1964 
nachgewiesen,776 bisher allerdings noch keine spezifischen Gründe neben dem 
allgemein beobachtbaren methodischen Eklektizismus des Staatssekretariats 
gefunden. Mithilfe des Aktenbestandes des Staatssekretariats im Bundesarchiv 
dürfte sich die Frage nach den spezifischen Gründen des Bedeutungsverlustes 
wahrscheinlich ebenso klären lassen wie die Unklarheit, ob die am Rostocker 
Institut zu beobachtende personelle und inhaltliche Stagnation auch für die 
anderen hochschulpädagogischen Einrichtungen zutrifft.777 Ich habe auch deut-
lich gemacht, warum der Ablauf der Institutionalisierung so nur unter den spe-
zifischen Bedingungen des DDR-Wissenschaftssystems möglich war und dabei 
die entscheidende Rolle von Personen und Personenkonstellationen mit einbe-
zogen.778  
774 vgl. Kap. 4.1 und 4.2. 
775 vgl. Kap. 3.1.  
776 vgl. Kap. 3.2. 
777 Die Angaben bei Keil zur personellen Entwicklung an der Humboldt-Universität in den 
fünfziger Jahren bestätigen allerdings diesen Verdacht. Das hochschulpädagogische Arbeit-
szentrum sei 1959 mit zwei Mitarbeitern gestartet und verfügte im Studienjahr 1967/68 über 
drei Planstellen. Keil, Johannes: Professoren und Pädagogik? Die Entwicklung der Hoch-
schulpädagogik an der Humboldt-Universität bis 1989, 2010. http://www.hof.uni-
halle.de/journal/texte/10_1/Keil.pdf (15.04.2012) Vgl. S. 170–171. 
778 vgl. Kap. 4.3. 
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 Während also die zweite These der Einleitung belegt worden ist, wurde 
der Einfluss der Hochschulpädagogik auf die Universitätsreformen Ende der 
sechziger Jahre nur am Rande erwähnt und die Gegenwartstauglichkeit der 
damals erarbeiteten Theorien ganz außen vor gelassen. Den Einfluss der Hoch-
schulpädagogik auf die Reformbemühungen an der Universität Rostock habe 
ich an andere Stelle nachgezeichnet. So trat bei der Untersuchung der Philoso-
phischen Fakultät das Wirken der Rostocker Hochschulpädagogen deutlich 
hervor.779 Es wurde in dieser Arbeit kurz darauf eingegangen, welchen Ein-
fluss diese Reformbemühungen auf die Diskussionen der „Prinzipien zur wei-
teren Entwicklung der Lehre und Forschung“ an der Universität Rostock hat-
ten. Die Hauptforderungen des in Reaktion auf die „Prinzipien“ einberufenen 
„Erziehungskonzils“ bezogen sich auf die Erziehungstätigkeit der Hochschul-
lehrer und ihre bürokratische Sicherstellung.780 Es lässt sich also deutlich 
nachweisen, dass die vorangegangen Erziehungsdiskurse die Art und Weise 
beeinflussten, wie die Reforminitiativen des Staatssekretariats an der Universi-
tät Rostock wahrgenommen wurden. Noch nicht nachweisen konnte ich ob, 
und in welchem Umfang Hochschulpädagogen die in der 3. Hochschulreform 
durchgesetzten Leitungsstruktur, den Studienaufbau und die neu installierten 
Zugangsvoraussetzungen für den Hochschullehrerberuf (facultas docendi) 
mitbestimmten.781 Da diese Regelungen im Gegensatz zu den inneruniversitä-
ren Reformbemühungen der frühen sechziger Jahre zentral vom Ministerium 
für Hoch- und Fachschulwesen verordnet worden sind, müsste der Einfluss der 
Hochschulpädagogen in den von den vorher eingesetzten Kommissionen des 
Staatssekretariats zu suchen sein.782 In den Texten Gerhard Rogers lässt sich 
allerdings eine gewisse Distanz zu der damals zur sozialistischen Leitungswis-
senschaft erkorenen Kybernetik erkennen, ganz im Gegensatz zum Berliner 
Hochschulpädagogen Helmut Lehmann.783 Die „Technisierung“784 und Entau-
779 Rohrmann 2011. 
780 Weitere Arbeit auf dem Gebiet der politisch-ideologischen Erziehung. Beschluss des 
Akademischen Senats. In: Die neue Universität 7, 1966. S. 2.  
781 Zur Facultas docendi vgl. Jessen 1999. 123ff. 
782 In der Akte zum „Arbeitskreis wissenschaftliche-produktive Tätigkeit“ lässt sich ein 
Eindruck zur Größe und Arbeitsweise einer solchen Kommission gewinnen: UAR 2.1.2, 
442. 
783 Lehmann, Helmut: Zur Planung der erzieherischen Arbeit an der Hochschule. In: Hoch-
schulpädagogische Schriftenreihe 9, 1968. S. 25ff. 
784 Leschinsky, Achim; Gruner, Petra; Kluchert, Gerhard (Hrsg.): Die Schule als moralische 
Anstalt. Erziehung in der Schule: Allgemeines und der "Fall DDR". Weinheim 1999. S. 117. 
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tonomisierung der pädagogischen Tätigkeit durch die Einführung von Kom-
mandostrukturen mit dem Direktorat für Erziehung und Ausbildung an der 
Spitze steht jedenfalls in einem gewissen Gegensatz zu Rogers Bemühungen, 
nicht die Überwachung, sondern die pädagogisch-professionellen Fähigkeiten 
des wissenschaftlichen Nachwuchses zu fördern.785 Das löst den bisher noch 
nicht belegbaren Verdacht aus, dass es Ende der sechziger Jahre zu einer 
Schulenbildung innerhalb der kleinen Disziplin gekommen ist, mit unter-
schiedlichem geografischen Schwerpunkt und unterschiedlichem Einfluss auf 
die Entscheidungsträger im Staatssekretariat. An den Beiträgen von Hoch-
schulpolitikern aber auch an denen von „ganz normalen“ Wissenschaftlern in 
der SED-Universitätszeitung „Die neue Universität“ und im „Hochschulwe-
sen“ lässt sich nachvollziehen, wie „Erziehung“ und „Bewusstseinsbildung“ 
Ende der sechziger Jahre zu allgemeinen, prestigeversprechenden und inflatio-
när gebrauchten Vokabeln des Reformdiskurses wurden.786 Ohne weiterfüh-
rende Analyse ist jedoch nicht zu entscheiden, inwieweit sich die Verwendung 
auf die Ideen und Konzepte der Hochschulpädagogik oder doch nur auf All-
tagsreflexionen bezieht.  
Die in der Einleitung aufgeworfene Frage nach der Aktualität pädago-
gisch/didaktischer Ausbildung der Nachwuchswissenschaftler habe ich bisher 
ausgespart. In der bisher noch raren Forschung zur Hochschulpädagogik wird 
kontrovers über das Mischungsverhältnis von Ideologie, Indoktrinations- und 
Disziplinierungsfunktion auf der einen Seite und den pragmatischen Bemü-
hungen um die Verbesserung der Hochschullehre gestritten.787 Gleichermaßen 
streitbar ist, ob eine hochschuldidaktische Ausbildung von Nachwuchswissen-
schaftlern überhaupt sinnvoll ist, und wenn ja, ob die von der Hochschulpäda-
gogik angestellten Problemdiagnosen, die praktizierten Lehr-Lernkonzepte und 
die von ihr erarbeiteten didaktischen Prinzipien überhaupt auf die Universitäten 
der Gegenwart anwendbar sind. Dafür müsste die Aufarbeitung der DDR-
Hochschulpädagogik unter den Fragestellungen der gegenwärtigen Hochschul-
didaktik in Angriff genommen werden.788  
785 Zur Arbeitsweise des Direktorats für Ausbildung und Erziehung vgl. Rohrmann 2011. 
S.103–108.
786 Vgl. die Jahrgänge 1966,67,68 der Zeitschriften „Die neue Universität“ und „Das Hoch-
schulwesen“ 
787 Keil 2010. S. 167. 
788 Auch Keil erlaubt sich dazu kein Urteil, sondern nimmt stattdessen die Perspektive der 
Hochschulpolitik ein, wenn er schreibt, dass „obwohl das hochschulpädagogische Lehran-
gebot dazu neigte, mit ideologischen Bestandteilen überfrachtet zu sein, […] die geschaffe-
nen Institutionen in dieser Form im Stande [waren], die von staatlicher Seite gestellten An-
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Im „kurzen Abriss“ der Geschichte des Instituts wurde die These aufge-
stellt, dass drei Aufgaben für das Institut vorrangig waren: Die hochschulpäda-
gogische Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchs, die Untersuchung 
der Lehr-Lernprozesse an der Universität zum Ziel ihrer Verbesserung und die 
hochschulpolitische, „operative Tätigkeit“.789 Die drei Aufgabenkomplexe 
wurden bisher vor allem unter dem Gesichtspunkt ihres Erfolges, gemessen an 
den selbstformulierten Zielen betrachtet. Für eine umfassende Untersuchung 
des Instituts für Hochschulpädagogik wäre es notwendig, auf das Forschungs-
design der am Institut erstellten Studien, auf den Beitrag der Rostocker Hoch-
schulpädagogen an der Theorienbildung der jungen Wissenschaftsdisziplin, auf 
die Lehrinhalte und auf die Art und Weise des hochschulpolitischen Agierens 
und seinen konkreten Niederschlag einzugehen. 
Neben einer genauen Darstellung aller Forschungsvorhaben müsste die 
Analyse des erhobenen empirischen Anspruchs der hochschulpädagogischen 
Forschung erfolgen. Das dieser tatsächlich umfassend eingelöst werden konnte, 
ist in zweierlei Hinsichten fraglich. Erstens waren schon die Fragestellungen 
und Vorannahmen ideologisch beeinflusst. Augenfällig wird das zum Beispiel 
in der Auswertung der Studienjahresanalyse im Februar 1962. Darin stellte 
Roger eine Korrelation zwischen Studiennoten und „politischen Leistungen“ 
fest, die er auf eine motivationshebende Wirkung eines ausgeprägten politi-
schen Bewusstseins zurückführt.790 Dass dieser Befund, wenn überhaupt, eher 
auf die Interdependenz von politischem und fachlichem Kapital hindeutet, 
gerät unter diesen Prämissen nicht in den Blick.  
Hinzukommt, dass der Untersuchungsgegenstand der Forschungen mit 
der Universität ein Teil des bürokratischen Staatsapparats war, dessen zentra-
listische und hierarchische Verfasstheit direkte Auswirkungen auf seine Kom-
munikationsstruktur hatte. Konkret waren die Vorgesetzten einer Behörde 
deshalb vorsichtig bei der Weitergabe negativer Einschätzungen an die nächst-
höhere Stelle, weil sie für die ihnen Untergebenen selbst die „persönliche Ver-
antwortung“ trugen.791 Die Informationen für die von oben angeforderten Be-
forderungen, nämlich die Gewährleistung einer flächendeckenden Vorbereitung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses der HU auf eine spätere akademische Lehrtätigkeit, auch zu 
bewältigen.“ Keil 2010. S. 175 
789 Kap. 2. 
790 UAR 2.1.2, 23: Roger, Auswertung der Analyse des III. Studienjahres. 
791 Jessen, Ralph: Diktatorische Herrschaft als kommunikative Praxis. : Überlegungen zum 
Zusammenhang von "Bürokratie" und Sprachnormierung in der DDR-Geschichte. In: 
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richten wurden deshalb beschönigt, verallgemeinert und damit unkonkret ge-
macht. Im Hochschulbereich reagierten die politisch Verantwortlich deshalb 
mit der Verschickung von Staatsbeamten, welche die Situationen vor Ort per-
sönlich unter Augenschein zu nehmen hatten.792 Die direkte Verwertung der 
Forschungsergebnisse in ihrer hochschulpolitischen Tätigkeit führte dazu, dass 
die Hochschulpädagogen stärker als staatlich beauftragte Inspektoren, denn als 
Wissenschaftler wahrnahmen. Nach den Erfahrungen mit der Analyse des III. 
Studienjahres, die nicht nur zur Einschätzung der jeweiligen Institute verwen-
det wurde, sondern in Form wissenschaftlicher Artikel auch einer breiten Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht wurde793, ging die Bereitschaft, sich an Um-
fragen des Instituts für Hochschulpädagogik zu beteiligen, jedenfalls merklich 
zurück. Anhand des Aktenbestandes ließe sich untersuchen, inwieweit ihre 
„Untersuchungsobjekte“ mit den Hochschulpädagogen kooperierten und ob 
sich die Ergebnisse und Befunde in den Akten von denen in den Veröffentli-
chungen unterschieden.794  
Um sowohl die Gegenwartstauglichkeit der Hochschulpädagogik als auch 
den inhaltlichen Beitrag des Rostocker Instituts einschätzen zu können, ist es 
notwendig, sich in stärkerem Maße mit der hochschulpädagogischen Theorie 
auseinanderzusetzen. Dafür müssten die von der Hochschulpädagogik vertrete-
nen Auffassungen und die dahinterliegenden Argumentationsweisen dargestellt 
werden und das Verhältnis von Hochschulpädagogik und allgemeiner Pädago-
gik ausgemessen werden.795 Zu klären ist dabei, ob sich beide allein durch 
ihren Gegenstand oder auch in ihrer Theoriebildung unterschieden. Im Bezug 
auf den Diskurs über Hochschulbildung, der in der Einleitung aufgegriffen 
wird, ist interessant, worin die Hochschulpädagogen die Unterschiede zwi-
Lüdke, Alf; Becker, Peter (Hrsg.): Akten, Eingaben, Schaufenster : die DDR und ihre Texte. 
Erkundungen zu Herrschaft und Alltag 1998. S. 71. 
792 Vorbereitung und Auswertung des Besuchs einer „Informationsbrigade“ unter der Führung 
von Staatssekretär Girnus 1962 im Rat der Philosophischen Fakultät: UAR 2.01.2, 
4.4:Protokolle der Fakultätsratssitzungen vom 30.04. und 09.05.1962.  
793 Roger, Gerhard: Die Kollektiverziehung in ihrer Bedeutung für die Erziehung der Studenten 
zur Parteilichkeit und zu selbstständiger Arbeit. In: Hochschulpädagogische Schriftenreihe 
2, 1962. S. 53–75. 
794 Z.B. bei der 1962–63 vorgenommenen „Untersuchung über die Steigerung der Wirksamkeit 
der Erziehung und Ausbildung an der Schiffbautechnischen Fakultät“: UAR 2.01.2,443  u. 
444. 
795 Dazu grundlegend: Roger, Gerhard: Die Bedeutung der Entwicklung einer sozialistischen 
Hochschulpädagogik. In: Hochschulpädagogische Schriftenreihe 1, 1961. S. 1–6. 
162 Entstehung,  Entwicklung des Instituts für Hochschulpädagogik 
schen Schule und Universität sahen und an welche Diskurse sie sich damit 
anschlossen und von welchen sie sich abgrenzten. 
Im Bezug auf die Lehre ist es notwendig, Ablaufpläne, Literaturlisten und 
Konzeptionen der Lehrveranstaltungen auszuwerten. Die Berichte der Lehren-
den und die thematischen Veränderungen in den Ablaufplänen und Literaturlis-
ten können Aufschluss darüber geben, wie der Erfolg der Lehrveranstaltungen 
eingeschätzt wurde und inwieweit politische Konjunkturen in die hochschulpä-
dagogische Lehre durchschlugen. 
Weiterführend müssten alle durch die Hochschulpädagogen wahrgenom-
men Funktion in der Universitätsverwaltung, die durch sie ausgearbeiteten 
Vorlagen und ihr tatsächlicher Niederschlag in Beschlüssen, Konferenzen und 
„Plänen“ dargestellt werden. In diesem Zusammenhang müsste die Art und 
Weise, auf welche die Hochschulpädagogen ihre „operative Tätigkeit“ ausüb-
ten, eingehend analysiert werden. Konzeptionelle Hilfe bieten dafür Konzepte 
aus der Politikwissenschaft: Die Formen der Politikberatung durch Wissen-
schaftler wird dort idealtypisch in ein technokratisches und dezisionistisches 
Modell unterschieden, also in der Ämtervergabe an Wissenschaftler aufgrund 
ihrer Kompetenz oder die Beschränkung der Wissenschaftler auf reine Bera-
tungsfunktionen.796 Am Beispiel der Universität Rostock könnte auch gezielter 
untersucht werden, in welchem Ausmaß theoretische Konzepte durch die Pro-
tagonisten der Universitätsinnenpolitik (Dekane, Fachrichtungs- und Instituts-
leiter, Prorektoren und Rektor) übernommen wurde. Erweiterte sich lediglich 
das rhetorische Repertoire oder wurden auch tatsächlich Inhalte übernommen? 
796 Politikberatung. In: Andersen, Uwe (Hrsg.): Handwörterbuch des politischen Systems der 
Bundesrepublik Deutschland. Bonn 2003. 
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